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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich eröffne die 40. Sitzung des Wiener Gemeinderates.

Entschuldigt für heute während des gesamten Tages sind Herr GR Baxant, Frau GRin Frank, Frau GRin Polkorab, Herr GR Mahdalik und Herr GR Dr Madejski. Herr Amtsf StR Dipl-Ing Schicker wird mit etwas größerer Verspätung eintreffen - das Flugzeug, mit dem er gestern zurückkommen hätte sollen, ist kaputt und wird repariert, und daher gibt es hier eine Verzögerung. Weiters sind einzelne GemeinderätInnen während des Tages temporär entschuldigt. Ich erspare es mir, auch ihre Namen vorzulesen.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 05201-2008/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Dr Wolfgang Aigner gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Wie aus den Medien bekannt, musste das Cateringunternehmen Event & Gastro GmbH, das im Zuge der EURO die Generallizenz über die Gastronomiebetriebe in der Wiener Fanzone innehatte, Insolvenz anmelden. Beauftragt wurde das Unternehmen durch die Stadt Wien Marketing GmbH, einem Tochterunternehmen der Stadt Wien. Können Sie ausschließen, dass die Insolvenz des Unternehmens Event & Gastro GmbH etwaige finanzielle Auswirkungen auf die Stadt Wien haben wird?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Ihre Frage kann und - ich sage es auch sehr offen - will ich nicht beantworten und darf das damit begründen, dass es sich in dem gegenständlichen Fall erstens um ein laufendes Insolvenzverfahren handelt und es sich zum Zweiten zwischen der Stadt Wien Marketing GmbH und dieser Gesellschaft um ein voraussichtlich darstellbares Rechtsverfahren handelt, weil man hier unterschiedlicher Auffassung ist im Hinblick auf die Interpretation des Leistungsvertrags, also etwas, was in der Wirtschaft ja durchaus nichts Ungewöhnliches ist. Beide Gründe versagen es mir, hier darauf einzugehen. Ich sage aber auch dazu, ich will gar nicht. Denn wenn ich alle Insolvenzverfahren, die in dieser Stadt stattfinden, hier entsprechend politisch zu kommentieren hätte, dann wären wir wahrscheinlich geraume Zeit beschäftigt.

Ich bitte also, diese Antwort so zu nehmen, wie sie gemeint ist: nicht als Unhöflichkeit, sondern als eine begründete Nichtbeantwortung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Dr Aigner gestellt.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Das jetzige Insolvenzverfahren hat ja auch eine Vorgeschichte. Schon während der EURO, während die Fan-Zone in Betrieb war, hat es Klagen seitens der Wirte gegeben, dass das Rahmenprogramm seitens der Stadt Wien nicht dem entspricht, was vorher ausgemacht war, und dass es deshalb umsatzmäßig Probleme geben wird. 

Glauben Sie, dass die Stadt Wien alles in ihrer Macht Stehende getan hat, um auch das Unternehmen Fan-Zone zu einem wirtschaftlichen Erfolg werden zu lassen, oder sehen Sie da auch Versäumnisse schon während der Europameisterschaft?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Wer sich nur ein bisschen die internationale Medienresonanz dieser Fußball-Europameisterschaft und insbesondere auch der Fan-Zone, insbesondere auch all der Rahmenbedingungen, die sich außerhalb des Fußballfeldes abgespielt haben, vergegenwärtigt, der weiß natürlich auch, dass dies ein unglaublicher Erfolg war. Wer im Nachhinein mit Unternehmen spricht, die durchaus hier in der Fan-Zone auch tätig gewesen sind, der weiß, dass unter den gegebenen Rahmenbedingungen der UEFA dies auch ein wirtschaftlicher Erfolg war. Es wäre uns allen natürlich lieber gewesen, wenn etwa auch in der Fan-Zone eine Wiener Bierbrauerei entsprechend vertreten gewesen wäre, aber das ist so eben gegenüber der UEFA nicht durchsetzbar gewesen.

Ich weiß, dass man, wenn man unzufrieden ist, wenn man aus verschiedensten Gründen vor gewissen Problemen steht, gerne andere schuldig werden lässt. Aber der überwiegende Teil der Unternehmer - auch jener, die anstelle der unzufriedenen Unternehmer dort tätig geworden sind - war und ist sehr zufrieden.

Dass man das eine oder andere im Rahmenprogramm eventuell noch mehr machen hätte können, das mag sein - da verstehe ich natürlich auch Ihre Rolle dabei -, aber das ändert nichts an der Tatsache: Dies war ein großer Erfolg, das ist ein großer Erfolg, und das Lob, das Wien bekommen hat, insbesondere auch für die Rahmenbedingungen dieser Fußball-Europameister-
schaft, war überwältigend. Und diesen Erfolg lasse ich mir nicht wegreden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Mag Jung gestellt. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Das muss eine falsche Meldung sein! Ich bin später an der Reihe, bei der 4. Anfrage.

Bgm Dr Michael Häupl: Einigt euch! - Irgendwer wird schon fragen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir müssen so vorgehen, wie gemeldet.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Keine Sorge, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Eben, das denke ich mir doch!

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich muss offen und ehrlich gestehen: Mein Mitleid mit den Unternehmern hält sich auch in Grenzen - denn wer Unternehmer ist, unternimmt etwas und trifft selbst die Entscheidung, dort hinzugehen oder nicht hinzugehen. Und so ist es. Aber es geht trotzdem noch einmal um das Rahmenprogramm:

Vor der Durchführung der ganzen Fan-Zone hat es geheißen, da wird sehr viel passieren: Dass an Tagen, an denen keine Spiele sind, irgendwelche Events stattfinden, um die Fan-Zone in dieser Zeit eben auch attraktiv zu gestalten. Dies ist zum Teil geschehen, aber nicht in diesem Ausmaß, wie vorher davon die Rede war.

Und jetzt meine Frage: Hat man den Unternehmern, bevor sie den Vertrag unterschrieben haben, dass sie dort auftreten, auch wirklich genau gesagt, wann wer was unternehmen wird - oder ist das nur so im Raum gestanden, und jeder hat sich darauf verlassen, das passiert ohnedies? Oder hat es Verträge gegeben, in denen steht, am Soundsovielten tritt der auf, dann ist das, dann ist das? Oder war es mehr eine mündliche Zusage, auf die sich die Leute eben verlassen haben, ohne es in irgendwelchen Verträgen auch stehen zu haben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! In den Verträgen, die mit den einzelnen Unternehmern abgeschlossen worden sind, ist von dem, was dann tatsächlich stattgefunden hat, gar nicht die Rede gewesen. Die Wahrheit ist: Es ist viel mehr passiert, als vorher besprochen wurde - und viel, viel mehr als das, was in den Verträgen drinnen steht.

Was wir nicht gemacht haben - das stimmt -, das ist, dass wir bereits am Vormittag die Fan-Zonen bespielt haben. Und wer einigermaßen mit der Welt des Fußballs auch außerhalb des Rasens vertraut ist, der weiß, dass am Vormittag - sagen wir es einmal freundlich - eine Phase der Erholung von der vergangenen Nacht notwendig ist. Wir hätten dort wahrscheinlich Weltstars auftreten lassen können, und es wäre trotzdem niemand da gewesen, denn irgendwann wird man schlafen müssen. Das ist ja wohl verständlich und auch einsichtig.

Ich verstehe aber natürlich auch: Wenn man hier, zum Beispiel als Standlbesitzer, mit der Erwartungshaltung hineingegangen ist, dass man da das große, große Geschäft macht, dann kann die eine oder andere Enttäuschung aufgetreten sein. Das mag sein. Und, du meine Güte, ich verstehe auch, dass die Biersorte, die auf Grund der Anordnung der UEFA ausgeschenkt werden musste, auch nicht jedermanns Sache war. 

Also, so gesehen verstehe ich die eine oder andere Enttäuschung. Das ändert aber nichts an der Tatsache: Niemand ist gezwungen worden, diese Wirtschaftsverträge zu unterschreiben. Jeder hat die Rahmenbedingungen dafür gekannt. Und der überwiegende Teil war auch sehr zufrieden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt. – Bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Auf Grund der Ereignisse der letzten Monate interessiert mich, wie die Firma Event & Gastro zu diesem Auftrag gekommen ist. (VBgmin Mag Renate Brauner: Wieder einmal! Eine „spannende" Frage!) Welche Art von Interessentensuche oder Vergabeverfahren hat dazu geführt, dass dieses Unternehmen diese Aufgabe bekommen hat? (VBgmin Mag Renate Brauner: Alien! Gelandet!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Danke schön. Ich bedanke mich auch sehr für die Frage, denn: Es ist europaweit ausgeschrieben worden, und der Bestbieter ist genommen worden. Und das ist mit ein Grund, dass ich dieser Frage ruhig gegenüberstehe, denn: Auch da wurde niemand gezwungen zu diesem Unternehmen. Es ist ja nicht einmal geklärt, ob ein ursächlicher Zusammenhang besteht zwischen diesem Auftrag oder diesem Vertrag, der hier geschlossen wurde, und der Insolvenz. Das ist zur Stunde nicht geklärt.

Aber es ist halt immer leicht gesagt, die Stadt Wien ist an irgendetwas schuld. Das ist natürlich leicht. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Das habe ich nicht gesagt!) Nein, nicht Sie, aber das ist in den Medien so dargstellt worden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Aigner gestellt. - Bitte.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Es ist ganz klar, dass Sie nicht zu jedem Insolvenzverfahren, vor allem, wenn es ein laufendes ist, Stellung nehmen können und wollen. Aber fällt es Ihnen nicht auch auf, dass im Bereich der Geschäftsgruppe, von der wir hier sprechen, die Zahl der Insolvenzverfahren, vor allem dann, wenn es um öffentliche Aufträge geht, doch signifikant höher geworden ist (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ja unglaublich!) und wir uns hier im Gemeinderat schon des Öfteren mit derartigen Insolvenzen, auch im Sinne von Nachschussverpflichtungen, beschäftigen mussten? (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist echt eine Frechheit, wirklich! Das ist echt ein schlechter Scherz! Sollen wir jetzt alle ÖVP-Unternehmer aufzählen, die schon in Insolvenz gegangen sind?)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Nicht alles, was hinkt, ist ein Vergleich - und dafür gilt das im besonderen Ausmaß. (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist ja unglaublich! Das ist ja unverantwortlich! Das ist eine Niveaulosigkeit!) Denn hier ist das alles so glasklar, und das im diametralen Gegensatz zu dem, was Sie dem „Kurier" erzählt haben. (VBgmin Mag Renate Brauner, in Richtung GR Dr Wolfgang Aigner: Entschuldigen Sie, so eine Niveaulosigkeit ist peinlich! – Gegenruf bei der ÖVP: Lassen Sie den Herrn Bürgermeister ausreden! – VBgmin Mag Renate Brauner: Wenn Sie ihm zuhören täten!) Es wurde europaweit ausgeschrieben, es ist der Bestbieter genommen worden - und der steckt heute in einem Insolvenzverfahren, wo kein Mensch vor Abschluss des Insolvenzverfahrens tatsächlich die Ursache-Wirkungs-Beziehung herstellen kann. 

Ich bitte Sie daher, ein bisschen das zu sehen, was die Realität ist. 

Und im gegenständlichen Fall kann ich Ihnen versichern: Das ist etwas, was zwischen Wirtschaftsunternehmen ausgetragen werden muss, was sich vor dem Insolvenzrichter abspielt. Und es ist daher mit Sicherheit auch Ihnen bekannt, dass es nicht böser Wille meinerseits ist, wenn ich Ihnen diese Frage nicht beantworte beziehungsweise dazu nicht Stellung nehme, sondern es ist jeder - auch Nichtjuristen wie wir zwei - gut beraten, sich an die einschlägigen Bestimmungen für Insolvenzverfahren zu halten. 

Ich bitte Sie also, zur Kenntnis zu nehmen: Mehr dazu gibt es nicht. - Und diesen Vergleich, den Sie da angestellt haben, will ich nicht weiter bewerten. (VBgmin Mag Renate Brauner, zu auf seinen Sitzplatz zurückkehrenden Bgm Dr Michael Häupl: Darf ich das? Ich will die Bewertungen vornehmen!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister.

Die 2. Anfrage (FSP - 05204-2008/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Mag Gerald Ebinger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Experten der Österreichischen Liga für Kinder- und Jugendgesundheit kritisieren, dass es in Wien nur eine einzige Psychiaterin mit Kassenvertrag gibt. Ambulatorien sind überfordert und die Wartezeit für Kinder und Jugendliche beträgt derzeit bis zu eineinhalb Jahren. Private Therapieangebote sind für viele Eltern nicht leistbar. Werden Sie Verhandlungen mit der Wiener Ärztekammer aufnehmen, um diesen unhaltbaren Zustand möglichst rasch zu beenden?) 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie fragen mich bezüglich der Tatsache, dass es in Wien nur eine einzige Psychiaterin mit Kassenvertrag gibt, ob ich Verhandlungen mit der Wiener Ärztekammer aufnehmen werde, um diesen - wie Sie sagen - unhaltbaren Zustand möglichst rasch zu beenden. 

Ich kann Ihnen die Frage leicht und auch kurz beantworten: Ich werde keine Verhandlungen mit der Wiener Ärztekammer aufnehmen, weil die Ausverhandlung der Anzahl der fachärztlichen Kassenplanstellen im extramuralen Bereich nicht in die Zuständigkeit der Gemeinde Wien fällt, sondern die Wiener Gebietskrankenkasse mit der Ärztekammer zu verhandeln hat und die Stadt Wien hier kein Mitspracherecht hat. 

Ich kann Ihnen aber versichern, dass es für mich als amtsführende Stadträtin natürlich ganz besonders wichtig ist, dass psychisch kranke Kinder in Wien die bestmögliche Versorgung bekommen, und dass wir, wie Sie ja auch wissen – wir haben das ja hier, sogar auch in diesem Rahmen, schon oft besprochen -, insbesondere was den stationären Bereich betrifft, sehr, sehr viel gemacht haben, dass allerdings die Frage der Kassenverträge eine ist, die nicht in der Kompetenz der Gemeinde Wien ist. - Das deckt sich, was die Nichtkompetenz der Gemeinde Wien betrifft, mit der vorigen Frage.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Ebinger gestellt. – Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Stadträtin. Ja, das ist eine dieser üblichen „Florianiprinzip-Antworten", nicht wahr? Ich meine, der Gebietskrankenkassa-Chef ist ja schließlich auch von Ihrer Fraktion. Also, man wird ja vielleicht irgendwelche Gespräche führen können. 

Bereits im Psychiatriebericht 2004 wurde darauf hingewiesen, dass die Zahl von Kindern und Jugendlichen mit psychischen Problemen massiv ansteigt und dass ein vermehrtes Therapieangebot benötigt wird. Warum, frage ich Sie, ist bisher nichts geschehen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich würde bitten: „Florianiprinzip" bei Kompetenzfragen ist ein echtes Problem. - Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Man kann in Wirklichkeit gerne - aber ich glaube, das wird wenige Menschen interessieren; mich interessieren solche Debatten immer - über die Kompetenzverteilung diskutieren. Das ist aber an sich nicht die Kompetenz des Gemeinderates. Wenn, dann ist es die des Landtages, aber auch das nicht, denn: Das ist die Kompetenz des Bundesgesetzgebers, noch genauer gesagt, des Verfassungsgesetzgebers, der ganz klar keinerlei Kompetenz für die Gemeinde, aber auch nicht für das Land bei der Frage der Gebietskrankenkassen vorsieht, die bekanntlich ihre Tätigkeiten in Selbstverwaltung durchführen. 

Man muss nur die Sache schon auch dahin gehend zurechtrücken, dass Sie ja auch wissen, dass das Fach Kinder‑ und Jugendpsychiatrie ein ganz junges Fach ist und dass der Grund, wieso es hier bisher nur eine Ärztin mit einem Kassenvertrag gibt, auch darin liegt. Aber was hier nicht vergessen werden darf, ist, dass in Wien rund 17 Prozent aller Österreicherinnen und Österreicher unter 20 Jahren leben, dass sich allerdings 24 Prozent aller akut-stationären Behandlungsplätze in Wien befinden und dass es auch von jenen, die Verträge mit der Gebietskrankenkasse im Bereich der Kinder‑ und Jugendtherapie haben, in Wien so viele gibt wie in keinem anderen Bundesland. - Das ist die Realität! 

Und ich kann jetzt gerne wieder - aber ich glaube, alle hier im Haus wissen es - darstellen, was wir aufbauend auf Vorarbeiten im letzten Jahr auch miteinander diskutiert und gemacht haben, sei es die Erweiterung der kinder- und jugendpsychiatrischen Abteilung am Rosenhügel, seien es die vier zusätzlichen Betten in der Universitätsklinik. Ich denke, dass das hinlänglich bekannt ist. Und wir müssen auch sagen, dass im Bereich, der jetzt nicht in die Kompetenz der Gemeinde Wien fällt, was die Frage der Fachärztinnen und Fachärzte der Psychiatrie betrifft, die das Additivfach Kinder‑ und Jugendpsychiatrie haben - also noch nach der alten Ausbildungsordnung, weil es ja die neue erst seit Kurzem gibt -, ein Viertel aller, die es in Österreich gibt, in Wien ordiniert.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dr Pilz gestellt. - Bitte schön.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! 

Ohne das Florianiprinzip strapazieren zu müssen, möchte ich anknüpfen an die Frage des Herrn Kollegen Ebinger hinsichtlich der von uns schon oft eingeklagten Mangelversorgung von Kindern und Jugendlichen in medizinischer Hinsicht in dieser Stadt und möchte auf ein Gebiet zu sprechen kommen, für das Sie sehr wohl zuständig sind, nämlich die Kinderzahnklinik im 9. Bezirk. Die Kinderzahnklinik ist, so berichten Eltern, eine, wo man bis zu sechs Monate lang warten muss, wo es so wenig Personal gibt, dass man die Öffnungszeiten einschränken musste. Es handelt sich um eine sehr schwierige Zielgruppe - auch Kinder mit Behinderungen, Kinder aus sozial schwachen Familien.

Was werden Sie tun, um diesen eklatanten Mangel, der in Ihrem Kompetenzbereich liegt, umgehend abzustellen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Um es für das Protokoll noch einmal klarzustellen: Sich an die Kompetenzverteilung zwischen dem Bund und den Ländern und Selbstverwaltungskörpern zu halten, hat nichts mit Florianiprinzip zu tun - weil dieses Wort jetzt noch einmal genannt wurde -, sondern hat damit zu tun, rechtskonform die Verfassung zu vollziehen und das zu tun, wofür man zuständig ist.

Ich kann jetzt den Zusammenhang zwischen Kinder‑ und Jugendpsychiatrie und Jugendzahnklinik nicht ganz erkennen, kann diese Frage aber sehr gerne auch beantworten.

Ich halte zunächst fest, dass es keine Mangelversorgung gibt - das kann man nicht so stehen lassen, wie Sie das hier immer behaupten. Zum Bereich der Kinder‑ und Jugendzahnklinik sei auch hier erwähnt: Das ist eine Einrichtung, die es von allen neun Bundesländern ausschließlich in Wien gibt. Es gibt nirgends sonst in Österreich eine Einrichtung wie die Jugendzahnklinik, die diese wichtigen Leistungen erbringt; auch deshalb erbringt - und das ist auch ein sehr wichtiger Punkt -, weil der niedergelassene Bereich in diesem Bereich auslässt, da ja viele Aufgaben, die von der Jugendzahnklinik wahrgenommen werden, eigentlich nicht in einer Klinik wahrgenommen werden müssten, sondern mit mehr gesellschaftlicher Verantwortung im Bereich des niedergelassenen Bereichs eigentlich nicht einzusehen ist, warum behinderte Kinder dort nicht sehr gerne genommen werden.

Aber ich kann hier berichten, dass es uns gelungen ist - und auch das spiegelt sich im Budgetvoranschlag, der gestern mit den Stimmen der Sozialdemokratie beschlossen wurde, wieder -, dass auch in der Jugendzahnklinik bereits jetzt Dienstposten, die auf Grund von Krankheiten und auf Grund von Pensionierungen länger vakant waren, nachbesetzt wurden und auch nächstes Jahr nachbesetzt werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt. - Bitte schön.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Guten Morgen!

Ich möchte noch einmal zum Thema Kinder‑ und Jugendpsychiatrie zurückkehren und auf einen Artikel in der „Presse" vom 14. November verweisen. Die „Presse" schreibt, dass es viel zu wenige PsychiaterInnen gibt und dass die Wartezeiten in den Ambulatorien für Entwicklungsdiagnostik für die Eltern, die mit ihren problematischen Kindern oder mit Kindern, die irgendwelche Auffälligkeiten haben, kommen, um einen Therapieplatz zu erhalten, teilweise eineinhalb Jahre betragen.

Meine konkrete Frage an Sie, Frau Stadträtin, ist: Was werden Sie tun, damit das Personal in den Ambulatorien für Entwicklungsdiagnostik aufgestockt wird, und was werden Sie ganz konkret als Gesundheits‑ und Sozialstadträtin tun, damit es mehr Therapieplätze für Kinder mit Entwicklungsverzögerungen gibt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Auch hier haben wir in Wien eine Vielfalt an Angeboten, die es außerhalb Wiens nirgends gibt, und ich darf Ihnen das auch kurz darstellen: Wir haben im Rahmen der MA 15 zwei Stellen, wie Sie wissen, für Entwicklungsdiagnostik, wir haben die Ambulanz für Entwicklungsförderung der MA 10 mit zwölf Stellen, „Rettet das Kind"-Frühförderungsteams in vier Bezirken sowie den mobilen Beratungsdienst für Kinder und Jugendliche des Bundessozialamtes - eine Bundeseinrichtung, die sich hier darum kümmert.

Tatsache ist aber auch, dass es wichtig ist - und das ist auch mein Ziel -, dass diese Einrichtungen besser vernetzt sind, dass es auch eine bessere Vernetzung geben muss mit dem Krankenanstaltenverbund, weil ja dort in der Regel die Kinder zur Welt kommen und es daher sehr sinnvoll ist, wenn man gleich in diesem Bereich ansetzt. 

Es gibt daher diesbezüglich auch den Auftrag von mir, hier die bessere Vernetzung voranzutreiben und auch zu schauen, wie die Ressourcen insofern besser genützt werden können, dass die Kinder, die in den Krankenhäusern zur Welt kommen, hier gleich auch in der Vernetzung mit der MA 15 angeschaut werden und den Eltern dann Hilfestellungen gegeben werden. Wir haben aber hier auch im letzten Jahr ausgebaut, wie Sie wissen, VKKJ hat sozusagen auch zusätzliche Plätze bekommen. Das ist ein Bereich, den man sich auch immer anschauen muss und wo immer evaluiert werden muss, wie man die Dinge noch besser organisieren kann, im Sinne der Kinder, die das auch brauchen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die letzte Zusatzfrage zur 2. Anfrage wird von Herrn GR Mag Ebinger gestellt. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Nur um klarzustellen, was ich mit diesem Ausdruck gemeint habe: Es ist mir natürlich völlig klar, dass es eine Kompetenzverteilung gibt, aber es ist auch jedem hier im Saale klar, dass Pflege und Gesundheit die größten Baustellen, die wichtigsten ungelösten Probleme in Österreich sind. Und jetzt gehe ich einmal davon aus, auch wenn ich kompetenzmäßig nicht dafür zuständig bin, dass ich für das gemeinsame Wohl meine Meinung und mein Gewicht - in diesem Fall Ihr Gewicht - für eine gute Sache durchaus bei Herrn Bittner und bei Herrn Dorner einbringen kann, weil ja alle eigentlich - so stelle ich mir das zumindest laienhaft vor - daran interessiert sein sollten, dass das Gesundheitssystem in Österreich flächendeckend bestmöglich organisiert ist. 

Und deswegen spreche ich vom Florianiprinzip, weil ich immer Antworten bekomme im Sinne von: Nein, wir sind da nicht zuständig! Andere Baustelle! Da müssen Sie den und den fragen! - Es ist mir klar, dass Sie rechtlich vielleicht nicht zuständig sind, aber wenn es um die gemeinsame Sache, um ein nachhaltig zukunftsfähiges Gesundheitssystem geht, dann muss man einfach diese Baustellen so weit aufmachen, dass die verschiedenen Zuständigkeitsträger miteinander reden. - Das habe ich damit gemeint.

Darf ich Sie noch etwas anderes fragen: Es ist ja die Regionalisierung der Psychiatrie geplant. Wie sehr wird das auch Kinder- und Jugendpsychiatrie betreffen? Experten sagen, man soll diese irgendwie in der Nähe ihres Umfelds belassen. Werden die dann wieder durch ganz Wien verschickt, oder werden die dann auch regional aufgeteilt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Lassen Sie mich zu Ihrer ersten Bemerkung noch etwas sagen: Selbstverständlich liegt mir das Thema und die Verantwortung, insbesondere, was die Kinder und Jugendlichen betrifft, ganz besonders nahe, aber deshalb ist es ja auch so, dass wir in dem Bereich, für den wir zuständig sind, sehr, sehr viel machen. Sie wissen es ja ganz genau, dass es das neue Fach erst seit Mitte des Jahres 2007 gibt. Was haben wir getan? - Wir haben sehr stark die Facharztstellen, die Ausbildungsstellen bei uns angehoben. Auf der Medizinuniversität stehen drei Facharztstellen für das Sonderfach Kinder- und Jugendpsychiatrie zur Verfügung. Darüber hinaus werden fünf Ärztinnen und Ärzte nach der alten Ausbildung zusätzlich ausgebildet. Insgesamt hat man dann allein im AKH zehn Ärztinnen und Ärzte, die über eine diesbezügliche qualifizierte Ausbildung verfügen. Im Krankenhaus Hietzing, also im Neurologischen Zentrum am Rosenhügel in der Abteilung für Kinder- und Jugendpsychiatrie haben wir drei Facharztstellen mit dem Sonderfach Kinder- und Jugendpsychiatrie. Es ist ein weiteres Anerkennungsverfahren im Gange; im ersten Halbjahr 2009 werden wir eine weitere Ausbildungsstelle haben.

Das bedeutet, dass wir insgesamt sagen können, dass wir im KAV acht Ausbildungsstellen haben und demnächst neun haben werden. Wenn wir uns das im Bundesländervergleich ansehen - weil wir ja wissen, dass wir gerade im Bereich Kinder- und Jugendpsychiatrie insgesamt zu wenig haben -, dann ist es so, dass in Niederösterreich und Oberösterreich je fünf Ausbildungsstellen angeboten werden - ich sage noch einmal: im Vergleich zu neun, die wir in Wien haben -, in Salzburg, in der Steiermark und in Kärnten zwischen zwei und vier Stellen und im Burgenland und in Tirol keine. Auch hier kann man also ganz klar sagen, dass die Stadt Wien die Verantwortung sehr stark wahrnimmt, denn Niederösterreich und Oberösterreich sind keine kleinen Länder, und wir haben doppelt so viele Ausbildungsstellen wie sie. 

Zur folgenden Frage - denn das muss man auch insofern klarstellen, dass da nicht ein Mythos entsteht -: Es stimmt, dass es nur eine Vertragsfachärztin mit dem neuen Fach gibt. Aber das bedeutet ja nicht, dass es keine Vertragsfachärzte gibt, die die alte Ausbildung haben, nämlich Psychiaterinnen und Psychiater mit dem Additivfach, von denen es eine Reihe von niedergelassenen Vertragsfachärzten gibt, die mit der Gebietskrankenkasse Verträge haben, sei es das Kriseninterventionszentrum für Kinder, sei es das SOS-Kinderdorf in Floridsdorf, sei es der Bereich der Kinderpsychotherapie. Da gibt es also eine Reihe von Einrichtungen, die das sehr wohl haben. - Also, es so darzustellen, als gäbe es nur diesen einen Vertragsfacharzt, das entspricht schlicht und ergreifend nicht der Realität.

Bitte sagen Sie mir noch einmal, was Ihre zweite Frage war?

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Die Regionalisierung!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Regionalisierung, genau. - Da wissen Sie auch genau, was unsere Pläne sind. Da haben wir derzeit einerseits im Westen Wiens mit der kinder- und jugendpsychiatrischen Abteilung am Rosenhügel, wo wir ursprünglich 17 Betten hatten und jetzt seit Mai dieses Jahres 28 Betten haben, eine Verdoppelung vorgenommen. Wir haben in der Mitte Wiens, also im Bereich des AKH, aufgewertet, indem wir dort vier neue Betten geschaffen haben, die jetzt gerade auch in Betrieb gegangen sind. Und wir werden mit dem Krankenhaus Wien-Nord dort eine dritte kinder- und jugendpsychiatrische Abteilung haben, also eine Vollabteilung, die dort dann sozusagen den Norden Wiens abdecken wird, und dann auch regional verteilt diese drei Abteilungen haben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 2. Anfrage.

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP - 05203-2008/0001 - KGR/GM). Sie wurde von Herrn GR Marco Schreuder gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Zur Entwicklung des Tourismus in Wien und den Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf Städtetouristen nach Wien kursieren derzeit unterschiedliche Zahlen. Während die Schloss Schönbrunn Kultur- und Betriebsgesellschaft mbH von dramatisch sinkenden Besucherinnen- und Besucherzahlen spricht, verzeichnet Wien Tourismus für den Oktober dieses Jahres Rekorde. Wie lautet die aktuelle Prognose für den Wiener Tourismus 2009?)
Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen!

Die Frage richtet sich nach den ein bisschen widersprüchlichen Meldungen über die Entwicklung des Tourismus, die wir in den vergangenen Tagen in den Medien verfolgen konnten. Die Frage ist sozusagen: Wie lautet die Prognose?

Vorweg, bevor ich auf die Details eingehe, muss ich in aller Offenheit sagen, dass hier eine Prognose sehr schwierig ist und dass unter den momentanen Rahmenbedingungen - zumal gerade der Tourismus eine Branche ist, die auf Entwicklungen von anderen Branchen und auf Entwicklungen der Gesamtwirtschaft oft im Nachhinein reagiert - gerade hier die Prognosen äußerst schwierig sind und ich unseriös wäre, wenn ich hier irgendwelche abgeben würde. 

Aber ich kann gerne einige Detailinformationen geben, denn die Szenarien, die vorliegen, sind sehr widersprüchlich, aber natürlich gibt es im Moment einige Einzelinterpretationen, und das ist bekannt, und wir waren sehr froh darüber, denn auch wenn es darum geht, wirtschaftliche Krisen zu bewältigen, ist die Frage immer die: Von welchem Level geht man aus? Hat man schon vorher Schwierigkeiten gehabt, oder geht man von einem guten Level aus? 

Nun, wir gehen von einem sehr guten Level im Tourismus aus. Wiens Nächtigungen liegen von Jänner bis Oktober um 6,5 Prozent über, also bis zum Oktober, über dem Verkehrswert und dem Vergleichswert des Vorjahres. Es ist davon auszugehen, dass 2008 das sechste Rekordjahr des Wien Tourismus in Folge sein wird. Und auch das Stimmungsbild, wenn man sich so in der Wiener Hotellerie umhört, ist verhalten positiv. Das deckt sich auch mit den Umfragen des Wien Tourismus bei den wichtigsten Partnern der europäischen Hauptmärkte, die wir in Auftrag gegeben haben. Deutschland, Schweiz, Italien, Frankreich, Großbritannien und, natürlich nicht zu vergessen, das Inland haben keine Rückgänge von Wien-Buchungen in der Adventzeit registriert, sondern eigentlich sehr gute Geschäfte. Das hat man ja zum Teil auch schon den Medien entnehmen können. Auch sagen alle beteiligten Partner und Partnerinnen, dass Silvester als recht zufriedenstellend zu bezeichnen ist. Das einzige Land, von dem wir keine einheitlichen Aussagen bekommen haben, war Spanien.

Es wird allerdings betont, dass generell der Eindruck ist, dass die Kunden sehr abwartend reagieren und dass sie signifikant kurzfristiger buchen, was ja auch subjektiv verständlich ist. Und deswegen - ich komme auf den Beginn meiner Ausführungen zurück - ist die Einschätzung für 2009 sehr, sehr schwer abzugeben.

Bei den Überseemärkten - ich sprach jetzt über die europäischen Hauptmärkte - wird das Aufkommen aus Japan für nächstes Jahr schwächer eingeschätzt. Auch hier ist das Ausmaß leider schwer vorhersehbar. In den USA, von deren Seite in Wien derzeit die stärksten Nächtigungseinbußen zu verzeichnen sind, glaubt man, dass sich die Negativtrends im Frühjahr wieder abschwächen werden; eine richtige Markterholung wird aber erst in den Jahren 2010, 2011 für wahrscheinlich gehalten. Kanada ist im Oktober ebenfalls noch positiv, meldet aber leider eine recht schwache Buchungslage für 2009. In Australien sieht man sich von der internationalen Krise noch gar nicht betroffen, es werden aber grundsätzlich Europareisen durch die Schwächung des australischen Dollars als sehr teuer empfunden und derzeit generell weniger gebucht.

Dass nicht nur wir uns mit Prognosen sehr schwertun, zeigen seriöse Quellen wie das „Welt Tourismus Barometer" der United Nations World Tourism Organization. Ich darf Ihnen da zwei Zitate bringen, die ganz aktuell sind – so wie der Wien Tourismus mit allen Unterlagen, die er zur Verfügung stellt, immer perfekt und aktuell ist. Ich darf also aus diesem „Welt Tourismus Barometer" zitieren – Zitatbeginn -: 

„Der wirtschaftliche Abschwung, kombiniert mit den aktuellen Unsicherheiten, extremen Marktschwankungen und einem abnehmenden Konsum- und Wirtschaftsvertrauen werden ihren Tribut von der touristischen Nachfrage fordern, sowohl kurz- als auch mittelfristig. Im Unterschied zu Krisen wie 9/11 oder SARS hat der aktuelle wirtschaftliche Abschwung keinerlei Auswirkungen auf den Wunsch zu verreisen. Entscheidend ist einzig, ob man es sich leisten kann zu reisen und ob man bereit ist, in dem wirtschaftlichen Umfeld Geld für Reisen auszugeben." 

Das heißt, die UNWTO, also diese Welttourismusorganisation, erwartet einen Trend zu näheren Zielen und zu Destinationen mit gutem Preis-Leistungs-Verhältnis und mit Währungsvorteilen. Sie weist auch darauf hin, dass bisher der Tourismus den Abschwung besser verkraftet hat als andere Wirtschaftsbereiche, und meint - was ja auch logisch ist -, dass der Geschäftstourismus stärker betroffen sein wird als der Freizeittourismus. 

Ich darf in diesem Zusammenhang betonen, dass Wien als Kongressstadt 2009 ausgezeichnet gebucht ist, besser als 2008 - wo natürlich, wie wir alle gewusst haben und auch im Vorhinein darüber diskutiert haben, die Fußball-Europameisterschaft den Individualtourismus, aber nicht den Kongresstourismus unterstützt hat, ganz im Gegenteil. Für September 2009 sind die Kongress-Locations der Stadt ausgebucht. Da haben wir sogar schon Kapazitätsprobleme. Es ist aber auch hier sehr deutlich zu unterscheiden zwischen Firmen-Events, die wahrscheinlich 2009 weniger abgehalten werden, und internationalen Kongressen, wo man das bisher als eine negative Tendenz nicht feststellen konnte. Und diese sind der Löwenanteil – 75 Prozent - der Wiener Tagungswirtschaft. 

Wir haben seitens des Kongresstourismus, wie Sie ja wissen - ich habe das bei meinem Konjunkturpaket gleich mit berichtet -, mit einem ersten Maßnahmenpaket reagiert, wo eben auch der Tourismus berücksichtigt wird. Konkrete Details werden erarbeitet und Anfang Dezember dann auch präsentiert werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Schreuder gestellt. - Bitte. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Frau Vizebürgermeisterin! Vielen Dank für die Ausführungen. Ich vermute ja auch, dass es sehr schwierig ist, derzeit Prognosen zu machen – zumal es bei der letzten Weltwirtschaftskrise noch keine Billigflieger und noch keinen Massentourismus gab, sodass man schwer vergleichen kann. 

Nun hat die Schönbrunn Kultur- und BetriebsGesmbH diesen Vienna Tourist Index, in dem in einem Projekt gemeinsam mit der Wirtschaftsuniversität die Zutritte, also die Eintrittskarten abgerechnet werden und dann darauf geschaut wird, wie der aktuelle Stand derzeit ist. Jetzt deckt sich das überhaupt nicht mit den Zahlen, die wir von Wien Tourismus haben, weil in Schönbrunn die Eintritte enorm, also dramatisch, zurückgegangen sind. Jetzt kann man natürlich auch sagen, das liegt möglicherweise an Schönbrunn. Wir wissen es nicht. Schönbrunn ist ja auch, wie wir wissen, in der Kompetenz des Bundes. 

Nichtsdestotrotz, es gibt in der gesamten Wertschöpfungskette, die vom Tourismus lebt, sehr viele Arbeitsplätze. Es gibt sehr viele Menschen, die vom Tourismus abhängig sind. Und diese machen sich zu Recht Sorgen, weil natürlich gerade diese Unsicherheit klar vorhanden ist. 

Nun haben Sie gerade gesagt, dass in dem Maßnahmenpaket, das Sie in der Budgetdebatte auch im Rahmen dieses Konjunkturpakets angekündigt haben, Geld von Seiten der Stadt zur Verfügung gestellt wird, wenn ich das richtig verstanden habe. - Wofür werden diese Sondermittel denn gezielt eingesetzt? Und welche Maßnahmen sollen da unterstützt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Nun, diese finanziellen Mittel werden vom Tourismusverband selbst aufgebracht. Wir wissen ja, wie sich das Paket des Tourismusverbands zusammensetzt. Und genau für solche Initiativen ist ja das Geld gedacht. Das Grundprinzip dieser Initiativen wird sein - und ich denke, das ist aus meiner Berichterstattung und meiner Antwort sehr gut hervorgegangen -, dass jener Bereich, wo es ganz besonders schwierig wird und wo die Chancen nicht so groß sind, die Ferndestinationen sind, während wir im Nahtourismus, also in den europäischen Partnern, eher eine Chance sehen, auch in wirtschaftlich engeren Zeiten, weil - und deswegen war dieses Zitat der Welttourismusorganisation, glaube ich, wichtig - im Gegensatz zu 9/11, wo die Leute gesagt haben, ich will gar nicht wegfahren, denn ich fürchte mich, sie jetzt natürlich sehr wohl auf Urlaub fahren wollen, aber eben die Frage ist, wie es finanziell möglich ist. Das heißt, man muss dafür sorgen, dass man günstige Angebote möglichst nah anbieten kann. Und da glaube ich, dass Österreich, im Herzen Europas, eine sehr gute Chance hat. Und deswegen werden sich unsere Maßnahmen darauf konzentrieren, den so genannten Nahtourismus, wenn ich das so formulieren darf, also innerhalb Europas, ganz besonders zu forcieren, hier auch günstige Angebote und günstige Packages zu schnüren. Wie das im Detail aussehen soll, wird gerade im Tourismusverband erarbeitet – und, wie gesagt, das war das, bezüglich dessen ich gesagt habe, dass es dann Anfang Dezember präsentiert wird. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Ing Mag Dworak gestellt. - Bitte. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Frau Vizebürgermeisterin! 

Sie haben im Budget 14 Millionen EUR für den Tourismus-Ansatz angenommen. Ich finde, das ist für das nächste Jahr ein bisschen zu optimistisch angesetzt. Aber das ist nicht meine Frage. 

Wir haben vor allem in den nächsten Jahren relativ viele Hotelprojekte hier in Wien. Es betrifft vor allem 
4- und 5-Sterne-Hotels. In den nächsten zwei Jahren werden wir praktisch 25 Prozent mehr Hotels, und mehr Hotelbetten, bekommen. - Wie sehen Sie diese Situation im Zusammenhang mit der Tourismuskrise? Wird sich das auswirken auf den Neubau der Hotels und den Zuwachs der Betten in Wien?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Nun, dass dieser Neubau an Hotels, diese zusätzlichen Betten, die dazukommen, vor allem eben auch im höheren Segment, einerseits eine tolle Entwicklung und ein Kompliment an die Tourismusdestination Wien sind, dass sie gleichzeitig aber eine große Herausforderung darstellen, haben wir ja in anderem Rahmen - nämlich dort, wo wir solche Themen diskutieren, in der Tourismuskommission - schon öfters angesprochen. Ich habe ja jetzt bei meiner Beantwortung schon erwähnt, dass 2009 noch ein sehr gutes Jahr ist und dass wir zum Teil sogar an Kapazitätsgrenzen stoßen. Dass es diese Entwicklungen gibt, ist also kein Zufall. Und die Menschen, die hier viel Geld in die Hand nehmen und investieren, haben sich das ja auch gut überlegt und sehr genau geplant und gehen davon aus, dass diese Betten auch zu füllen sind. Dass wir hier eine gemeinsame Anstrengung machen müssen und dass wir das natürlich in wirtschaftlich engeren Zeiten ganz besonders machen müssen, liegt auf der Hand.

Ich glaube, genauso unseriös, wie wenn ich die Antwort auf die generelle Frage: Wie ist die Prognose, so und so viel Prozent oder so und so viel Prozent?, jetzt hier aus dem Ärmel schütteln würde, wäre es, jetzt zu sagen, wie sich das ganz besondere und speziell von Ihnen angesprochene Segment entwickelt. Ich glaube, es hat sich nichts an der Grundherausforderung geändert. Wir werden uns gemeinsam viel anstrengen, viel unternehmen müssen, um dieses zusätzliche Bettenangebot, das hier kommt, auch wirklich zu füllen. Das war aber von Anfang an so. Und wir haben auch immer sehr deutlich gesagt, das ist natürlich ganz sicher keine alleinige Aufgabe der Stadt, sondern ganz besonders auch die Aufgabe der Investoren und derjenigen, die diese Investentscheidung getroffen haben. Diese Herausforderung wird einfach intensiver und schärfer. Ich glaube, am Grundprinzip ändert sich nichts, es wird nur noch mühsamer und es wird viel schwieriger werden. Vor allem werden wir - wie ich ja vorher gesagt habe - auch auf die eher günstigeren Destinationen eingehen müssen. Ich glaube, dass sich eben da auch dann die Hoteliers entsprechende Dinge einfallen lassen müssen – Packages, wie ich es zum Beispiel vorher beschrieben habe, die vielleicht sonst in diesem Segment nicht so üblich sind. 

Ich bin aber der ganz festen Überzeugung, dass wir das nur miteinander machen können. Wir haben gar nichts davon, wenn wir uns hinstellen und sagen: Nun, hättet ihr die Hotels eben nicht gebaut!, und die Hoteliers sagen: Stadt, füll uns die Betten! - Das wäre ganz schlimm. Aber ich sehe auch diese Tendenz nicht. Ich glaube, gerade im Tourismus gibt es eine sehr gute Kooperation zwischen der Stadt, den Teams des Tourismusverbandes und auf der anderen Seite den jeweiligen Playern im Tourismusfeld. Ich glaube, wir werden das einfach miteinander angehen müssen und uns miteinander auch sehr viel einfallen lassen müssen, um auch dieses spezielle Problem, das Sie jetzt angeschnitten haben, gemeinsam zu bewältigen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Schinner gestellt. - Bitte.

GRin Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Wenn ich mir ansehe, dass die Nächtigungszahlen heuer von Jänner bis Oktober um 6,5 Prozent gestiegen sind, würde mich persönlich interessieren, wie sich diese Umsatzentwicklung auf die Hotellerie ausgewirkt hat und wie das aussieht. – Danke schön.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Das Ergebnis des Netto-Nächtigungsumsatzes der Wiener Beherbergungsbetriebe liegt derzeit für die Periode Jänner bis September vor und beträgt 362 546 000 EUR, was einem Plus von 11,7 Prozent entspricht. Das heißt, der Beherbergungsumsatz ist damit beinahe doppelt so stark gewachsen wie die Nächtigungen. Die Zahlen, die hier genannt wurden, zeigen, denke ich, welche Bedeutung der Tourismus für Wien hat, und zeigen auch, dass wir uns in einer nach wie vor positiven Entwicklung befinden - mit all den Relativierungen, die ich vorher formuliert habe.

Nur noch eine Zahl - denjenigen, die im Tourismus aktiv sind, ist sie bekannt, aber die anderen wissen es vielleicht nicht, und ich möchte natürlich die Gelegenheit nutzen, das zu sagen -: Die Tourismuswirtschaft in Wien erbringt, unter Berücksichtigung der direkten und indirekten Effekte in der Wertschöpfungskette, jährlich insgesamt mehr als 4 Milliarden EUR an Wertschöpfung. Diese Leistung ist im Hinblick auf die Nächtigungen wie auch auf die Wertschöpfung umso beachtlicher, wenn man sie im Vergleich zu anderen Städten vor Augen führt. Wien zählt zu den Top Ten Metropolen des europäischen Städtetourismus - und das, obwohl wir beim Inlandstourismus, auf Grund der Dimension unseres Landes, nur auf einen ganz kleinen Anteil zurückgreifen können. Wenn man an andere, bevölkerungsreiche, größere Staaten denkt, wie etwa Deutschland, so machen etwa beim Berlin-Tourismus die Inlandstouristen 60 Prozent aus - logischerweise, weil es eben sehr viel mehr Einwohner dieses großen Landes gibt. In Wien, auf Grund der Kleinheit Österreichs, sind es nur 20 Prozent. Die Herausforderung, die wir haben, internationale Touristen nach Wien zu holen, ist also noch eine sehr viel größere. Und ich habe den Eindruck – oder, nein, die Zahlen belegen es, es ist so -, wir schlagen uns hier sehr, sehr gut. 

Nicht nur europaweit wird Wien als Städtereiseziel sehr geschätzt. Es hat im Frühjahr eines der renommiertesten Online-Reiseportale Japans seine User zur Zufriedenheit mit den Auslandsreisen gefragt, und da ist Wien wieder einmal Sieger oder Siegerin geworden. Wir sind aus 69 Städten als Gesamtsieger hervorgegangen, und das ist, denke ich, auch insofern ein ganz besonderes Kompliment, als, wenn man sich die zehn am besten beurteilten Städte anschaut, sechs davon in Asien sind. Das heißt, natürlich hat es hier eine besondere Affinität gegeben - aber Nummer 1 ist Wien. Und das ganz besonders im Kongresstourismus, der auch in Zukunft bei wirtschaftlich engeren Zeiten, so glauben die Experten, ein ganz starkes Standbein sein wird und, so hoffen wir, mit all unseren Anstrengungen auch ein verlässliches. Hier sind wir ja - das ist, glaube ich, auch bei denen bekannt, die nicht im Tourismus so aktiv oder so spezialisiert sind - weltweit die Nummer 1, und zwar zum dritten Mal hintereinander von der International Congress and Convention Association entsprechend auch vor Berlin, vor Singapur an die Spitze gesetzt.

Ich sage das deswegen, weil es zeigt, dass wir gut aufgestellt sind, gute Voraussetzungen haben und gerade in diesem Bereich kein Grund besteht, die Stadt schlechtzujammern. Das sage ich deswegen, weil das gerade in diesem Bereich besonders kontraproduktiv wäre, denn: Wenn wir jetzt anfangen, uns gegenseitig zu erzählen, wie schlecht die Tourismusdestination ist, dann dürfen wir uns nicht wundern, dass keine Leute kommen. Das wäre so, wie wenn ein Geschäftsmann erzählt, wie schlecht seine Semmerl sind, und sich dann wundert, dass sie keiner kauft. 

Das heißt, gerade in diesem Bereich müssen wir alle Anstrengungen setzen, um Wien weiter gut zu positionieren. Wir dürfen die Gefahr keinesfalls unterschätzen - das wäre ganz fatal, wenn man sagen würde, es wird schon alles gutgehen -, ganz sicher nicht; aber gerade da, denke ich, ist es entscheidend - und das ist auch mein Appell an die Branche, den ich auch am Montag in der Tourismuskommission wiederholen werde -, ja nicht die Destination schlechtzureden. Dies zu tun, ist an sich schon schlecht, aber in dieser Situation ist es in meinen Augen tödlich. 

Deswegen glaube ich, dass wir wirklich hier intern unsere Sachen regeln müssen, aber nach außen Wien als das präsentieren müssen, was es ist: eine wunderschöne, gut funktionierende, auch im internationalen Vergleich nach wie vor preiswerte Stadt, in der wir froh sind, leben zu dürfen, und in die Touristen möglichst viel kommen sollen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Günther gestellt. – Bitte.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben das sehr klar dargestellt, und es ist wahrscheinlich schwer abzuschätzen, was wirklich in nächster Zeit kommt. 

Eines hat sich aber herausgestellt - zwar mehr im Westen, im Schibereich -: dass zwar die Leute auf Urlaub kommen, aber dort das nützen, was Sie zuerst als Package bezeichnet haben – als Sie gesagt haben, die Hoteliers müssen sich den Kopf zerbrechen und ein Gesamtpaket anbieten -, und sonst wird wenig Geld ausgegeben oder wird gespart, weil der Winterurlaub eben auch ein verhältnismäßig teures Unternehmen ist. 

Erwarten Sie auf Grund dieser Aussagen, die jetzt schon einige Zeit mitschwingen, dass es im Handel Einbrüche geben wird, weil die Leute einfach das nützen, was sie im Hotel haben, aber keine zusätzlichen Ausgaben tätigen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Nun, die kurzfristige, jetzt vor uns liegende Entwicklung lässt diesen Schluss noch nicht zu - Beispiel Silvester, Beispiel Weihnachtsgeschäft, wo wir ja auch positive Rückmeldungen aus der Wirtschaft bekommen. Aber die Überlegung, die Sie anstellen, hat natürlich viel für sich. Wenn wir jetzt eben die Prognosen - dieses Wort will ich gar nicht verwenden, weil sie eben zu unsicher sind; aber die Szenarien, die entwickelt werden - hören, dass die Leute zwar auf Urlaub fahren, aber weniger Geld ausgeben: Ja, wo sollen sie einsparen? - Das ist natürlich sicher eine Perspektive, auf die wir uns einstellen müssen. 

Umso wichtiger ist die Konzentration auf den Kongresstourismus. Denn: Ohne den Individualtouristen zu vernachlässigen, für den es entsprechend günstige Angebote geben soll, wissen wir doch, dass der Kongresstourist derjenige ist, der für die Gruppe, die Sie angesprochen haben, in Wirklichkeit der relevante ist. Denn die Menschen, die für ein paar Tage hierher nach Wien kommen, kaufen natürlich auch Mitbringsel, kaufen vielleicht - die eine oder andere, könnte man sich vorstellen, wenn es eine Frauengruppe ist - Schuhe oder so etwas; das soll ab und zu vorkommen, wenn man irgendwohin auf Urlaub fährt. Aber die, die wirklich interessant sind für diese Gruppe, sind die Kongresstouristen. 

Wir wissen, wer durchschnittlich wie viel ausgibt: der Individualtourist 270 bis 280 EUR am Tag, der Kongresstourist 420 EUR. Das heißt - wenn ich das jetzt ein bisschen so sagen darf, unsere lieben Gäste utilitaristisch bezeichnend -: Da liegt das Geld. 

Vom Kongresstourismus wird eben auch erwartet, dass er - weil natürlich die Unternehmungen trotzdem ihre Veranstaltungen abhalten müssen – weniger leiden wird. Da werden wir uns auch sicher ganz stark darauf konzentrieren. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die letzte Zusatzfrage wird von Herrn GR Schreuder gestellt. - Bitte.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vizebürgermeisterin! Ich kann Ihnen auch von der grünen Seite her versichern: Wir finden die Stadt viel zu schön, als dass wir sie schlechtreden würden. Und wir werden auch unsere Freundinnen und Freunde einladen, hierher zu kommen - keine Frage.

Ich hatte eigentlich eine ganz andere Zusatzfrage vorbereitet, aber wie bestellt standen heute Morgen, als ich auf dem Weg hierher zum Gemeinderat war, bei meiner U-Bahn-Station Schweglerstraße vier - das war mein Eindruck - Russen, weder des Deutschen noch des Englischen mächtig, völlig verzweifelt, weil sie nicht wussten, wie sie Fahrkarten lösen konnten, wie sie wo hinkommen, und sie verstanden es nicht. Mit nonverbaler Kommunikation habe ich versucht, es ihnen klarzumachen. 

Wir haben schon öfter darüber gesprochen: Es ist ein großes Anliegen, nicht nur von uns, sondern von vielen Menschen in dieser Stadt, die im Tourismus tätig sind, dass die Beschilderungen mehrsprachig sind. - Also zum Beispiel: Über den Fahrkartenautomaten steht nur „Fahrkarten", sonst nichts. Das heißt, wenn man nicht Deutsch kann, versteht man dieses Wort schon nicht. - Man hat ja jetzt ohnedies diese Touchscreens, da könnte man ja auch mehrere Sprachen zur Auswahl vorsehen, oder was weiß ich. 

Gibt es jetzt schon, um die Stadt für Touristinnen und Touristen attraktiver zu machen, erste Ergebnisse hinsichtlich der Idee, mehrsprachige Schilder und mehrsprachige Informationen bei den Wiener Linien anzubieten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Wie Sie richtig gesagt haben, diskutieren wir über das Thema schon seit längerer Zeit. Es hat sich an der Grundproblematik auch nichts geändert. Ich bin ja inhaltlich in dieser Frage bei Ihnen. Ich glaube nicht, dass man da was weiß ich wie viele Sprachen machen könnte, aber grundsätzlich wäre es wünschenswert. Wir haben nur schlicht und einfach ein ganz pragmatisches Problem, und das ist das des Platzes und der Verständlichkeit, denn: Sie haben zufällig russische Touristen getroffen, der andere trifft französische, der Dritte trifft chinesische, und der Vierte trifft welche aus, ich weiß nicht, irgendeinem anderen Land. Die Frage ist: Welche Sprachen macht man, und wie schafft man es? - Ich kann mich noch daran erinnern, wie lange wir uns in meiner Zeit als Integrationsstadträtin mit dem Problem befasst haben: Wie schaffen wir mehrsprachige Broschüren? Mit zwei Sprachen, das geht gerade noch, manchmal, aber wenn du mehr als zwei Sprachen hast, wird es für alle Beteiligten unverständlich. Und das ist genau dieses Problem, mit dem wir uns weiter herumschlagen. 

Ich kann Ihnen aber versichern, ich teile Ihr Anliegen, und wir überlegen, welche Möglichkeiten es gibt, das möglichst vernünftig zu machen. Ich finde es auch legitim, was Sie sagen. Ich stelle mir selbst diese Situation vor beziehungsweise war auch schon in dieser Situation – in China war ich noch nie, aber ich war schon in Moskau, und jedes Mal beginne ich wieder von vorne, die Buchstaben zu lernen. Und wenn ich sie dann gelernt habe, fahre ich wieder heim, und beim nächsten Mal weiß ich sie wieder nicht. Ich weiß also, wie es ist, in einer Stadt zu sein, wo man nicht einmal die Dinge lesen kann - was natürlich gerade im Russischen oder im Chinesischen ein besonderes Problem ist.

 Nichtsdestotrotz ist das ein Thema, das so einfach und logisch klingt, wie es schwer zu lösen ist. Aber ich kann Ihnen versichern, wir sind dahinter. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Vizebürgermeisterin, für die Beantwortung der 3. Anfrage.

Die 4. Anfrage (FSP - 05197-2008/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Mag Alexander Neuhuber gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Der Kontrollamtsbericht betreffend die Prüfung der Errichtung des neuen Riesenradplatzes hat zahlreiche gravierende Mängel und Missstände offengelegt. Neben einer fehlenden Bauträger-/Baumeisterbefugnis des Totalunternehmers, einer exorbitanten Baukostenüberschreitung, unzulässigen Bauhöhenüberschreitungen war es vor allem die Nichtbeachtung des Vergaberechts, welche die Neugestaltung zu einem veritablen städtebaulichen Skandal werden ließen. Welche konkreten Konsequenzen aus den Beanstandungen des Kontrollamtes werden Sie umgehend ziehen?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Lassen Sie mich zu Ihrer Frage hinsichtlich allfälliger Konsequenzen aus den Beanstandungen des Kontrollamtes zur Errichtung des neuen Prater-Eingangs zunächst Folgendes festhalten:

Der Bericht des Kontrollamtes setzt sich sehr ausführlich mit dem Projekt auf Basis der von der Grünen Fraktion gestellten Fragen auseinander. Das ist aus zwei Gründen gut so: Zum einen werden wir aus jenen Fehlern, die festgestellt wurden, auch entsprechend lernen können - und das werden wir selbstverständlich auch -, aber zum anderen auch, weil entgegen der in den letzten Monaten versuchten Skandalisierung des Projektes vieles klargestellt werden konnte. Entgegen allen Vorwürfen hält das Kontrollamt fest, dass die Kostenbeteiligung der Stadt Wien als wirtschaftlich sinnvoll und zweckmäßig bewertet wird. Der Kostenzuschuss der Stadt Wien von 15 Millionen EUR hat sich auch durch die Ausweitung nicht verändert. Der Rest wurde durch eine Leasing-Finanzierung aufgebracht, die durch die frühzeitige Vermietung aller Flächen auch sichergestellt ist. 

Entgegen öffentlichen Feststellungen einer exorbitanten Baukostenüberschreitung – die Sie auch in Ihrer Frage wiederholen -, stellt der Bericht fest, dass die Erweiterung des Projektes natürlich höhere Baukosten nach sich zog, denen allerdings auch höhere Mieteinnahmen gegenüberstehen. Einzig der Betriebserfolg verschiebt sich nach hinten. 

Weiters ist positiv hervorzuheben, dass durch das Projekt sowohl Arbeitsplätze geschaffen wurden als auch die Stadt Wien Einnahmen aus Landes- und Gemeindesteuern lukriert. 

Und zur angesprochenen Nichteinhaltung des Vergaberechtes halte ich fest, dass zum damaligen Zeitpunkt die Prater Service GmbH die Rechtsmeinung vertreten hat, nicht dem Bundesvergabegesetz zu unterliegen. Die Feststellungen des Kontrollamtes folgen einer anderen Auslegung. Durch zwischenzeitliche Erkenntnis ist klargestellt, dass die Prater Service GmbH eindeutig dem Bundesvergabegesetz unterliegt und dieses daher auch einzuhalten ist, ohne Wenn und Aber. 

Lassen Sie mich daher feststellen: Das Projekt wurde in kürzester Zeit umgesetzt. Es entspricht den Vorstellungen der Stadt, die seinerzeit noch unter der Federführung der Stadträte Dr Görg und Mag Ederer für das Gesamtgebiet zwischen Ausstellungsstraße und Prater-Stadion festgelegt wurden. Der erste Erfolg hat sich schon in der ersten Saison 2008 eingestellt, als wir eine deutliche Steigerung der Besucherzahlen von 10 bis 15 Prozent feststellen konnten. Und es steht ebenso außer jedem Zweifel, dass auf Grund des hohen Termindrucks und der im letzten Moment vor Fertigstellung aufgetretenen wirtschaftlichen Probleme des Totalunternehmers Fehler passiert sind. Die Konsequenzen, die zu ziehen sind, liegen auf der Hand, und sie wurden gezogen: Die Unternehmensstruktur wurde geändert, ein neuer Aufsichtsrat bestellt und durch die Ausschreibung eines zweiten Geschäftsführers das Vier-Augen-Prinzip wiederhergestellt. 

Ich denke, dass es auch meine Aufgabe ist, sehr fokussiert darauf zu achten, dass der zweitälteste Vergnügungspark der Welt, nämlich der Wiener Wurstelprater, auch entsprechend weiterentwickelt wird, und da weiß ich mich auch eins mit Ihnen. Stillstand würde sicherlich einen Rückschritt bedeuten. Und daher werden wir für die Zukunft gesehen gemeinsam - das betone ich -, auch gemeinsam mit den Unternehmern im Prater, diesen Wiener Wurstelprater nicht nur erhalten, sondern auch so weiterentwickeln, dass die Unternehmer existenzfähig sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Mag Neuhuber gestellt. – Bitte. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Bürgermeister! Dass es hier, was den Kontrollamtsbericht betrifft, offensichtliche Auslegungsunterschiede zwischen Regierung und Opposition gibt, ist relativ klar dargestellt. Ich bedanke mich jedenfalls dafür, dass ich von Ihnen überhaupt einmal gehört habe, dass darin Kritik enthalten ist. Bisher war nämlich, vor allem in den Presseaussendungen der SPÖ - wenn ich da etwa an den Kollegen Vettermann denke -, das Wort Kritik nicht einmal enthalten, sondern da hieß es nur, es ist eh alles paletti. Danke also für die Feststellung, dass es zumindest einmal Kritik gegeben hat. 

Ich gehe ja davon aus, dass Sie den Bericht auch gelesen haben - er ist ja wirklich ganz spannend, auch als Abendlektüre. (Heiterkeit bei Bgm Dr Michael Häupl sowie bei Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.) – Nun, das ist so wie ein Krimi, den man im Bett liest. - Und wenn man ihn liest, dann merkt man schon ein ziemliches Missverhältnis zwischen den positiven Punkten, die Sie gerade auch angesprochen haben, und der massiven Kritik. Das Kontrollamt ist ja ohnedies immer sehr sensibel, aber ich habe bisher keinen Kontrollamtsbericht gelesen, wo so oft drinnen stand: „ist Anlass zu Kritik", „es gab zu bemängeln" et cetera. - Ist Ihnen dieses Missverhältnis beim Lesen des Kontrollamtsberichtes auch aufgefallen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Zunächst einmal darf ich Ihnen versichern, dass auf meinem Nachtkastl andere Bücher liegen und ich vor dem Einschlafen eine andere Lektüre bevorzuge. Ich bin zwar gestern von Herrn GR Jung als ein Nichtliteraturexperte bezeichnet worden - da hat er wahrscheinlich auch recht. Obwohl wir vielleicht einmal auch unsere Literaturerfahrungen austauschen könnten, Herr Gemeinderat! Das wäre sicherlich spannend, könnte ich mir vorstellen, weil Sie mit Sicherheit völlig andere Bücher gelesen haben als ich. Davon bin ich total überzeugt (Heiterkeit bei Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ), das ist gar keine Frage. 

Also, unabhängig davon: Ich habe ihn gelesen - untertags. Und, mein Gott, so ist halt die Rollenaufteilung: Sie stellen die Kritikpunkte in der Öffentlichkeit dar, und Kollege Vettermann bringt jene Punkte, die positiv angesprochen sind. So erfährt die Öffentlichkeit wenigstens alles, was in dem Kontrollamtsbericht drinnen steht! Und wenn es in dieser Rollenverteilung eben so ist, dann soll es so sein. 

Der Kernpunkt für mich ist: die Konsequenzen, die daraus zu ziehen sind - gar keine Frage. Ich habe immer ein sehr entspanntes Verhältnis zu Kontrolleinrichtungen gehabt - das betrifft genauso den Rechnungshof -, denn ich erachte diese Instrumentarien in Wirklichkeit als eine Hilfe für die Regierenden und stehe nicht in einer Gegnerschaft zu ihnen. Denn natürlich: Wo gearbeitet wird, passieren auch Fehler, und daher machen diese Kontrolleinrichtungen, sei es das Kontrollamt, sei es aber auch der Rechnungshof, auf diese Fehler aufmerksam und machen auch Vorschläge, wie man das entsprechend verbessern kann. - Das ist für mich der entscheidende Punkt.

Und der zweite wesentliche Punkt ist jener, den ich im Schlusssatz vorhin gesagt habe: Dass man sehr darauf achten soll - und tunlichst, füge ich hinzu, auch gemeinsam -, dass der Wiener Wurstelprater jenen Erfolg zeitigen kann, der ihm einfach auch entspricht: als eine tolle Einrichtung in der Stadt und auch als ein, würde ich fast sagen, Kulturgut – also unabhängig vom unternehmerischen Teil auch ein Kulturgut dieser Stadt. Und da werden wir uns bemühen müssen, dass wir den entsprechend weiterentwickeln können, denn, noch einmal: Konservieren, Stillstand ist Rückschritt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Jung gestellt. – Bitte. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Bürgermeister! Nur zur Richtigstellung meiner gestrigen Feststellung: Ich habe gesagt, Sie haben sicher wesentlich mehr Bücher als der niederösterreichische Landeshauptmann gelesen. Ich habe keine Einschränkung bei den Büchern vorgenommen. Und was die Bemerkung betrifft, dass wir unterschiedliche Bücher gelesen haben: Das ist schon wahrscheinlich. (Bgm Dr Michael Häupl: Das sag' ich doch!) Ich weiß aber sicher zwei Bücher oder zwei Schriften, die wir beide kennen: Das eine ist der Karl Marx, und das andere ist die Linzer Pauk- und Ehrenordnung, Herr Bürgermeister! (Bgm Dr Michael Häupl: Ich habe eigentlich gehofft, dass Sie sagen, die Wiener Stadtverfassung! – Aber: auch nicht!) Ja, aber die ist wirklich keine Einschlaflektüre! (Bgm Dr Michael Häupl: Oh, doch! – Heiterkeit bei Bgm Dr Michael Häupl.) – Nein! – Na ja. (GR Christian Oxonitsch, auf GR Mag Wolfgang Jung weisend: Er hat sie wirklich noch nicht gelesen!)
Ich komme zurück zur eigentlichen Anfrage, und hier handelt es sich in erster Linie in diesem ganzen Bereich um die Person dieses Herrn Frank und dessen Qualifikation. Wobei ich zur Kenntnis nehme, und zwar mit Freude zur Kenntnis nehme, dass Sie nicht nur gesagt haben, dass es hier Fehler gab, sondern auch, dass aus den Fehlern gelernt wurde - was ja wichtig auch für die Stadt Wien und für das Budget und unser Geld ist. 

Dieser Herr Frank, dessen Qualifikation ja auch im Kontrollamtsbericht eindeutig angezweifelt wird, der noch kein derartiges Projekt umgesetzt hat und auch in den Projekten, wo er angeblich Kompetenz besitzt, nämlich im Eventmarketing, eher Pleiten gehabt hat, hat in einigen Interviews immer wieder sehr stark ein Naheverhältnis zur Frau Stadträtin betont, das aus für uns unverständlichen Gründen nie wirklich dementiert wurde. Er hat da fast, könnte man sagen, in schnoddriger Art und Weise ein Duzverhältnis und so weiter hineingebracht, was keine gute Optik macht.

Er hat auch - und dahin geht meine Frage - sein Naheverhältnis zu Ihnen betont und hat da auch wieder in der gleichen, ihm offenbar eigenen Art und Weise hinsichtlich seines ersten Auftrags, den er bekommen hat, gesagt: „Ich hab' alle ang'haut, auch den Michl, und hab' g'sagt, wenn ihr was habt, dann denkt an mich!“ Und dann hat er das Projekt „Nichts als Luft" und ein anderes bekommen. 

Meine Frage ist daher jene - und Sie können das ja leicht ausräumen -: Wann haben Sie über die Bewerbung dieses Herrn Frank erfahren, beziehungsweise wann wurden Sie über die Vergabe informiert?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal, Herr Gemeinderat: Wenn all jene, die heute bei den verschiedensten Gelegenheiten behaupten, dass sie mit mir in die Schule beziehungsweise in die gleiche Klasse gegangen sind, damit die Wahrheit sprechen würden, dann wäre diese Klassengröße damals ungefähr 2 500 gewesen. Und wenn die Wahrheitsliebe so groß ist im Hinblick auf die politischen Nahverhältnisse, wie er sie in Bezug auf mich behauptet und mich nahezu zärtlich auch mit meinem Vornamen anredet, dann darf ich Ihnen raten: Glauben Sie ihm nicht einmal die Uhrzeit, wenn er sie Ihnen sagen sollte! Denn: Mich reden täglich viele Leute an um einen Job, viele Leute, die eine Wohnung brauchen, viele Leute, die gerne einen Auftrag hätten. Das ändert nichts an der Tatsache, dass selbstverständlich all die Dinge korrekt abzuwickeln sind. 

Sie dürfen mir glauben, nach der langen Zeit, die ich jetzt der Landesregierung angehöre, wäre ich in des Teufels Küche gekommen, wenn ich in der Tat so gearbeitet hätte, wie das gelegentlich der eine oder andere auch entsprechend erzählt. Ich war selbstverständlich in die Auftragsvergabe in keiner Weise involviert. Das ist auch nicht mein Job, denn bei den vielen Aufträgen, die die Stadt Wien vergibt oder auch vorgelagerte Unternehmungen der Stadt Wien vergeben, hätte ich nichts anderes zu tun. Diese Äußerungen, die in der Öffentlichkeit abgegeben wurden, sind samt und sonders Holler.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Ich nehme mit Freude zur Kenntnis, dass ich heute das erste Mal in dem Zusammenhang gehört habe, dass Fehler passiert sind und dass man gewillt ist, daraus zu lernen.

Ich möchte nur zwei Bemerkungen zu dem machen, was Sie gesagt haben: Die Arbeitsplätze, die geschaffen wurden, stehen in einem ziemlichen Missverhältnis zu denen, die verloren gegangen sind durch die Folgeinsolvenzen, durch die Auswahl des nicht geeigneten Unternehmens. Da sind schon mehr als 30 Arbeitsplätze verloren gegangen.

Jetzt aber zu meiner Frage: Sie haben gesagt, es gibt Konsequenzen, und zwar gibt es einen zweiten Geschäftsführer. Mir ist das nicht ganz klar, nachdem diese falsche Rechtsmeinung doch eigentlich zu dem ganzen Debakel geführt hat, nämlich dass der Geschäftsführer Wurz der Meinung war, dass das Vergabegesetz nicht anzuwenden ist. Das war damals schon in einem Kontrollamtsbericht festgehalten, dass das sehr wohl so sein muss. Er hat es einfach nicht zur Kenntnis genommen. Er hat diesmal auch in der Kontrollausschusssitzung nur gesagt, er nimmt es zur Kenntnis, aber nicht, er wird es in Zukunft so halten. Mir ist deshalb nicht klar, warum Sie jetzt einen zweiten Geschäftsführer dazunehmen und nicht diesem Geschäftsführer eine geeignetere Aufgabe im Geschäftsbereich der Stadt Wien suchen.

Wieso haben Sie sich dazu entschieden, jetzt noch einen zweiten dazuzustellen, was bisher auch nicht günstig war, zwei Geschäftsführer zu haben, denn die Frage ist dann natürlich auch mit Kompetenzstreitigkeiten verbunden, was möglicherweise zu weiteren Problemen führen wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Diese Frage ist sehr leicht zu beantworten, denn ich bin ein großer Anhänger des Vier-Augen-Prinzips. Daher macht es durchaus Sinn, dass man hier einen zweiten Geschäftsführer bestellt. Die Aufgabenteilung der beiden Geschäftsführer wird der Aufsichtsrat festlegen, wie das bei einer Geschäftseinteilung bei mehreren Vorstandsmitgliedern zum Beispiel auch der Fall ist. Also eine völlige ökonomische, wissenschaftliche Normalität, würde ich dazu sagen. 

Dass das Vier-Augen-Prinzip in der Umsetzung teurer ist, ist mir schon klar, aber ich glaube, das die Umsetzung dieses Vier-Augen-Prinzips jedenfalls auf längere Sicht gesehen eine vernünftigere und auch kostensparendere Variante ist, als einen hier walten zu lassen.

Ihre andere Frage ist ein bisschen schwieriger zu beantworten. Wenn ich jedes Mal Mitarbeiter der Stadt oder vorgelagerter ökonomischer Organisationen hinausschmeiße, wenn sie unterschiedliche Rechtsauffassungen haben, dann würde ich langsam aber sicher ziemlich allein hier sitzen, denn das passiert immer wieder. Das ist gar keine Frage. Natürlich gibt es immer wieder unterschiedliche Rechtsansichten dazu. Es ist aber jetzt völlig klargestellt, erstens, was Sache ist und zweitens, dass man diese Meinung nicht nur zur Kenntnis nimmt, sondern sich auch daran zu halten hat. Das ist völlig klar und ich werde das nicht mehr diskutieren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von GR Mag Neuhuber gestellt.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Bleiben wir ein bisschen bei den Konsequenzen. Die Frau Kollegin Gretner hat gerade einen, sage ich einmal, Bock, den der Geschäftsführer Wurz mit der Rechtsmeinung geschossen hat, schon aufgezählt. Jetzt kann man vielleicht noch darüber diskutieren, dass es unterschiedliche Rechtsmeinungen geben kann, aber es gibt natürlich auch andere Punkte, wo es meiner Meinung nach nicht nur um Rechtsmeinungen, sondern um eine gesunde Auffassung geht. 

Ich nehme einen Punkt aus dem Kontrollamtsbericht heraus. Sie haben das auch gelesen. Der Geschäftsführer der Explore 5D, die Totalunternehmer war, die Planung gemacht hat und dann, wie wir wissen, in Konkurs gegangen ist, war gleichzeitig Gesellschafter einer Firma, die sage und schreibe zirka 74 Prozent der Flächen im Gebäude, das er auf der anderen Seite quasi, vereinfacht ausgedrückt, als Bauherr vertritt, angemietet hat. Also ich kenne kaum einen klassischeren Interessenskonflikt. Jetzt sagt der Herr Wurz im Ausschuss und auch im Kontrollamtsbericht zu seiner Verteidigung, er hat sich gedacht, wenn er auf der einen Seite Mieter und auf der anderen Seite Bauherr ist, dann wird er ordentlich bauen. 

Ich meine, ganz ehrlich, Sie sind Generaldirektor, wenn ich es einmal so sagen darf, eines 11 Milliarden EUR Konzerns. Halten Sie eine derartige Auffassung wirklich für sinnvoll und einen solchen Mitarbeiter noch für tragbar, der eine solche Meinung vertritt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Ich bin nicht seiner Meinung, aber jetzt wieder jeden Mitarbeiter hinauszuschmeißen, der nicht meiner Meinung ist, würde zu weiteren Vereinsamungsprozessen führen. (Allgemeine Heiterkeit.) Aber Sie können sich darauf verlassen, dass sich meine Meinung dann durchsetzt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Damit ist die 4. Anfrage beantwortet.

Die 5. Anfrage (FSP - 04658-2008/0001 - KFP/GM) entfällt wegen der heutigen Abwesenheit von GR Mahdalik.

Die 6. Anfrage (FSP - 04656-2008/0001 - KGR/GM) wurde von GRin Dr Sigrid Pilz gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Können Sie garantieren, dass gegenwärtig in den Psychiatrischen Abteilungen des Otto-Wagner-Spitals genügend Fachärztinnen und Fachärzte für Psychiatrie für die Patientinnen- und Patientenversorgung zur Verfügung stehen?)
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Aus der Entwicklung der Jahre 2005 bis 2008 ist ersichtlich, dass sowohl die Anzahl der systemisierten Posten als auch die entsprechenden Vollzeitäquivalente bis zum heutigen Tag deutlich gestiegen sind. Für das Otto-Wagner-Spital lässt sich daher sagen, dass ausreichend Fachärztinnen und Fachärzte für Psychiatrie für die Patientinnen- und Patientenversorgung zur Verfügung stehen. Gegenüber 2007 sind es um 5,44 Voll-
zeitäquivalente mehr. Im Otto-Wagner-Spital standen allen psychiatrischen Abteilungen in den Jahren 2005 und 2006 rund 85 Dienstposten für ÄrztInnen zur Verfügung. Diese waren im Jahr 2005 mit rund 80 Vollzeitäquivalenten, im Jahr 2006 mit 78 Vollzeitäquivalenten besetzt. Die Dienstpostenzahl wurde bereits im Jahr 2007 um 3,5 Dienstposten und seit Oktober 2008 um 
17 Dienstposten auf 105,5 Dienstposten für Ärztinnen und Ärzte erhöht. Im gleichen Zeitraum waren diese mit 101,75 Vollzeitäquivalenten besetzt. Der 18. Dienst-
posten wird ab dem 1.12.2008, also ab nächsten Montag, besetzt.

In den vergangenen Jahren haben Fachärzte und Fachärztinnen für Psychiatrie im Nachtdienst die Regionalabteilungen des Otto-Wagner-Spitals teilweise übergreifend betreut. In mehreren Gesprächen und vor allem auch unter Aufgreifen der konstruktiven Vorschläge und Ideen von Primarärztinnen und Primarärzten, von Ärzten und Ärztinnen des Mittelbaus, der Dienstplanverantwortlichen und der Teilunternehmensdirektion wurde ein gemeinsamer Weg erarbeitet, um schrittweise eigenständige Fachärztinnen und Fachärzte, Diensträder für alle Abteilungen zu ermöglichen. Die rechtlichen und dienstrechtlichen Vorkehrungen wurden dabei bereits getroffen.

Wichtig ist mir aber schon, wir leben in Wien und da ist es ganz besonders wichtig, um Relationen festzustellen, ein bisschen über den Tellerrand hinauszuschauen. Deshalb möchte ich darauf hinweisen, dass bereits vor der Schaffung zusätzlicher Dienstposten im Otto-Wagner-Spital im Schnitt 5,6 Betten pro Ärztin und Arzt zu betreuen waren. Durch die zusätzliche Systemisierung von Ärzte- und Ärztinnendienstposten konnte der Durchschnitt auf 4,75 Betten pro Ärztin und Arzt gesenkt werden. Was sagt uns das jetzt, 4,75? Das sagt uns natürlich, wenn es einfach nur so dasteht, nichts, sagt uns aber sehr viel im Vergleich. Daher möchte ich Ihnen die Vergleichszahlen, die Sie kennen, bringen. Trotzdem ist es wichtig, das festzulegen. Während im Otto-Wagner-Spital ein Arzt, eine Ärztin 4,75 Betten zu betreuen hat, sind es im Landeskrankenhaus Klagenfurt pro Arzt 8,54, in der Doppler-Klinik Salzburg in der I. Psychiatrie 5,79, in der II. Psychiatrie 10, in der Wagner-Jauregg-Klinik in der I. Psychiatrie 8,57, in der II. Psychiatrie 7,99. Ich wiederhole noch einmal, im Otto-Wagner-Spital sind es 4,75 Betten pro Arzt und Ärztin. Da sage ich, der Vergleich macht mich sicher!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Dr Pilz gestellt.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben jetzt eine Reihe von Zahlen vorgelesen, die offensichtlich mit der täglichen Wirklichkeit der Ärzte und Ärztinnen im Otto-Wagner-Spital relativ wenig zu tun haben, denn sonst wäre deren Schreiben nicht zu erklären, das die Dienstplanverantwortlichen der Regionalprimate 1 bis 6 zu Beginn dieses Monats November 2008 im Dienstweg an ihre Vorgesetzten mit dem Ersuchen um Weitergabe an Dr Herbeck und Dr Marhold gerichtet haben. Darin wird davon gesprochen, dass in den letzten zweieinhalb Jahren 20 Fachärzte das Haus verlassen haben, dass der Personalmangel in seinen Folgen - ich zitiere aus dem Schreiben: „... Nicht-
besetzbarkeit von Dienstlisten, mangelnde Tagespräsenz, Doppelversorgung von Primariaten, Defizite in der Ausbildungsqualität, vermehrte Erschöpfung der Dienstmannschaften Burn-out-Krankenstände zu Folge hat und dass die Ärzte nicht mehr in der Lage sind, die geforderten Mehrleistungen zu erbringen und als Worst-Case-Szenario ..." - das schreiben nicht irgendwelche einzelne Querulanten, sondern die Dienstplanverantwortlichen – „... Schließung von Abteilungen und Verteilung des Personals und der Patienten und Patientinnen auf die restlichen Abteilungen."

Wie können Sie angesichts dieses Hilfeschreis Ihres Personals davon sprechen, dass wir gut aufgestellt sind?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin!

Ich habe Ihnen nicht irgendwelche Zahlen vorgelesen, sondern ich habe Ihnen Zahlen vorgelesen, die sozusagen in Ihre selektive Wahrnehmung nicht durchdringen wollen. Ich bin auch davon überzeugt, dass ich nicht durchdringen werde, weil nicht sein kann, was nicht sein darf! Denn wenn die Realität die ist, dass in Wien im Otto-Wagner-Spital ein Arzt, eine Ärztin 4,75 Betten zu betreuen hat, während - ich wiederhole es noch einmal - in anderen Abteilungen in den Bundesländern zwischen 5,79 - das ist das Mindeste - und 10 Betten zu betreuen sind, sind das nicht irgendwelche Zahlen, sondern ist das schlicht und ergreifend die Realität!

Was den Brief betrifft, ist das wieder ein Lehrbeispiel der selektiven Wahrnehmung. Dieser Brief ist nämlich nicht aus dem Nichts gekommen, sondern war ein Auftrag der kollegialen Führung, ganz besonders der ärztlichen Direktorin an die Ärztinnen und Ärzte, an die Primarärztinnen und -ärzte, an die Vertreterinnen und Vertreter des Mittelbaus, sich dieser Frage, insbesondere, was die Dienstplaneinteilung betrifft, zu widmen. Das ist ein Schreiben, das rund vier Seiten hat, wo eine halbe Seite darstellt, dass es Probleme gibt, wo es auch Burn-out gibt. 

Die Kollegin Ramskogler hat gestern schon gesagt, wenn man Ihnen zuhört, könnte man glauben, Burn-out gibt es erst seit einem Jahr, wurde im Otto-Wagner-Spital erfunden und gibt es nur bei Psychiaterinnen und Psychiatern. Das ist nicht der Fall, sondern das ist eine Erkrankung, die es geben kann, die es auch unter Psychiaterinnen und Psychiatern geben kann, die es aber auch unter Putzfrauen, unter Kranfahrern, unter Hausfrauen und unter Managern geben kann. Das ist individuell tragisch, ist aber kein Spezifikum von Psychiaterinnen und Psychiatern.

Aber um noch auf die Frage der selektiven Wahrnehmung zurückzukommen, es ist ein Brief, der rund vier Seiten umfasst, wo auf einer halben Seite das, was Sie immer zitieren, dargelegt wird und dann dreieinhalb Seiten im Auftrag der kollegialen Führung unterschiedliche Modelle dargestellt werden, die zu einer Verbesserung beziehungsweise Lösung der Situation führen. 

In Bezug auf die Anforderungen der Ärztinnen und Ärzte möchte ich darauf hinweisen, dass hinsichtlich der Leistungszahlen die stationären Aufnahmen von 2006 auf 2007 geringfügig um 0,75 Prozent gestiegen sind. Das heißt, da ist eine maßgebliche Mehrbelastung im Nachtdienst daher nicht abzuleiten. 2008 gibt es eine sinkende Tendenz. Es gibt rund 5 Prozent weniger stationäre Aufnahmen, allerdings ist im Ambulanzbereich die Zahl der Begutachtungen deutlich gestiegen. 

Der Vergleich der Krankenstandstage der Ärztinnen und Ärzte im Otto-Wagner-Spital von 2006 bis 2008 inklusive Oktober zeigt folgendes Bild: Es gab insgesamt 822 Krankenstandstage, 2006 waren es 10,5 pro Ärztin oder Arzt, 2007 stiegen diese Werte auf 16,2 und bis Oktober 2008 sind sie wieder auf 13 Krankenstandstage pro Ärztin und pro Arzt gesunken. 

Das genannte Schreiben nimmt allerdings fast ausschließlich Bezug auf die Tatsache der nicht vollständig mit Fachärztinnen und Fachärzten besetzten Diensträder an der 3. und 6. Psychiatrischen Abteilung. Es wird aber in diesem Schreiben - ich habe es schon gesagt - neben dem Aufriss, wo es Probleme gibt, sehr lange, nämlich rund dreieinhalb Seiten lang, eine umfassende Darstellung einer Reihe von Ideen unterbreitet, die nicht als ein subversives Element, wo sich Menschen zusammengerottet haben - Sie haben vollkommen recht, keine Querulanten -, sondern im Auftrag der kollegialen Führung, insbesondere der ärztlichen Direktorin erarbeitet wurde, die zu einer schrittweisen Vermehrung der Entlastung der Nachtdienst habenden FachärztInnen beitragen kann. Unter Beachtung dienstlicher und rechtlicher Rahmenbedingungen wurde eine gemeinsame Vorgangsweise, so genannte facharztgleiche Dienste in der Psychiatrie, entwickelt, gemeinsam mit denen, die diesen Brief geschrieben haben. 

Ärztinnen und Ärzte am Ende ihrer Facharztausbildung mit erfolgreich absolvierter Fachärztinnen-, Facharztprüfung werden auf Grund ihres Wissens und ihrer Erfahrung unter Supervision von Fachärztinnen und Fachärzten der anderen Abteilungen, die entsprechend nominiert sind, zur Entlastung dieser beiden Stationen im Nachtdienst eingesetzt. All diese Maßnahmen, die jetzt gesetzt wurden, sind mit den dienstplanverantwortlichen Ärztinnen und Ärzten akkordiert. Es ist auch gar nichts Besonderes, sondern ganz normal, dass bei solchen Vorschlägen die Weiterleitung an die zuständige Direktorin erfolgt, weil die natürlich die Gesamtverantwortung darüber trägt. 

Gleichzeitig, und das habe ich in meiner vorigen Beantwortung auch schon gesagt, wurden sechs weitere Ausbildungsstellen zur Ausbildung zukünftiger Fachärztinnen und Fachärzte bei der Wiener Ärztekammer beantragt. Ich rechne demnächst mit einer diesbezüglichen Zustimmung. 

Auf Grund der Rahmenbedingungen zur Anerkennung von Ausbildungsstellen muss eine ausreichende Anzahl von Fachärztinnen und Fachärzten vorhanden sein und das ist im Otto-Wagner-Spital gewährleistet.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Korosec gestellt. - Bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben jetzt schon Monate vorbei und wir haben sehr viele Zeuginnen und Zeugen gehört. Überall kommt durch, dass einfach ein Ärztemangel und ein Mangel an Fachkräften vorhanden ist. Da waren alle möglichen Studien gemacht worden und im Grunde genommen ist es negiert worden. Jetzt hat sich gerade bei den Fachärzten ergeben, dass in den letzten zwei Jahren von 43 Fachärzten 19 Fachärzte weggegangen sind. 

Es gab auch eine Aussage eines Zeugen, der gemeint hat, es ist eigentlich von der finanziellen Seite her unverständlich, weil auf der einen Seite in Niederösterreich weniger bezahlt wird als in Wien und andererseits der Weg weiter ist. Trotzdem verlassen fast 50 Prozent der Fachärzte das Otto-Wagner-Spital. 

In der vorigen Woche war Frau Dr Herbeck als Zeugin geladen und ich habe sie gefragt, ob sie das als normal empfindet. Die Antwort von Frau Dr Herbeck war, 50 Prozent Abgang innerhalb von zwei Jahren sei für sie normal.

Jetzt möchte ich Sie als Stadträtin fragen, ob Sie das auch so sehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin!

Erstens sind nicht 50 Prozent weggegangen. 

Zweitens hat Frau Dr Herbeck niemals gesagt, dass sie einen Abgang von 50 Prozent normal findet.

Drittens: Nein, es ist nicht normal.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Lasar gestellt. - Bitte schön.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich habe auch eine Frage bezüglich des Otto-Wagner-Spitals.

Sind dort die im Turnus befindlichen Ärzte auch tatsächlich zukünftige Psychiater oder wollen diese Turnusärzte dann in ein anderes Fach wechseln, was jetzt ja sehr wichtig wäre?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Gemeinderat!

Das müssen natürlich die Ärztinnen und Ärzte selbst entscheiden. 

Worum wir uns seit vielen Jahren und jetzt sozusagen mit dieser Schaffung von sechs zusätzlichen Facharztstellen natürlich auch bemühen, ist, möglichst viele davon zu gewinnen, Psychiaterinnen und Psychiater zu werden, aber das muss natürlich die individuelle Entscheidung sein.

Wir haben, und ich habe das in der vorigen Anfrage an den Herrn Kollegen Ebinger beantwortet, zusätzliche Fachärztinnen- und Facharztstellen für Kinder- und Jugendpsychiater geschaffen. Auch hier geht es darum, Menschen dafür zu gewinnen, das zu machen. Ich gehe davon aus, dass wir die Facharztstellen auch besetzen können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur letzten Zusatzfrage. Sie wird gestellt von Frau GRin Dr Pilz. - Bitte schön.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich bin sicher, die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Otto-Wagner-Spital werden beeindruckt sein, wenn sie lesen, dass Sie sagen, wenn sie klar und deutlich sagen, dass sie erschöpft sind, weil sie einen, und so steht es hier, chronifizierten Personalmangel haben, Burn-out haben eigentlich alle Berufsgruppen, auch die Putzfrauen. Ich bin interessiert, ob man das möglicherweise als zynisch empfindet. Ich könnte es mir vorstellen. 

Ich möchte Ihnen daher eine Frage stellen, nachdem Sie davon gesprochen haben, dass hier Lösungsvorschläge seitens des Personals erarbeitet wurden. Als einen Lösungsvorschlag für diese Erschöpfungssituation, für diese Überarbeitungssituation, für die Angst vor Übernahmefahrlässigkeit, davor, dass man Dinge macht, für die man nicht gerüstet ist, schlagen die Dienstplanverantwortlichen die Einbindung der Primarärzte und -ärztinnen in die Diensträder vor, weil die Führungskräfte fachlich dazu imstande sind.

Werden Sie diesem Vorschlag nahetreten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Dr Pilz!

Wenn hier jemand zynisch ist, dann sind Sie es! Ich lasse mir von Ihnen nicht das Wort im Mund umdrehen! Wenn das in Ihrer Fraktion üblich und gewünscht ist, soll es so sein, ich habe aber nicht gesagt, dass es egal ist, wenn jemand von einem Burn-out betroffen ist! Wogegen ich mich nur verwehre, ist Ihre Darstellung, dass die Tatsache, dass Burn-out - es ist für mich nicht nachvollziehbar, ob das ist, ich bin keine Psychiaterin und auch keine Psychologin, die das konstatieren kann, ob jemand ein Burn-out hat oder nicht -, das natürlich eine Erkrankung ist, die behandelt gehört, ein Spezifikum von Psychiaterinnen und Psychiatern ist und dass Sie sich hier hinstellen und schon gestern im Rahmen der Budgetdebatte hingestellt und so getan haben, als ob das etwas ist, das es ausschließlich in diesem Bereich gibt, das daher auf unerträgliche Arbeitsbedingungen zurückzuführen sein muss. Das ist das, was ich gesagt habe, nicht mehr und nicht weniger! Ich habe den Vergleich, den Sie dargestellt haben, ich würde das sozusagen herabmachen als etwas, was nicht wichtig ist, nicht getan, sondern ich habe nur dargestellt, was die Realität ist, dass in vielen anderen Lebensbereichen, und zwar unabhängig von der Frage der objektiven Belastung Burn-out-Situationen und -Erkrankungen entstehen können.

Wenn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Otto-Wagner-Spitals eines nicht brauchen und auch nicht wünschen, ist das Ihre Art und Weise der Verunsicherung, Ihre Art und Weise des Verunsicherns der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter! Das ist wieder die selektive Wahrnehmung, wo sie sich teilweise erfreulicherweise schon wieder gefasst haben, aber sehr verunsichert waren, in der Frage, ihre Kompetenz so ausüben zu können, wie sie sie haben, weil sie durch Ihre Skandalisierung und Ihr Vorgehen verunsichert waren! Ich bin froh, dass wir jetzt zumindest da einen Konsens gefunden haben, dass offensichtlich, wie Sie jetzt zitiert haben, in diesem Schreiben Lösungsvorschläge drinnen sind, die nicht aus dem Nichts gekommen sind, sondern - ich wiederhole es noch einmal - auf Grund des Auftrags der kollektiven Führung, insbesondere der ärztlichen Direktorin, an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Primarärztinnen und Primarärzte, MittelbauvertreterInnen ergangen sind, wo in diesem Brief Probleme in rund einer halben Seite dargestellt und dann sehr konstruktiv von den Kolleginnen und Kollegen in dreieinhalb Seiten Lösungsvorschläge gemacht werden.

Betreffend diesen einen Lösungsvorschlag, der neben einem anderen, der mit Frau Dr Herbeck und der ärztlichen Direktion schon fertig vereinbart ist, wird selbstverständlich diese Frage auch geprüft, weil der Auftrag der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ergangen ist und die Mitarbeit der Kolleginnen und Kollegen, die vor Ort sind, für den Krankenanstaltenverbund sehr wichtig und auch sehr richtungsweisend ist! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung dieser Frage. Die Fragestunde ist damit beendet. 

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Neugestaltung Riesenradplatz - Chaoskarussell im Prater. SPÖ-Misswirtschaft muss Konsequenzen haben!" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Mag Neuhuber, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. - Bitte schön.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Was wir heute hier besprechen, ist die unendliche Geschichte des Laska-Prater-Desasters, wenn Sie so wollen, Teil 3. Das ist leider kein einmaliger Thriller, wie man am Anfang vermutet hat, sondern es hat sich zu einer regelrechten Serie entwickelt, die von Fehlern, von Mängeln, von Pleiten und von Ungereimtheiten handelt. Eine derartige Serie kann nur in einem entsprechenden Biotop überhaupt gedeihen. Es handelt sich hier um ein Biotop von Freunderlwirtschaft, von geduldetem Unvermögen und von einem permanenten Mauern und Negieren der Kritik der SPÖ! 

Ich gehe auf die Genesis gar nicht mehr ein. Das haben wir bei den letzten zwei Misstrauensanträgen, glaube ich, zur Genüge hier diskutiert. Der vorliegende Kontrollamtsbericht, der letzten Endes Anlass für den heutigen Misstrauensantrag war, hat meiner Meinung nach sehr eindrucksvoll bewiesen, dass die Befürchtungen und die Kritik der Opposition mehr als nur berechtigt waren. Wie gesagt, es war nicht zum ersten Mal, es hat auch Parallelitäten zum letzten Kontrollamtsbericht, der den Prater betroffen hat, gegeben, Stichwort Mongon. 

Der Bericht ist auch ein Sittenbild der SPÖ-Herrschaft in dieser Stadt auf 74 Seiten, meine Damen und Herren! Ich zitiere jetzt nur ein paar Schlagwörter daraus: „Kontrollamt konnte keinen nachvollziehbaren Grund erkennen" - das gehört zu den Bauabwicklungsleistungen, „bemerkenswert war", „war nicht in der Lage, dem Kontrollamt gegenüber Gesamtkosten einzugrenzen", „Kontrollentfall der MA 21", „Anlass zur Kritik", „Kontrollamt konnte Verfahren der MA 37 nicht entnehmen", „zu bemängeln war", „Kontrollamt vertrat die Ansicht", „Anlass zur Bemängelung ergab", „zu bemängeln war", „Kontrollamt konnte nicht nachvollziehen", „bemängelnswert war", „Prüfung ergab ferner" und so weiter, meine Damen und Herren. Das war in den dreieinhalb Jahren, die ich im Kontrollausschuss verbringe, der Bericht, der mit Abstand am stärksten von Kritik und von Bemängelungen gespickt war! Echt deftig, möchte ich fast sagen! 

Wie waren die Reaktionen der SPÖ auf diesen deftigen Bericht? Sollte man vielleicht Einsicht erkennen können? Ein Eingeständnis, dass in dieser Stadt auch einmal etwas schiefgehen kann, was eigentlich völlig normal ist? Reue vielleicht? Mitnichten, meine Damen und Herren! Mauern und Kopf in den Sand stecken ist die Devise! Wenn man in der Fußballersprache sprechen würde, wäre das, ich glaube, auf Italienisch hat es Catenaccio geheißen, dieses hinten Hineinstellen. Aber Sie stellen sich nicht nur hinten in den Strafraum hinein, meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie stehen zu elft im Tor drinnen und schauen nur darauf, dass kein Ball hineingeschossen wird! Dieses Mauern vor dem Tor ist schon im Fußball keine moderne Taktik mehr und im politischen Leben auch nicht! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich glaube, sehr gut symbolisiert wurde dieses Mauern bei der Aussendung vom Herrn Kollegen Vettermann, wie ich es heute in der Fragestunde schon einmal zitiert habe. Das war eine schmale halbe Seite, wo das Wort Kritik oder dass da irgendetwas schief gelaufen ist, nicht einmal vorkam. Es ist eh alles in Ordnung, ist der Sukkus, wenn ich diese Presseaussendung jetzt einmal vereinfacht zusammenfasse. Herr Kollege Vettermann, Sie haben gestern in einer Ihrer Reden vom oppositionellen Kleinmut gesprochen. Ihre Aussendung, Herr Kollege Vettermann, war SPÖ-Hochmut, und Hochmut kommt vor dem Fall, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch die Diskussion zu dem Thema im Ausschuss war nicht wirklich ergiebig. Ich hab da ein kleines Zwiegespräch mit der Frau Kollegin Novak im Ausschuss gehalten. Sie hat gemeint, natürlich ist es die Rolle der Opposition zu kritisieren und die Regierung streicht halt heraus, was positiv ist. Ich habe mir das sofort zum Anlass genommen und habe den Kontrollamtsbericht noch einmal durchgesehen. Mein Problem ist, Frau Kollegin Novak, es findet sich so wenig Positives! Wir können das gern gemeinsam durchgehen! (GRin Barbara Novak: Gehen wir es doch gemeinsam durch!) Dort, wo es außer Streit steht, ist das Thema, dass die Leasing-Finanzierung und die Umwegrentabilität gescheit war, aber die Umwegrentabilität hätte man auch oder vielleicht sogar noch besser, wenn das Ganze funktioniert hätte. Wir waren ja nicht gegen das Thema, dass dort etwas gebaut wird. Wir haben damals zugestimmt, wir waren nicht dagegen, dass etwas gebaut wird. Aber die Umwegrentabilität ist kein Argument. Bei allem anderen, dass die Baukosten adäquat sind, dass die Mieten einigermaßen dem Markt entsprechen, gibt es, wenn wir es genau lesen, und das muss man auch dazusagen, schon immer sehr viele Aber. Also selbst bei wohlwollender Betrachtungsweise finden Sie nicht viel Positives! Dafür finden Sie, wie schon eingangs erwähnt, unfassbar viele Kritikpunkte!

Wenn man es in Gruppen zusammenfasst, dann ist der eine Kritikpunkt, den wir heute schon diskutiert haben, das Thema der Vergabe, dass der Herr Geschäftsführer mit seiner privaten Rechtsmeinung schlicht und einfach falsch liegt. Das ist jetzt eindrucksvoll bewiesen worden. 

Das Zweite ist die fehlende Gewerbeberechtigung für Explore 5D. Schönen Gruß an alle kleinen Gewerbetreibenden, die, wenn Sie von der Stadt Wien einen Auftrag haben wollen, natürlich eine Gewerbeberechtigung haben müssen! Im Prater blühen nicht nur die Bäume, im Prater ist alles anders! Dort braucht man keine Gewerbeberechtigung, wird auch vom Geschäftsführer dort nicht überprüft! Konsequenzen: null!

Drittes großes Thema - auch heute schon angezogen -, und da danke ich dem Herrn Bürgermeister wirklich für diese Aussage, weil da ist er nämlich weit vor Ihnen, Herr Vettermann! Er hat sehr wohl erkannt, dass dort Kritikpunkte waren. Die Doppelfunktion des Geschäftsführers der Explore 5D auf der einen Seite in der Bauherrenfunktion und gleichzeitig nimmt er 12 600 m², ist gleich 74 Prozent der Flächen. So viel Naivität kann man einem Geschäftsführer gar nicht zumuten, dass er meint, dass das positive Aspekte hätte! Wenn er so naiv war, dann wäre das erst recht ein Ablösegrund!

Dann gibt es natürlich noch die Thematiken, die auch lange im Bericht, ich möchte fast sagen, zelebriert werden. Der fehlende Wettbewerb war nämlich nicht nur bei den Ausschreibungen, sondern auch bei der Auswahl der Mieter. Wieder bitte, nota bene, selbes Thema, fehlender Wettbewerb. Das ist überhaupt immer der rote Faden, der sich durchzieht. 

Kosten, Termin und Mängel haben wir auch noch des Breiten diskutiert. 

Hochinteressant sind auch das Wegschauen und die fehlende Befassung verschiedener Magistratsabteilungen. Auch dazu findet sich seitenweise etwas, ob es um ein Außerkraftsetzen, möchte ich fast sagen, der Bebauungsvorschriften und der Bebauungshöhen, die im Flächenwidmungsplan stehen, oder um fehlende Genehmigungen geht. Da sind einfach Attraktionen völlig ohne Genehmigung aufgestellt worden, weil über die Baulinien hinausgebaut wurde. Und so weiter. Das Umgehen von Vorschriften und ein Durchpeitschen des Verfahrens spricht jedem kleinen Bauwerber, der alles beisammen haben muss, damit er eine Baugenehmigung bekommt und bauen darf, ansonsten er möglicherweise wieder einen Abbruchbescheid bekommt, Hohn! Hier wurde alles, was eigentlich an Rechtsnormen in dieser Stadt Gültigkeit haben sollte, zum Durchpeitschen des Verfahrens außer Kraft gesetzt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Mit einem Wort, wir haben jetzt schon zwei desaströse Kontrollamtsberichte, Mongon und jetzt diesen, zum Thema Prater. Da muss man sich schon auch von Ihrer Seite den Vorwurf gefallen lassen, wie Sie mit Kritik umgehen! Wird überhaupt erkannt oder zugegeben - heute erstmals passiert -, dass es Kritik gibt? Dass auch der Herr Bürgermeister übrigens nicht der Ansicht war, was die Doppelfunktion des Herrn Wurz betrifft, ist interessant, wenn man zwischen den Zeilen liest. 

Wenn wir uns einmal anschauen, wie es personell dort weitergeht: Gibt es irgendwelche Konsequenzen? Gibt es jemals in dieser Stadt, wenn etwas schiefgeht, Konsequenzen personeller Natur? Was ist mit der Geschäftsführerverantwortung bei so vielen Fehlern, die dort in der Geschäftsführung laut Kontrollamtsberichten passiert sind? Das möchte ich mir in der Privatwirtschaft einmal anschauen, ob dort ein Vorstand oder Geschäftsführer noch lange in seiner Funktion wäre! Aber gut, hier ticken die Uhren anders. Hier ticken die Uhren auch politisch anders. Wo ist letzten Endes die Ressortverantwortlichkeit? Wo ist die politische Verantwortlichkeit? Da stellt sich schon die Frage: Gibt es so etwas in diesem Haus überhaupt? Ich bin fast versucht zu sagen, meine Damen und Herren von der SPÖ, das Dogma der Unfehlbarkeit des Papstes ist ein Lercherl gegen Sie! Die wahre Unfehlbarkeit sitzt in diesen Reihen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die politisch Verantwortliche für dieses Desaster ist nun einmal die Frau VBgmin Laska. Sie hat sich persönlich sehr stark in dieses Projekt involviert. Unser Vertrauen in ihre Amtsführung war schon bei den letzten zwei Misstrauensanträgen geschwunden. Ich möchte sagen, nach diesem Kontrollamtsbericht ist sie völlig verloren gegangen! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir sehen uns durch den Kontrollamtsbericht inhaltlich zu hundert Prozent bestätigt. Deshalb kann nur ein Antrag auf Misstrauen, ihr eben das Vertrauen zu entziehen, die Konsequenz sein, meine Damen und Herren! 

Frau VBgmin Laska, ich habe eingangs erwähnt, das es eine Serie von Pleiten, Pech und Pannen war, die da passiert ist. Serien kommen auch in der Kinowelt öfters vor. Denken Sie etwa nur an „Rambo" oder „Rocky". Aber man sollte halt auch wissen, wann es mit der Serie einmal zu Ende sein sollte, weil auch mancher Hollywoodschauspieler übertreibt es mit zu vielen Fortsetzungen! Frau Vizebürgermeisterin, ersparen Sie uns, ersparen Sie diesem Haus und ersparen Sie den Wienern eine Fortsetzung und ziehen Sie die politische und personelle Konsequenz! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für alle weiteren Wortmeldungen erinnere ich daran, dass die Redezeit fünf Minuten ist. Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Jung gemeldet. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Der Bürgermeister hat sich vorhin der Debatte gestellt, auch dem Redner gestellt und eine klare Äußerung und eine klare Stellungnahme abgegeben, was die Person dieses Herrn Frank betrifft. Die Frau Stadträtin hat es während meines Vorredners offenbar nicht der Mühe wert gefunden, ihm zuzuhören. (VBgmin Grete Laska: Das stimmt überhaupt nicht!) Sie waren da hinten und haben mit anderen Leuten geredet, Frau Stadträtin! Vielleicht sind Sie so multifähig, dass Sie das alles auf einmal können, aber es gehört zumindest zur Höflichkeit, das man dem Redner, der dran ist, zuhört! Das sei Ihnen unbenommen, aber, wie gesagt, der Herr Bürgermeister scheint einen anderen Stil zu pflegen! Er hat auch zugegeben, dass hier einiges fehl- und schiefgelaufen ist und hat gesagt, dass man daraus gelernt hat. Daraus gelernt muss heißen, Folgerungen gezogen. 

Es ist schon eigenartig, Frau Stadträtin, dass gerade in Ihrem Ressort und bei den Event-Firmen immer wieder diese seltsamen Pleiten vorkommen. Es ist nicht die erste Pleite und die einzige Pleite geblieben. Wir haben die Gastrogeschichte bei der EURO gehabt. Ich habe gerade heute eine Mail bekommen, dass auch die Firma ETS Sommer, Graz, die die VIP-Logen am Rathausplatz beliefert hat, mittlerweile in Konkurs gegangen ist. Die Konkurshäufungen sind schon ein interessantes Spezifikum und stehen offenbar im Zusammenhang mit Ihrem Ressort. Der Herr Bürgermeister hat sich heute, wie gesagt, sehr klar von diesem Herrn Frank distanziert. Ich habe Sie mehrfach aufgefordert, das Gleiche zu tun und klarzustellen, wie Ihr Verhältnis zu diesem Herrn ist. Das ist bisher nicht erfolgt. Es wäre vielleicht heute auch für Sie die Gelegenheit, das wahrzunehmen und dieses Duz- und Naheverhältnis, wenn Sie anderer Meinung sind, als das, was der Herr Frank uns alles gesagt hat, in die richtige Form zu rücken. Der Herr Frank ist als Generalunternehmer das Generalproblem und Sie weigern sich hartnäckig, die Kompetenz dieses Mannes zu unterstreichen, die Gründe zu nennen, warum dieser Mensch, der wirklich serienweise Misserfolge produziert hat, der keine Voraussetzungen gehabt hat, als Generalunternehmer ausgewählt wurde! Das ist einfach unbegreiflich! So lange Sie das nicht klarmachen, so lange werden wir keine Ruhe geben! Oder es wird eben eingestanden, dass alles falsch war, aber dann gehören auch die Konsequenzen gezogen, denn falsch hat nicht nur der Generalunternehmer gehandelt, sondern falsch hat auch der Bereich des Herrn Wurz gehandelt, der ihn die ganze Zeit praktisch nicht kontrolliert hat, wie er zugeben musste!

Ich habe schon gestern darüber geredet. Es kann nicht wahr sein, dass man sagt, die Vorgänge waren zu kompliziert, um sie zu kontrollieren. Denn dann ist der Herr Wurz unfähig! Wenn der Herr Bürgermeister gemeint hat, er kann nicht jeden hinausschmeißen, der bei ihm einen Fehler macht, weiß ich nicht, wie viele Leute Fehler machen, aber der Fehler des Herrn Wurz war schon ein kapitaler, der uns einige Millionen gekostet hat. Ich glaube, da wäre schon die Konsequenz diejenige gewesen, den Herrn vor die Türe zu setzen, als Allermindestes, wenn man nicht noch andere Sachen hätte überprüfen müssen. 

Der Kontrollamtsbericht spricht weiters von zusätzlichen Kosten, die uns ins Haus stehen. Ich sage es noch einmal, die sprechen darin ausdrücklich davon, dass Finanzkrisen auch einen deutlichen Anstieg des Euro-Fonds auslösen, sodass in der Folge auch mit einer massiven Verteuerung der Finanzierungskosten im gegenständlichen Projekt in der Zukunft gerechnet werden muss. Sie haben auch hier die Auskunft verweigert, wie man das einschätzt und was man an Vorsorgemaßnahmen trifft beziehungsweise womit wir eigentlich in der ganzen Geschichte noch zu rechnen haben. 

Der wesentlichste Bereich aber bleibt einfach offen. Das ist die Frage der politischen Kontrolle. Frau Stadträtin, dem Vorwurf, dass Sie hier versagt haben, können Sie sich nicht entziehen! Es sind massive Beträge, die uns hier an Mehrkosten erwachsen sind! Man kann sich nicht damit, indem man einfach immer wieder Unterkonstruktionen, noch eine Firma und noch eine Firma und noch eine GmbH dazwischenschaltet, der Verantwortung entziehen und sagen: „Grundsätzlich ist es oben, von uns aus, richtig gelaufen. Was dahinter passiert, geht mich nichts an." Frau Stadträtin, die Haltung „hinter mir und unter mir ..." - in dem Fall – „... die Sintflut" ist nicht die richtige! Die hat uns in Wien eine Menge Geld gekostet und wird uns wahrscheinlich noch einiges kosten!

Ich sage Ihnen, es fehlt die doppelte Konsequenz, denn es ist schon zu weit gegangen! Es würde nicht mehr genügen, den Herrn Wurz in die Wüste zu schicken, es wird Zeit, Frau Stadträtin, dass Sie erkennen, dass Sie mit diesem Ressort überfordert sind! Gehen Sie und treten Sie ab! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich denke, diese ganze Geschichte, über die wir schon öfters diskutiert haben, zeigt sehr deutlich eine prinzipielle Kritik an der Verwaltung oder wie die SPÖ die Verwaltung in dieser Stadt sieht. Es ist noch dazu an einer sehr sensiblen Stelle. Das ist für mich am Anfang auch die Motivation gewesen, mich besonders für dieses Thema zu interessieren, weil wie dem Bgm Dr Häupl liegt auch mir der Wiener Wurstelprater am Herzen. Gerade das Umfeld des Riesenrads, das wird wohl Ihnen allen bewusst sein, ist ein neuralgischer Punkt der Stadt und hätte sich wirklich die beste Gestaltung, Aufmerksamkeit und Sorgfältigkeit verdient. Das ist nicht passiert. Im Gegenteil, es zieht sich wie ein roter Faden durch das Ganze, wie mit Gesetzen umgegangen wird, wie ein Geschäftsführer einer Enkelin der Stadt Wien Gesetze auslegt oder persönliche Rechtsmeinungen vertritt, ohne sich ausreichend zu informieren, wie Baugesetze gebogen werden, sodass man wirklich sagen muss, wenn jeder in Wien so baut, dann kann man die Baubehörde abschaffen, dann braucht man sie nicht mehr, weil dann macht jeder, was er will. 

Wenn das die Stadt Wien selbst so macht, welches Vorbild oder welche Haltung drückt man damit aus? - Die Haltung, die eben zu kritisieren ist: „Wir wissen, was gut für euch ist. Wir fahren drüber. Wir ziehen das durch, Kritik prallt ab." Momentan ist, glaube ich, kein einziger amtsführender Stadtrat und keine Stadträtin im Saal. Das zeigt wieder einmal ganz deutlich Ihre Haltung! „Wir ziehen das durch, es ist uns wurscht, Kritik prallt ab." Heute hat der Herr Bürgermeister erstmals und als Einziger - das ist anscheinend der Unterschied zwischen dem Bürgermeister und einem Stadtrat oder einem gewöhnlichen Gemeinderat der SPÖ-Fraktion - das Wort Fehler in diesem Zusammenhang in den Mund genommen und auch angekündigt, dass es sehr wohl Folgen geben soll. Bisher haben wir Verweigern, Mauern und Anschuldigungen erlebt. Sie haben mich persönlich des Öfteren angegriffen und haben behauptet, ich würde Unwahrheiten sagen! Jetzt ist in dem Kontrollamtsbericht alles nachgewiesen! (GR Godwin Schuster: Wir waren aber schon bei der gleichen Sitzung im Kontrollausschuss! Warum behaupten Sie so etwas?) - Es ist in einem Nebensatz gesagt worden, nachdem die Sinnhaftigkeit der Investition, die Großartigkeit des Gesamtprojekts, der eine oder andere Mangel von uns angeprangert wurden. Ich weiß nicht, ob es die Frau Kollegin Novak oder jemand anderer war, aber jedenfalls sind wir so dargestellt worden, als wären wir total verrückt geworden, obwohl wir uns wirklich konkret auf den Kontrollamtsbericht bezogen haben. Dazu muss ich sagen, selbst wenn man einiges gewohnt ist, war das schon ziemlich arg! (GR Godwin Schuster: Kollegin Gretner, Sie behaupten etwas, was nicht im Kontrollausschuss passiert ist! Dort ist es aber sehr wohl passiert, dass gesagt worden ist, welche Mängel passiert sind!) 
Ich muss auch sagen, ich finde es eigentlich auch eine Missachtung des Kontrollamts, wenn die so gute Arbeit leisten und so klar Punkt für Punkt durchforsten, Feststellungen machen, also wirklich Dinge, die unglaublich sind im Zusammenhang mit der Baubehörde, und Sie das dann so hinstellen, als wären das Hirngespinste und es wäre das alles von der Opposition ausgedacht und irgendwie hochgespielt! Das ist der wirkliche Skandal an der ganzen Sache, wie Sie da mit der Kritik umgegangen sind und wie auch Ihr Demokratieverständnis ist! 

Wie gesagt, kein Mensch ist im Saal. Also wie sollen wir daran glauben, dass Sie wirklich etwas ändern wollen? (GR Godwin Schuster: Was heißt, kein Mensch? Sitzen da Menschen oder was sind wir?) Kein amtsführender Stadtrat, kein Bürgermeister. (GR Karlheinz Hora: Es ist jedes Mal dasselbe, wenn es um Diskussionen geht!) Es sind Menschen im Saal, das ist richtig. Ich habe mich unkorrekt ausgedrückt, es ist kein amtsführender Stadtrat im Saal, es ist kein Bürgermeister im Saal. Das zeigt relativ deutlich, dass Ihnen das Thema offensichtlich nicht so wichtig ist! (Beifall bei GRÜNEN und FPÖ.)
Abgesehen von der politischen Verantwortung ist auch schon von den Vorrednern die Geschäftsführung angezogen worden. Wie viele Fehler und welche Art von Fehlern muss ein Geschäftsführer einer Tochterunternehmung, sogar einer Enkelin der Stadt Wien, machen, um Konsequenzen zu spüren? Ich frage Sie: Wieso ist dieser Mann noch in seinem Amt? Was hat der Positives geleistet, das rechtfertigt, dass er sich andererseits solche Fehler leisten kann? Ich muss ehrlich sagen, auch als ganz normale Bürgerin der Stadt muss man sich die Frage stellen: Wie geht es in den anderen Töchtern und Enkeln der Stadt Wien zu? Es muss anscheinend ein Bauprojekt passieren, damit das zutage tritt und es muss ein Kontrollamtsbericht da sein, dass Sie das auch glauben. Aber damit es Konsequenzen gibt, dauert es offensichtlich noch viel länger.

Wir bringen und unterstützen deshalb den Misstrauensantrag heute zum dritten Mal, weil wir davon ausgehen, dass so eine Vorgehensweise in Zukunft in dieser Stadt nicht sein kann! Wie soll ich sagen? Es ist ein dritter Versuch, die Möglichkeit für Sie, Konsequenzen zu ziehen. Wir hoffen, dass das diesmal von Erfolg gekrönt ist! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr GR Vettermann, bitte.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zuerst vielleicht zum Einbringer der heutigen Aktuellen Stunde, nämlich zur ÖVP und dem Kollegen Neuhuber, bei dem ich finde, dass diese Vorgangsweise der ÖVP politisch absurd ist. Da gibt es tatsächlich eine Serie, denn Sie stimmen immer dort mit, wo die Mittel beschlossen werden. 15 Millionen EUR wurden gefordert, dann vor dem Sommer einstimmig beschlossen (GR Mag Alexander Neuhuber: Aber für eine ordentliche Gebarung!) Damit wir für den Ausgleich entsprechende Mittel bereitstellen, haben wir nach dem Sommer noch einmal 6,6 Millionen EUR beschlossen. (GR Mag Alexander Neuhuber: Haben Sie gehört, was ich gesagt habe?) Auch das ist kritisiert worden, weil ein einstimmiger Beschluss von der Frau Vizebürgermeisterin umgesetzt wurde. (GR Mag Alexander Neuhuber: Aber wie umgesetzt?) Die ÖVP stimmt mit, kritisiert aber! Sie stimmt mit und kritisiert wieder! Wo ist da die Logik? (GR Mag Alexander Neuhuber: Mit einem ordentlichen Einsatz der Mittel!) Nirgendwo! Wie kann man daher offene Fragen diskutieren? Mit dem Stil gar nicht! Das ist ein reines Politspektakel, das sich bei dem Stil und diesen politischen Intentionen aber gegen die ÖVP richtet und für die Frau Vizebürgermeisterin spricht! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Alexander Neuhuber: Es gab Kardinalfehler bei der Bauführung!)
Anderes Geld ist nie geflossen. Das wissen Sie genauso, obwohl Sie immer ganz andere Summen sagen. Wir haben alle Mittel hier beschlossen. Wir haben sie einstimmig mit der ÖVP beschlossen. Aber bitte, ich meine, wenn Sie dem jetzt kritisch gegenüberstehen, soll es so sein. 

Zum Kollegen Jung gesagt: Ich frage mich oft, ob er in der FPÖ auch so ist. Mein Eindruck ist, er versucht gar nicht, wenn man es fußballerisch sagt, irgendwie den Ball zu spielen, er spielt immer nur den Mann. Noch bevor angepfiffen wird, rennt er schon hin und versucht, den gegnerischen Kapitän oder sonst irgendeinen Spieler umzuholzen, am Arm zu greifen. Wenn er den nicht erwischt, erwischt es den Schiedsrichter oder den Linienrichter, Hauptsache irgendwen. Diese Vorwurfslawine kommt mir persönlich eigentlich nicht nur merkwürdig, sondern auch unwürdig vor. Dass Sie bei allen privaten Konkursen, die irgendeine Firma betreffen, meinen, daran muss die Stadt schuld sein und für alles, was in Wien passiert, ist die Stadt Wien zuständig, ist eine merkwürdige Verdrehung der Wirklichkeit!

Die Frau Vizebürgermeisterin hat das mit dem Herrn Frank schon lange klargestellt, nämlich ganz am Anfang unserer Debatten hat sie das hier öffentlich gemacht. Aber darum geht es Ihnen gar nicht. Natürlich hat Sie den Zentralunternehmer nicht ausgesucht, aber auch egal. Ich meine, Sie wollen Ihre Vorwürfe wiederholen! (GR Mag Alexander Neuhuber: Wir haben ihn nicht ausgesucht! Also wer hat ihn ausgesucht?) - Das wissen Sie genauso wie ich. Ich habe wenig Zeit, daher lasse ich mich jetzt nicht aufhalten! (GRin Mag Maria Vassilakou: Wir wollen eine vernünftige Antwort bekommen!)

Eines ist klar, was die Ausschreibung betrifft, hat sich gezeigt, es hat keine politische Einflussnahme, keinen politischen Druck gegeben. Dass es im Nachhinein betrachtet nicht richtig war, ist klar. Ich vertrete hier auch die Meinung, die das Kontrollamt vertritt. (GR Mag Alexander Neuhuber: Ein Abstimmungsgespräch hat es gegeben, sagt der Herr Wurz!) Der Gemeinderat hat diese Kostenbeteiligung beschlossen. Sie ist als wirtschaftlich sinnvoll und zweckmäßig bewertet worden. Das zitiere ich deshalb, weil Sie mich zitieren. Die Mieten und Bestandskosten und die Vermietung sind in einer breiten Bandbreite als angemessen bewertet worden. 

Zur politischen Verantwortung gesagt: Dass von der Messe bis zum Prater etwas passiert, das ist die politische Verantwortung der Frau Vizebürgermeisterin! (GR Mag Dietbert Kowarik: Jetzt haben Sie es!) Beim Prater hat sich nichts getan. Wir waren froh, dass es endlich einen politischen Schub gibt. Es ist retro, wenn man sagt, damals war es gut. Jetzt wird es von den Wienerinnern und Wienern angenommen, es sind 10 Prozent mehr Umsätze. Das Leasing-Projekt funktioniert. Das ist entsprechend vermietet, es läuft. Die Verantwortung kann die Frau Vizebürgermeisterin gerne und gut tragen! Sie wird daher von uns auch unterstützt! (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Kollegin Gretner, die immer allerlei Vorhersagen bringt, dass alles überdacht ist, nichts fertig wird. Alle Prophezeiungen haben nicht gestimmt. Jetzt prophezeit sie uns Dinge, die schon vorgekommen sind. Das ist ein alter Wahrsagerinnentrick: Sage das Gestern voraus und du wirst recht behalten, aber fürchte das Morgen! Nun sieht man, zu welchem Zirkusniveau es gekommen ist! Diese Ankündigungen und Anwürfe, die Sie behauptet haben, haben sich nicht bewahrheitet! (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Die haben sich sehr wohl bewahrheitet!) Die haben sich nicht bewahrheitet! Jetzt sagen Sie, dass Sie das damals gesagt haben, aber damals war das nicht Ihr Hauptkritikpunkt! Jetzt steht es drinnen, jetzt werfen Sie uns das vor! Das ist sehr einfach! Das haben Sie gelesen, das habe ich gelesen! Das ist wahnsinnig mutig! 

Natürlich ist der Kontrollamtsbericht mit Kritik behaftet. Wenn Schwierigkeiten aufgetreten sind, sind diese aufzuarbeiten. Lehren für die Zukunft daraus zu ziehen, dazu sind wir bereit. Aber das geht nur an die Opposition, zur Sachdiskussion zurückkehren und gemeinsam den Prater zu entwickeln! In dem Stil wird es nicht gehen! 

Ich fordere Sie daher auf, beenden Sie dieses unwürdige politische Spektakel! - Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr GR Mag Kowarik, bitte. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Thema der Aktuellen Stunde: „Neugestaltung Riesenradplatz - Chaoskarussell im Prater. SPÖ-Misswirtschaft muss Konsequenzen haben!“ Wieder einmal reden wir heute über das Debakel rund um den Riesenradplatz und um die Errichtung dieses neuen Riesenradplatzes. Leider ist bis jetzt die Mehrheitsfraktion noch immer nicht bereit, die ganze Tragweite dieser traurigen Angelegenheiten zur Kenntnis zu nehmen!

Herr Kollege Vettermann, ich fühle mich an die gestrige Diskussion im Kulturbereich erinnert. Sie werfen uns vor, dass wir den Geschäftsstücken als Opposition grundsätzlich zugestimmt haben. (GR Heinz Vettermann. Ich werfe es nicht vor, ich stelle es fest! Sie haben auch zugestimmt!) Das können Sie uns doch nicht vorwerfen und nachher sagen: „Und jetzt seid ihr auf einmal nicht mehr dafür?" - Darum geht es nicht, Herr Kollege Vettermann! Es geht darum, selbstverständlich geben wir Zustimmungen zu unserer Meinung nach guten Geschäftsstücken oder Vorhaben, aber uns geht es auch darum, und das sollte eigentlich selbstverständlich sein, dass ein ordentlicher Einsatz der Mittel und eine ordentliche Abwicklung der Vorhaben gewährleistet sind. 

Dass es nicht so ist, wissen wir inzwischen. Sie kennen den Kontrollamtsbericht. Der ist ausführlich und wie immer bestens recherchiert. Darin kommt in aller Klarheit deutlich zum Ausdruck, dass da sehr viel falsch gelaufen ist. Das Einzige, was man von Ihrer Seite immer hört, sind Beschwichtigungen und Feststellungen, wie hervorragend die Umsetzung war. Man könnte meinen, die einzige Antwort und Entschuldigung für Probleme, die inzwischen schon eingestanden werden - steter Tropfen höhlt den Stein - ist, es wird immer die Ausrede genannt, das wichtigste Ziel war, dass der Riesenradplatz bis zur Fußball-EM im Juni 2008 fertiggestellt werden muss. Das haben wir erreicht, keine Frage. Trotzdem kann man doch nicht alles diesem Zeitziel unterordnen, koste es, was es wolle! Meiner Meinung nach ist das nur eine schlechte Ausrede! Die Vermutung liegt nahe, dass in dieser Angelegenheit womöglich nicht nur das Zeitziel eine wesentliche Vorgabe der politischen Verantwortlichen war! (GR Godwin Schuster: Das ist ja verrückt!)

Gehen wir zu den Fakten über: Ein wesentlicher Kritikpunkt war die Auftragsvergabe an die Explore 5D. Wir haben es schon gehört, es ist auch nachzulesen, gern noch einmal: Die Explore 5D wurde als Totalunternehmerin mit der Planung und Bauabwicklung des gegenständlichen Vorhabens beauftragt, und zwar - Kritikpunkt - ohne Berücksichtigung des Vergabegesetzes, ich weiß schon, auch unter der Berücksichtigung, dass die Rechtsfragen in diesem Zusammenhang und auch die anzuwendenden europarechtlichen Vorgaben nicht immer ganz einfach und nicht immer ganz eindeutig sind. (GR Christian Oxonitsch: Wann ist es denn entschieden worden? Wann hat es eine entsprechende Rechtsauslegung gegeben?) - Passen Sie auf! Was ist passiert? Ich sage ja, das war nicht immer einfach. (GR Godwin Schuster: Na eben!) 
Was macht der normale Jurist oder auch der normale Geschäftsführer, wenn das so ein heikles Thema ist? Denn das ist ein heikles Thema, ob etwas der Vergabe unterliegt oder nicht, das ist ja nicht irgendetwas. Was macht man? Man holt sich externe Meinungen ein. Das ist nicht geschehen oder zumindest konnte uns der Herr Wurz das nicht beantworten oder wollte es uns nicht beantworten, Sie können sich erinnern. (GRin Barbara Novak: Er hat es beantwortet!) - Nein, er hat es nicht beantwortet! (GRin Barbara Novak: Er hat es ganz genau beantwortet!) Er ist dort gesessen und hat gesagt: „Wir sind zur Entscheidung gekommen, es ist so, es unterliegt nicht dem Bundesvergabegesetz." - Wir wissen inzwischen und haben es auch schwarz auf weiß, Frau Kollegin, dass es sehr wohl die Verpflichtung gegeben hätte, dass eine Ausschreibung nach dem Bundesvergabegesetz durchzuführen war. (GR Christian Oxonitsch: Die rechtliche Klärung war Jahre später!) Warum auch immer, er hat es uns nicht beantworten können! (GRin Barbara Novak: Er hat es beantwortet!) Wir haben mehrmals nachgefragt, Frau Kollegin! Ich habe selbst gefragt: „Sie können mir das mit Ja oder mit Nein beantworten, Herr Wurz. Haben Sie externe Gutachten eingeholt oder nicht?" - Nichts hat er gesagt! (GRin Barbara Novak: Er hat Nein gesagt!) Er hat gesagt: „Wir sind zur Meinung gekommen, es ist nicht erforderlich." Die Meinungsfindung hätte mich ja interessiert. Die konnte er leider Gottes nicht beantworten. Diese Meinung muss einen schon stutzig machen. 

Aber es geht weiter, Sie wissen es. Es war natürlich von Anfang an klar, dass diese Explore 5D nicht geeignet war, diesen Auftrag seriös durchzuführen und ordnungsgemäß abzuwickeln. Es hat sich herausgestellt, dass sich die Gewerbeberechtigung der Explore 5D, die als Totalunternehmerin herangezogen wurde, lediglich auf die Organisation von Veranstaltungen und der damit im Zusammenhang stehenden Tätigkeiten erstreckte, aber nicht auf Planungs- und Bauabwicklungsleistungen. Dazu kann man sagen, das ist wurscht. Immerhin wurde auf Grund des Tatbestandes von der Behörde veranlasst, dass beim Magistratischen Bezirksamt für den 3. Bezirk, das zuständig ist, ein Strafverfahren gegen die Explore 5D eingeleitet wurde. Wieder ein Punkt. 

Außerdem - wir haben schon gehört - gibt es massive Überschreitungen der Bauordnung. Auch das wurde von Mag Wurz mit vollkommenem Unverständnis abgetan. Sie haben es selbst erlebt. Auch die begleitende Kontrolle hat nicht hingehaut. Hunderttausende Euro wurde auftragswidrig im Prater verbraten. Auch das hat man zur Kenntnis genommen und ist mehr oder weniger zur Tagesordnung übergegangen.

Meine Damen und Herren von der SPÖ, es ist zu wenig, nur den Kopf in den Sand zu stecken und zu tun, als geht alles einen eigentlich nichts an! Erkennen Sie endlich die Tragweite dieses Debakels und ziehen Sie die richtigen Konsequenzen! - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ganz kurz zum Kollegen Vettermann: Sie haben behauptet, die Kollegin Gretner würde erst jetzt beginnen wahrzusagen. Das ist natürlich überhaupt nicht richtig, sondern seit Jahr und Tag hat die Kollegin Gretner auf alles aufmerksam gemacht, was beim Prater schiefgelaufen ist! Was euch in Wirklichkeit weh tut, ist, dass das Kontrollamt jegliche Kritik bestätigt hat! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich möchte aber das Ganze ein bisschen allgemeiner angehen. Warum haben wir es immer wieder bei der Kontrolle damit zu tun, dass keine Konsequenzen folgen? Der Prater ist meines Erachtens nach ein gutes Beispiel dafür. Im Prater geht es auch um die überschrittenen Höhen bei den Kulissen. Da ist die Bauordnung ein bisschen außer Acht gelassen worden und die MA 19 hat befunden, die geplanten Gebäudehöhen ermöglichen eine Abschottung von der Außenwelt. Im Kontrollausschuss wurde das auch noch bekräftigt. Was interessiert uns die Bauordnung? Wir wollten einfach nur die Stadt ausblenden! - Das ist interessant. Wissen Sie was? Das hat System, weil das ist nämlich genau das, was Sie von der SPÖ machen! Sie bauen sich Kulissen in beliebiger Höhe und blenden das Leben in der Stadt aus! Sie blenden alles aus, was Ihnen nicht in den Kram passt! 

Was passt Ihnen in den Kram? In den Kram passt ausschließlich das, was der SPÖ nutzt, Stichwort Wirtschaftlichkeit! Ein bisschen geht es beim Prater auch um die Wirtschaft. Da hat der jetzige Landtagspräsident Kopietz, als er noch Landesparteisekretär der SPÖ war, als er auf die roten Firmen angesprochen wurde, in einem Interview gesagt: „Auf diese Firmen sind wir stolz, weil die stellen unsere wirtschaftliche Kompetenz unter Beweis!" - Das, meine Damen und Herren von der SPÖ, ist typisch! Das einzige Beispiel für wirtschaftliche Kompetenz hat Herr Kopietz dort gefunden, wo die roten Parteikassen klingeln! Auch das ist System in der SPÖ!

Die SPÖ erhält sich aber auch in dieser Kulissenwelt. Wie funktioniert das? Das System SPÖ funktioniert so, wer persönlich dabei ist, profitiert persönlich davon. Das beginnt schon mit der Red Card für die Jugendlichen. Da bekommen die Jugendlichen dann allerlei Ermäßigungen, vom verbilligten Weckerl beim Mann bis zum verbilligten Eintritt in die Nachtschicht. Es lernen schon die Jugendlichen, wer zur SPÖ gehört, profitiert persönlich davon und wird auch nicht fallengelassen. 

Beispiele dafür, dass niemand fallengelassen wird, gibt es zur Genüge. Der Kontrollamtsbericht zur Hausbetreuung ist heute schon zitiert geworden. Der Geschäftsführer wurde sogar von der SPÖ-Fraktion heftig kritisiert, aber fallengelassen wurde er nicht, weil er einen klingenden Namen in der SPÖ und im System SPÖ hat. Er hat einfach eine zweite Geschäftsführerin zur Seite gestellt bekommen und darf in seinem bequemen Netz ruhig weiterwirtschaften. Das ist das System SPÖ! 

Das zeigt sich auch hier, beim Prater, wieder. 

Auch Frau VBgmin Laska wird nicht fallen gelassen und wird nicht kritisiert für alles, was in dieser Geschichte passiert ist, und für alles, was schiefgelaufen ist. Nein! (Zwischenruf von GRin Barbara Novak.) Bevor Sie hier herauskommen: Der Bürgermeister war heute der Erste, der - auch nur andeutungsweise - von einem Fehler gesprochen hat, und dafür muss man sich geradezu bei ihm bedanken. Sie alle aber: Nein, Sie mögen keine Kritik, Sie können Fehler nicht zugeben! Da bauen Sie lieber rundherum um sich und um die Frau Vizebürgermeisterin rote Kulissen auf. Dabei pfeifen Sie gleichzeitig auch auf die Bauordnung, auf das Vergabegesetz, auf die Kritik, auf alles, was sich Ihnen in den Weg stellt, und sitzen in Ihrer roten Kulissenwelt.

Das Einzige, was Sie dabei übersehen: Außer der SPÖ hat ganz Wien schon erkannt, dass das nur Kulissen sind. (Beifall bei den GRÜNEN und von GRin Veronika Matiasek.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Kenesei. - Bitte.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das Thema verfolgt uns ja schon über Monate, und wenn ich mir anhöre, wie dünner und dünner und dünner die Argumentationskette des Pflichtverteidigers Vettermann wird, der überhaupt nichts mehr zum Thema selbst zu sagen hat, weil ihm offensichtlich die Pro-Argumente ausgegangen sind (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Ein armer Verteidiger!), und jetzt nur mehr sagt: Na ja, die Opposition hat zugestimmt, ihr habt ja mitgestimmt. (GR Christian Oxonitsch: Warst du im Saal, oder warst du draußen?)
Lieber Herr Kollege Vettermann! Liebe SPÖ! Wir haben der Rettung der Firmen zugestimmt, wir haben dem Projekt zugestimmt. Wir haben aber ganz sicherlich nicht dem Chaos und der SPÖ-Misswirtschaft zugestimmt! Das war nicht unsere Intention. (Beifall bei der ÖVP.) 

Mir kommt das ein bisschen so vor - ich spreche jetzt über die Diskussion im Kontrollausschuss, die ja Herr Wurz über weite Strecken mit den Fragestellern bestritten hat, wo es dann doch auch einen interessanten Debattenbeitrag der Frau Vizebürgermeisterin gegeben hat. Dies sollte man schon auch hinterfragen, denn sie hat dann gesagt - und ich glaube auch, dass es so gewesen ist -, dass es laufend Abstimmungsgespräche zwischen der Geschäftsführung und ihr, also der politisch Verantwortlichen, gegeben hat. Jetzt frage ich mich: Was wurde dort - unter Anführungszeichen - abgestimmt? Wurde dort niemals nachgefragt, was Herr Wurz tut? Wurden dort niemals die Vorgänge hinterfragt, die sich tatsächlich rund um dieses Chaos am Riesenradplatz abgespielt haben?

Mir kommt das fast so vor wie die seinerzeitige Verwendungszusage des Herrn StR Swoboda; nur heißt das jetzt nicht mehr Verwendungszusage, sondern jetzt heißt es Abstimmungsgespräch. Es ist vom Bild her fast das Gleiche. Wenn man sich auf der Zunge zergehen lässt, was da alles passiert ist, und sich dann eine Aussendung des betroffenen Geschäftsführers auf der Zunge zergehen lässt, dann denkt man sich, man ist im falschen Film oder man redet von zwei verschiedenen Paar Schuhen, wie man in Wien sagt.

Denn der Herr Geschäftsführer sagt: Die Prater GesmbH „nimmt Kontrollamtskritik gelassen". Na ja, das denke ich mir, wenn ich weiß, dass die Sozialdemokratische Fraktion hinter mir die Mauer macht und ich keine Konsequenzen zu befürchten habe. Für Herrn Wurz sind fehlende Baumeisterbefugnisse von Explore „relativ unproblematisch", und er meint dann im zweiten Absatz bei der Vergabe: na, auch wenn eine Vergabe formell „anscheinend nicht korrekt" gewesen sei.

Nur als Hinweis, was das Kontrollamt zur Vergabe gesagt hat, die für ihn „relativ unproblematisch" gewesen sei: Bei der Vergabe der Totalunternehmerleistungen für den Riesenradplatz wären demnach die Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes anzuwenden gewesen.

Also Herr Wurz als Geschäftsführer einer Gesellschaft, die der Stadt Wien gehört, setzt sich über geltendes Recht hinweg, er holt sich von irgendwo - woher, weiß ich nicht, von einer Seminargruppe von Juridicum-Studenten oder sonst wo - eine Rechtsmeinung ein. (GRin Dr Sigrid Pilz: Nicht einmal das hat er getan!) Er holt sich eine Rechtsmeinung ein - dort hätte er wahrscheinlich schon unterschiedliche Meinungen gesehen und hätte vielleicht nachzudenken begonnen -, und das Ganze wird in laufenden Abstimmungsgesprächen mit der ressortverantwortlichen Stadträtin besprochen. Denn was sonst ist dort besprochen worden außer der Vergabe, außer den Vorgängen, die sich dort abgespielt haben?

Jetzt zeigt es sich, dass wir hundertprozentig richtig liegen mit dem mittlerweile dritten Misstrauensantrag. Denn wenn in solchen Abstimmungsgesprächen mit der ressortverantwortlichen Stadträtin solche Themen wie das totale Versagen der Geschäftsführung der für dieses Bauwerk zuständigen Gesellschaft nicht gesehen wird, dann haben beide die Konsequenzen zu tragen, sowohl der Geschäftsführer, der offensichtlich nicht in der Lage ist, die Geschäfte ordnungsgemäß zu führen, als auch eine amtsführende Stadträtin, die offensichtlich nicht in der Lage ist, die Amtsführung auszuüben! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. - Bitte.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ja, wahrlich, das Thema beschäftigt uns schon eine ganze Weile. Vorige Woche gab es im Kontrollausschuss doch sehr intensiv eine sehr lange Diskussion, eine Diskussion, die - nur um vielleicht auch meinen persönlichen Eindruck wiederzugeben, aber um es ein bisschen widerzuspiegeln - eine war, die, glaube ich, inhaltlich auch sehr gut war, die sehr, sehr viele Fragen aufgebracht hat, die gestellt wurden und die auch beantwortet wurden!

Hier gleich zum ersten Punkt: Der Geschäftsführer Georg Wurz hat in einem, glaube ich, nie da gewesenen, zweieinhalbstündigen Frage-Antwort-Spiel, das vollkommen korrekt abgelaufen ist und in Ordnung war, jede einzelne Frage beantwortet. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das ist doch nicht wahr!) Jede einzelne Frage hat er beantwortet! Es mag sein ... (Zwischenruf von GR Mag Alexander Neuhuber.) Es mag sein, Herr Kollege Neuhuber, dass Ihnen die Antworten persönlich nicht gefallen haben, aber gegeben hat er sie. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Er hat ganz klar auf die Kritik geantwortet (GR Mag Alexander Neuhuber: Nein!), die auch vom Kontrollamt gekommen ist, genauso wie in den Fragestellungen einzelner Mitglieder des Kontrollausschusses (GR Günter Kenesei: Nein, die Frage war ...!), dass es kein Rechtsgutachten gegeben hat, dass es eine Rechtsmeinung war, die er sich nach seinen zur Verfügung stehenden Mitteln gebildet hat. Das ist ganz klar, was das heißt: Wenn man Jurist ist, weiß man, man fragt andere Juristen um ihre Rechtsmeinung. Das hat er dort auch klargelegt. So ist er zu dieser Auffassung gekommen, das hat er ganz klar beantwortet. 

Damit bestätigt sich auch die Kritik - no na net! -, aber eine Antwort hat es gegeben. Dass irgendeine der Fragen von Georg Wurz nicht beantwortet wurde, ist einfach unrichtig. (GR Mag Wolfgang Jung: Das stimmt nicht!) Er hat alles beantwortet. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch die Frage, ob man den Schwerpunkt mehr bei der Kritik oder mehr bei den positiven Dingen in einem Kontrollamtsbericht hat, hätten wir dort besprochen. (GR Mag Wolfgang Jung: ... die Antwort auf die Finanzkrise!) Natürlich ist es so, dass die Opposition nur die Kritik heraussucht und die Regierungspartei sich die positiven Dinge heraussucht. (GR Mag Alexander Neuhuber: Wir haben das heute schon zitiert!) 

Ich habe gesagt, wenn wir es umgekehrt machen wollen, können wir es auch einmal so machen: Kollege Neuhuber kommt heraus und bespricht nur das Gute, das er angeblich nicht finden möchte, und zitiert dann einzelne Punkte, die ich auch gerne zitieren kann. Also ich kann jetzt sagen, ich suche mir den Satz heraus: Das Kontrollamt will, dass die Projektkosten innerhalb der Bandbreite der Preisangemessenheit liegen. Dann könnten wir darüber diskutieren: Hier wurde immer gesagt (GR Mag Alexander Neuhuber: Sie müssen das Negative zitieren!), die Preise sind viel zu hoch, es wird das Geld irgendwie hinausgeworfen und viel zu viel ausgegeben. Das Kontrollamt sagt ... (GR Mag Alexander Neuhuber: Seite 65!) 

Seite 65 - nein, nein, Sie haben gesagt, Sie finden nichts Positives im Kontrollamtsbericht. Ich finde auf der Seite 65 ... (GR Mag Alexander Neuhuber: „Nichts" habe ich nicht gesagt!) Ja, „wenig" haben Sie gesagt, „wenig". Genau, „wenig" haben Sie gesagt. (Zwischenrufe bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.) - Ich kann also einige Seiten auswählen und jetzt einzelne Sätze heraussuchen, die positiv sind. 

Wichtig ist, hier zwei Dinge noch einmal klarzulegen, auch am Schluss der Debatte, die hier abgeführt wurde. 

Erstens: Wieder sind hier Unterstellungen und persönliche Verleumdungen gefallen, und diesmal ... (GR Mag Wolfgang Jung: Verleumdungen gefallen?) Na, Entschuldigung! (GR Mag Alexander Neuhuber: Wo ist eine Verleumdung gefallen? - Weitere Zwischenrufe.) Nicht von Ihnen, sondern von Frau Kollegin Gretner. Frau Kollegin Gretner stellt sich heraus und sagt mir, ich missachte das Kontrollamt. 

Das weise ich von mir! Ich weise es von mir persönlich und für meine ganze SPÖ-Fraktion zurück. Das ist eine ungeheuerliche Frechheit, mir als langjährigem Mitglied des Kontrollausschusses vorzuwerfen, dass ich das Kontrollamt missachte! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich erwarte mir eine Entschuldigung dafür. Kommen Sie heraus und entschuldigen Sie sich! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wieder wurde einiges behauptet, allein nur auf den zwei Seiten - na ja, nicht einmal ganz zwei Seiten, nur auf der einen Seite - dieses heutigen Misstrauensantrages werden ein paar Dinge behauptet. Hier wird gesagt: Die von der Stadt Wien bereitgestellten, tatsächlich verwendeten Mittel, da ist „immer noch nicht klar", wie viel das ist. Auch das ist nicht richtig! (GR Mag Wolfgang Jung: Das steht doch drin!) Im Kontrollamtsbericht ist es ... (Zwischenrufe bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.)
In der Antwort des Georg Wurz ist es ganz klar, jede einzelne Zahl! (GR Mag Wolfgang Jung: Nein!) Entschuldigung, ich habe es mitgeschrieben, ich kann jetzt nur nicht alles vorlesen. Er hat das, glaube ich, 15 Minuten lang beantwortet (GR Mag Wolfgang Jung: Gut, lesen Sie es vor!), wo welche Zahl hingehört und wie welche Kosten zusammenkommen.

Es steht hier drin: Die Stadt stellt 40 Millionen EUR zur Verfügung. - Das ist unrichtig! 15 Millionen EUR wurden hier gedeckelt beschlossen, und immer wieder wurde wiederholt, dass es dazu nicht mehr gibt, plus das, was wir gemeinsam (GR Mag Wolfgang Jung: Plus! Erstes Plus!) für die Insolvenz als Unterstützung beschlossen haben. Aber 15 Millionen EUR von der Stadt Wien! 15 Millionen EUR von der Stadt Wien, hier beschlossen und damit auch gedeckelt. 

Auch hier wieder eine Unwahrheit im Misstrauensantrag, bis hin dazu, dass bestimmte Termini nicht stimmen, wie etwa „Generalunternehmerin", aber das sind dann schon Kleinigkeiten. Nur: Immer Operieren mit Falschmeldungen, mit persönlichen Unterstellungen und Verleumdungen, das ist das Einzige, was Sie können! (Zwischenrufe bei der ÖVP und den GRÜNEN.) Nichts anderes wird in dieser Diskussion gemacht ... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte den Schlusssatz.

GRin Barbara Novak (fortsetzend): ... statt die Vorteile (GR Mag Alexander Neuhuber: Seite 62, zweiter Abschnitt!), nämlich die Wirtschaftlichkeit und die Impulse für dieses Gebiet, endlich anzuerkennen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Das war wahrscheinlich wieder die schwarz-blaue Regierung!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von den Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 13 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 12 eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen zwei Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Gemäß § 40a Abs 4 gebe ich bekannt, dass von den GRen Mag Maria Vassilakou, Dipl-Ing Sabine Gretner, Dr Matthias Tschirf, Mag Alexander Neuhuber, DDr Eduard Schock und Mag Wolfgang Jung ein Misstrauensantrag betreffend Finanzdebakel am Riesenradplatz eingelangt ist. Der Antrag ist von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen unterzeichnet.

Ich bitte daher die Schriftführerin der ÖVP, den Antrag zu verlesen.

Schriftführerin GRin Mag Barbara Feldmann: Das Fiasko um die Neugestaltung des Riesenradplatzes ist nun durch den Kontrollamtsbericht KA-K-20/07 in eindrucksvoller Weise durchleuchtet und dokumentiert. 

Ohne qualitätssichernden Wettbewerb und ohne Ausschreibung wurde die Firma Explore 5D für die Planung und Realisierung des Projektes Riesenradplatz als Generalunternehmerin eingesetzt. Damit wurde klar das Bundesvergabegesetz 2006 missachtet. Das gewählte Unternehmen Explore 5D verfügt zudem nicht über die erforderliche BauträgerInnen- oder BaumeisterInnenbefugnis zur Errichtung dieses Projektes. Ein diesbezügliches Strafverfahren ist anhängig. Nach dem Baustopp, der Zahlungsunfähigkeit der Explore 5D und der darauf folgenden Insolvenz der Firma Explore 5D ist immer noch nicht klar, wofür die von der Stadt Wien bereitgestellten Mittel tatsächlich verwendet wurden. Intransparenz kennzeichnet die Finanzgebarung der zuständigen Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, Grete Laska.

Selbst während der Prüfung durch das Kontrollamt bis zum Prüfungszeitraum August 2008 konnte keine definitive Gesamtsumme für das Projekt Riesenradplatz genannt werden. 

Bis dato gibt es seitens der zuständigen Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, Grete Laska, keine ausreichenden Informationen über die Verwendung des Gesamtbudgets und die Gründe für die 
immense Kostenüberschreitung. Die Geschäftsführer 
der Riesenradplatz ErrichtungsGesmbH, einer 100-prozentigen Tochter der Stadt Wien, Georg Wurz, ist nach wie vor für das Projekt verantwortlich, obwohl er diese Missstände mit zu verantworten hat. Den Empfehlungen des Kontrollamtsberichtes – Klammer: TB 2006, Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH, „Prüfung der Vergabe sowie der Vertragserfüllung zwischen dem Magistrat der Stadt Wien und der Firma Imaginvest zur Entwicklung des Wiener Wurstelpraters" - wurde in mehreren Punkten nicht nachgekommen. Die bisher von der Stadt zur Verfügung gestellten Mittel betragen nun in Summe für das Gesamtprojekt rund 40 Millionen EUR, inklusive der Finanzierungskosten muss mit mehr als 59,70 Millionen EUR gerechnet werden. 

Bei der gewählten Firmenkonstruktion mit Riesenradplatz ErrichtungsGesmbH und dem Finanzpartner Immoconsult hat die Kontrolle über die zweckmäßige Verwendung der Mittel versagt. 

Die alleinige politische Verantwortung für dieses finanz- und städtebauliche Debakel der Stadt Wien trägt die Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, Grete Laska.

Die unterzeichnenden GemeinderätInnen stellen daher gemäß § 40a der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgenden Misstrauensantrag:

Der Gemeinderat möge durch ausdrückliche Entschließung der amtsführenden Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, Grete Laska, das Vertrauen entsagen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Abstimmung über diesen Antrag wird vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 3, 5 bis 8, 12, 16 bis 19, 22, 25 und 26, 28 und 29, 33 und 35 bis 38 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 11 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 2, 11, 10, 13, 9, 14, 15, 20, 21, 23, 24, 27, 4, 30, 31, 32 und 34. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Bevor wir über die vorliegenden Wahlvorschläge abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt.

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung unter Postnummer 1 vorgesehene Wahl einer Stadträtin mittels Stimmzettel vorzunehmen. Die Wahl eines Mitglieds in den Vorstand der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien und die Wahl der beiden Schriftführer werden wir durch Erheben der Hand vornehmen.

Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Die Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft, wie gesagt, die Wahl einer Stadträtin. Frau Mag Katharina Cortolezis-Schlager hat mit Wirkung vom 31. Oktober 2008 ihre Funktion als Mitglied des Stadtsenates zurückgelegt. Die Österreichische Volkspartei schlägt für die Wahl einer Stadträtin Frau Ing Isabella Leeb vor. 

Da wir diese Wahl mittels Stimmzettel durchführen, werden die beiden Schriftführerinnen die Mitglieder des Gemeinderates zur Abgabe des Stimmzettels aufrufen. Der weiße Stimmzettel wird in der Wahlzelle ausgegeben, bei diesem Wahlvorschlag ist „Ja" oder „Nein" anzukreuzen.

Ich ersuche jetzt die GRe Mag Kowarik, Smolik, Mag Gerstl und Lindenmayr, als Wahlprüfer zu fungieren.

Ich bitte, festzustellen, ob die Urne leer ist. Darf ich auch hineinschauen? - Ja, sehr gut.

Ich bitte nun die beiden Schriftführerinnen, die Mitglieder des Gemeinderates namentlich aufzurufen. Die Kolleginnen und Kollegen ersuche ich, jeweils nach Aufruf zur Wahlzelle zu gehen und anschließend den Stimmzettel in die Urne zu legen.

Ich bitte Kollegin Petrides, mit dem Aufruf zu beginnen.

Schriftführerin GRin Hedwig Petrides: GR Dr Aichinger, GR Dr Aigner, GR Dipl-Ing Al-Rawi, GRin Mag Anger-Koch, GRin Mag Antonov, GR Bacher-Lagler, GRin Cammerlander, GR Mag Chorherr, GR Deutsch, GR Mag Dworak, GR Mag Ebinger, GR Dr Eisenstein, GRin Mag Ekici, GR Ekkamp, GRin Mag Feldmann, GRin Floigl, GR Florianschütz, GRin Gaal, GR Mag Gerstl, GRin Dipl-Ing Gretner, GR Mag Gudenus, GR Dr Günther, GR Harwanegg, GR Hoch, GR Holzmann, GR Hora, GR Hufnagl, GRin Jerusalem, GR Mag Jung, GRin Mag Kato, GR Kenesei, GRin Klicka, GR Prof Kopietz, GRin Korosec, GR Mag Kowarik, GRin Mag Krotsch, GRin Mag Lachkovics, GR Lasar, GRin Dr Laschan, GR Lindenmayr, GRin Ludwig-Faymann, GR Mag Maresch, GR Dipl-Ing Margulies, GRin Matiasek, GRin Matzka-Dojder, GR Dr Maurer.

Schriftführerin GRin Mag Barbara Feldmann: GR Dr Mayer, GR Ing Meidlinger, GRin Mörk, GR Mag Neuhuber, GR Nevrivy, GR Niedermühlbichler, GRin Novak, GR Oxonitsch, GR Parzer, GRin Petrides, GR Univ-Prof Pfleger, GRin Dr Pilz, GRin Praniess-Kastner, GRin Puller, GRin Mag Ramskogler, GR Mag Reindl, GRin Reischl, GR Reiter, GRin Riha, GRin Mag Ringler, GRin Rubik, GRin Schinner, GR DDr Schock, GR Schreuder, GRin Schrödl, GRin Schubert, GR Schuster, GRin Smolik, GR Mag Spitzer, GR Stark, GR Stiftner, GRin Mag Straubinger, GR Strobl, GRin Stubenvoll, GR Dr Stürzenbecher, GR Dr Troch, GR Dr Tschirf, GR Dr Ulm, GR Valentin, GRin Mag Vassilakou, GR Vettermann, GRin Dr Vitouch, GR Wagner, GRin Mag (FH) Wehsely, GR Dr Wolf, GR Woller, GR Mag Wutzlhofer, GRin Yilmaz, GRin Zankl.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Waren alle Anwesenden wählen? 

Es ist nämlich so, dass Kollegin Ekici krank ist; sie wurde jedoch verlesen, erst nachher ist jetzt die Entschuldigung gekommen. Frau Jerusalem ist auch nicht anwesend. Waren alle Anwesenden wählen? - Okay. 

Dann erkläre ich die Stimmabgabe für geschlossen. Die Wahlprüfer sind bereits unterwegs. 

Ich unterbreche die Sitzung, bitte Sie aber, im Saal zu bleiben. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird von 11.33 Uhr bis 11.41 Uhr unterbrochen.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf. Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, ihre Plätze einzunehmen. 

Ich verlese das Wahlprotokoll. Abgegebene Stimmzettel: 91. Es entfallen auf StRin Ing Isabella Leeb 26 Ja-Stimmen. (Allgemeiner Beifall.) Somit ist Frau Ing Isabella Leeb zu einer Stadträtin gewählt. 

Ich frage Sie daher, Frau StRin Ing Leeb: Nehmen Sie die Wahl an?
StRin Ing Isabella Leeb: Ja, ich nehme die Wahl an. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich wünsche Ihnen viel Freude an Ihrer Arbeit für unsere schöne Stadt.

Gemäß § 35 der Wiener Stadtverfassung ist bestimmt, dass die Stadträte vor dem versammelten Gemeinderat das Gelöbnis im Sinn des § 32 der Stadtverfassung abzulegen haben. - Alle stehen schon auf, weil wir das kennen.

Ich bitte nun die Schriftführerin der ÖVP, die Gelöbnisformel zu verlesen, und Frau StRin Ing Leeb, nach der Verlesung der Formel auf meine Frage hin mit dem Gelöbnis „Ich gelobe" zu antworten.

Ich bitte um Verlesung.

Schriftführerin GRin Mag Barbara Feldmann: Ich gelobe, dass ich die Gesetze getreulich beobachten und meine Pflichten nach bestem Wissen und Gewissen erfüllen werde.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau StRin Ing Leeb.

StRin Ing Isabella Leeb: Ich gelobe.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Damit ist das Gelöbnis geleistet. (Allgemeiner Beifall. - Mitglieder der Stadtregierung sowie Gemeinderätinnen und Gemeinderäte aller Fraktionen begeben sich zu StRin Ing Isabella Leeb, um sie zu beglückwünschen.)
Wir kommen zur Postnummer 2 der Tagesordnung. 

Herr Gemeinderat aD Johann Hatzl ist als Mitglied aus dem Vorstand der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien ausgeschieden. Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates schlägt Herrn GR Prof Harry Kopietz als Mitglied in den Vorstand der KFA vor.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Die Herren GRe Mag Johann Gudenus und Mag Dietbert Kowarik haben ihre Funktion als Schriftführer zurückgelegt.

Der entsprechende Wahlvorschlag des Klubs der Wiener Freiheitlichen lautet auf Herrn GR Anton Mahdalik und Herrn GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch dies ist einstimmig angenommen. 

Ich wünsche hier ebenfalls viel Spaß bei der Arbeit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Festwochen GmbH. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Mit Kultur hat es gestern geendet, mit Kultur beginnt es heute in der Früh. Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück, zu dem wir dann getrennt abstimmen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Als Erste hat sich - mit den einzelnen Fraktionen vereinbart - Frau StRin Ing Leeb gemeldet. Ihre Redezeit beträgt fünf Minuten. Ich nehme an, es ist eine Begrüßung. - Bitte.

StRin Ing Isabella Leeb: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Der Herr Bürgermeister ist leider nicht mehr hier. Sehr geehrte Stadträtinnen und Stadträte! Werte Damen und Herren Abgeordnete!

Wir leben in einer wunderbaren Stadt. Als begeisterte Wienerin habe ich dieses Amt sehr gerne angenommen und freue ich mich auf die zukünftigen Herausforderungen. Gerade weil ich diese Stadt so liebe, möchte ich es mit Theodor Heuss halten, der gesagt hat: „Der unangenehme Staatsbürger ist das Ideal der Demokratie.“ - Ich kann unangenehm sein: Ich habe ein paar Fragen, die meiner Meinung nach bessere Antworten verdienten als die, welche die Verantwortlichen für diese Stadt zu geben imstande waren.

Wie kann es sein, dass eine Stadt 60 Millionen EUR im Prater einbetoniert und so tut, als wäre nichts geschehen?

Wie kann es passieren, dass eine Stadt völlig unsoziale Gebührenerhöhungen gegen die Wienerinnen und Wiener durchpeitscht, und das zu einer Zeit der größten sozialen Bedrohungen, mit der wir weltweit konfrontiert sind?

Wie kann es passieren, dass eine Stadt naive Integrationspolitik betreibt und sich dann wundert, dass es im Zusammenleben kracht?

Wie kann es passieren, dass eine Stadt massive Missstände in der Psychiatrie totzuschweigen versucht?

Wie kann es passieren, dass eine Stadt Kultursubventionen in Millionenhöhe und ohne Kontrolle an die eigenen Freunde vergibt?

Wie kann es passieren, dass eine Stadt verkehrspolitisch völlig konzeptlos agiert und über die Wienerinnen und Wiener einfach drüberfährt?

Wieso akzeptiert man, dass eine Stadt PR-Gags und Zeitungsfotos mit echter Politik verwechselt?

Wie kann es passieren, dass eine Stadt die Gemeindebauten versandeln lässt, aber den Moloch Wiener Wohnen gleichzeitig in Hochglanzbeilagen abfeiert und schönredet? 

Und: Warum sagt unser Bürgermeister nichts dazu, anstatt sich lieber als destruktiver Zwischenrufer in die Bundespolitik einzumischen?

Meine Damen und Herren! Die SPÖ ist träge, satt und zufrieden geworden. Sie reicht sich offenbar selbst in der Verwaltung ihrer Macht und vergisst dabei die dringenden Antworten, die sie zu geben hätte. Das muss sich ändern, dafür trete ich an. Daher kremple ich die Ärmel auf und packe an, was in dieser Stadt anzupacken ist, das bin ich schließlich aus meinem Beruf gewohnt. Anzupacken gibt es in Wien wahrlich genug!

Zum Thema Energiepreise: Es ist mehr als unverständlich, dass uns allen in wirtschaftlich so schwierigen Zeiten von der SPÖ Preiserhöhungen von mehr als 20 Prozent aufgebrummt werden. Das trifft natürlich besonders die energieintensiven Branchen und vernichtet jede Menge Arbeitsplätze. Hier ist die Stadt Wien gefordert, betriebswirtschaftlich notwendige Erhöhungen in einem für Abnehmer erträglichen Ausmaß zu machen und nicht sehenden Auges Arbeitsplätze und Betriebe zu vernichten. Gerade deswegen werden wir uns die Ausgestaltung des Wiener Konjunkturpaketes auf Punkt und Beistrich ansehen. 

Zum Thema Gebührenerhöhung: Wien erhöht aber nicht nur die Energiepreise, auch die für die Wirtschaft wichtigen Abgaben bei Abfall, Wasser oder Parken wurden von der SPÖ in die Höhe geschnalzt. Die rote Rathausmehrheit ignoriert dabei sämtliche Bedenken und Proteste und macht Politik an den Menschen und Betrieben vorbei. Was passiert mit den Mehreinnahmen durch die Gebührenerhöhungen? Wo werden diese reinvestiert? Allein mit den Einnahmen aus der Erhöhung der Parkgebühr könnten die wesentlichen internationalen Infrastrukturanbindungen Wiens um Jahre vorgezogen und damit Tausende neue Arbeitsplätze in Wien geschaffen werden. 

Zum Thema Wirtschaftsförderung: Es fehlt an strategischer Ausrichtung. Es gibt einen Dschungel an Förderinstitutionen der Stadt Wien: WWFF, WAFF, departure, ZIT, und wie sie alle heißen. Wir brauchen eine gezielte Betriebs- und Industrieansiedlungspolitik, wir müssen Wien endlich von der Position als Schlusslicht im Bundesländervergleich wegbringen, und wir brauchen eine Forschungsförderung in Wien, die diesen Namen auch verdient. Die Förderungen müssen helfen, in Wien Betriebe anzusiedeln und Arbeitsplätze zu schaffen. Derzeit hat man allerdings den Eindruck, die SPÖ spielt nur Caritas für die eigenen Sympathisanten. 

Ich bin Baumeisterin, und ich entwickle gerne. Aber meine Bauten haben einen Plan, ein System und sollen in sich Synergien enthalten: Wirtschaftlichkeit mit Ästhetik, Wohnräume mit Wirtschaftsanbindung. Was die Stadt Wien derzeit entwickelt, hat weder mit Wirtschaftlichkeit noch mit Ästhetik zu tun. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Sehr geehrte Frau Stadträtin, ich muss Sie unterbrechen. Die 5 Minuten sind leider aus, das rote Lämpchen bedeutet immer das Ende der Redezeit; bitte nicht böse sein. - Ein Schusssatz.

StRin Ing Isabella Leeb (fortsetzend): Ein Schlusssatz - ich möchte gerne ein Schlussthema nennen ... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ein Satz.

StRin Ing Isabella Leeb (fortsetzend): ... und zwar das Thema Bildung. Das ist das Thema, das uns eigentlich allen am meisten am Herzen liegen sollte. Ich darf Ihnen versichern, ich werde nicht nur kritisieren und Fragen stellen, sondern möchte hiermit alle Parteien und Gestalter dieser Stadt einladen, mit mir gemeinsam die Punkte anzupacken, die es zu verbessern gilt, um diese Stadt so lebens- und liebenswert zu erhalten, wie die Wienerinnen und Wiener es auch verdienen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als erster Redner zum eigentlichen Geschäftsstück ist Herr Mag Gudenus gemeldet. - Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Zuerst einmal stehe ich nicht an, der neu gewählten Stadträtin herzlich zu ihrer Wahl zu gratulieren. Ich möchte aber jetzt trotzdem zu einer anderen Baustelle kommen, nämlich zur Baustelle Kultur. 

Wir haben schon gestern - Herr Kollege Ebinger hat das getan - das Thema Festwochen besprochen, und wir haben unsere negative Haltung zum Thema Festwochen bekräftigt. Heute möchte ich im Rahmen des Kulturschwerpunktes doch auch zu einem etwas anderen Bereich der Kultur kommen, nämlich zu Wien als Musikhauptstadt. Es bleibt zu hoffen, dass Wien den Ruf als Musikhauptstadt auch in Zukunft behalten wird. 

Ich wage zu behaupten, dieser Ruf als Musikhauptstadt ist in Gefahr, wenn man vor allem den Zustand der Musikschulen in Wien betrachtet. Was die Musikerziehung hier in Wien angeht, rangiert Wien sowohl im internationalen Vergleich als auch im Vergleich mit den anderen österreichischen Bundesländern sehr, sehr weit hintennach und ist seit vielen Jahren ins Hintertreffen geraten. Alle Bemühungen, Anträge und Bestrebungen in diesem Bereich, sowohl von den Freiheitlichen als auch von den anderen Oppositionsparteien, sind bisher fruchtlos geblieben. 

Man braucht nur das Statistische Jahrbuch der Musikschulen in Österreich zur Hand zu nehmen: Da stehen schon ganz klar und mit objektivem Zahlenmaterial die Defizite im Musikschulbereich in Wien bewiesen. Die Unterschiede zwischen den Bundesländern sind groß und auch von sehr, sehr nachhaltiger Wirkung vor allem in die Zukunft. Es steht in diesem Statistischen Jahrbuch leider auch ganz klar geschrieben, dass Wien das Schlusslicht im Vergleich mit den anderen Bundesländern ist. Da ist eben ein enormer Aufholbedarf vorhanden. 

Einige Beispiele: In Österreich gibt es rund 150 000 Musikschüler und insgesamt 6 700 Musikschullehrer in 416 Musikschulen. Allein Niederösterreich und Oberösterreich stellen mehr als die Hälfte aller Musikschüler. In Niederösterreich gibt es rund 45 000 Musikschüler, in Oberösterreich 36 000 Musikschüler, aber in Wien insgesamt nur 5 000 Musikschüler. Meine sehr geehrten Damen und Herren, soll das wirklich ein Gütezeichen für die Musikhauptstadt Wien sein? Was für Talente gehen eigentlich verloren, wenn man sich hier den Zustand der Musikschulen anschaut, meine sehr geehrten Damen und Herren? Zum Beispiel in Niederösterreich gibt es 168 Hauptanstalten, in Oberösterreich 65 Hauptanstalten, in der Steiermark 47 und in Wien gibt es nur 
17 Musikschulen. Das ist, glaube ich, einer Musikhauptstadt Wien, solange sie noch eine bleiben wird, nicht würdig. 

Erst gestern wurde seitens der roten Mehrheitsfraktion ein Antrag meines Kollegen Wolf abgelehnt. Man sieht also, dass hier anscheinend der Wille nicht vorhanden ist, auf diesem Gebiet tätig zu werden. Es wäre aber durchaus wichtig. 

Die Studie zeigt auch ganz dramatisch auf, dass in Wien nur 10 von insgesamt 1 000 Schülern Musikschüler sind. Im Vergleich dazu sind in Vorarlberg 95 von 1 000 Schülern Musikschüler, gefolgt von Niederösterreich mit 87 und Oberösterreich mit 73. Allein an diesem Anteil sieht man schon, dass hier einiges im Argen liegt. Das gilt auch für die Öffnungszeiten. Da die meisten Musikschulen in Volksschulen angesiedelt sind, sind sie nur von 14 bis 20 Uhr zugänglich und am Freitag überhaupt schon ab 12 Uhr geschlossen. Man sieht also, es ist hier ganz, ganz wichtig, eine dringliche und rasche Initiative seitens der Stadt Wien zu setzen. 

Auch die weiteren Zahlen beweisen, dass hier Handlungsbedarf besteht. Zum Beispiel werden 42 Prozent der Bewerberinnen und Bewerber abgelehnt. Es gibt in Wien zur Zeit 700 Wartende, die allesamt schon eine Aufnahmsprüfung bestanden haben, die aber vergeblich auf einen Unterrichtsplatz warten. So kann es doch in der Musikhauptstadt Wien nicht weitergehen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dazu kommen noch die Bestrebungen seitens des Ressorts Laska, den Ausbau des Gruppenunterrichts zu fördern, obwohl Experten immer wieder betonen, dass nur in Ausnahmefällen und nur auf Wunsch der Lehrer aus pädagogischen Gründen ein Gruppenunterricht für die Förderung der Schüler sinnvoll ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese seit Jahren zutage getretenen Defizite und Mängel des Musikschulwesens in Wien müssen so rasch wie möglich behoben werden, damit unsere Jugend das optimalste Umfeld zur Entfaltung ihrer musikalischen Anlagen und Fähigkeiten hat und vorfinden kann. Deswegen stelle ich gemeinsam mit Kollegen Ebinger folgenden Beschlussantrag:

„Der Bürgermeister der Stadt Wien möge dafür Sorge tragen, dass eine Sonderdotierung im Musikschulbereich sofort zur Verfügung gestellt wird. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Herrn Bürgermeister beantragt." (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Abschluss: Wir werden dieses Thema, weil es uns ein Herzensanliegen ist, natürlich auch morgen im Landtag behandeln. Wir werden dort einen eigenen Antrag einbringen, der auch die Förderung aktiver musischer Betätigung breiter Bevölkerungskreise oder eine künstlerische Basisausbildung ansprechen wird, der auf Förderung und gezielte Vorbereitung besonders begabter Schüler abzielt und vor allem auch eine Aufstockung der Mittel auf 55 Millionen EUR und die Schaffung von 15 000 neuen Musikschulplätzen in den nächsten fünf Jahren vorsieht. Dafür bitten wir schon jetzt um Zustimmung.

Ich kann abschließend nur sagen, dass zum Beispiel Prof Michael Frischenschlager, der ehemalige Rektor der Wiener Musikhochschule, gesagt hat: Von den Musikhochschulen hängt die Zukunft des Musiklandes Österreich ab. Bitte nehmen Sie sich diesen Spruch zu Herzen. Auch Nikolaus Harnoncourt oder Otto Schenk haben gemeint, es sei ein Verbrechen, wenn Kindern eine musische Ausbildung vorenthalten wird. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte sorgen wir gemeinsam dafür, dass Wien auch in Zukunft den Ruf als Musikhauptstadt verdient. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Thema Musikschule ist auch uns GRÜNEN ein wichtiges Anliegen, aber darüber möchte ich heute nicht sprechen, auch wenn wir dem Antrag der FPÖ zustimmen werden - vielleicht mit dem kleinen inhaltlichen Dissens, dass wir der Meinung sind, dass Gruppenunterricht durchaus eine sinnvolle pädagogische Vorgangsweise sein kann, wenn es darum geht, gerade jüngeren Kindern den Spaß und die Freude an der Musik zu vermitteln. 

Worüber ich sprechen möchte, ist, wenn Sie so wollen, ein eher grundsätzliches Thema, nämlich die Frage: Wie werden in dieser Stadt Erhöhungen von Kultursubventionen vergeben, wer kommt in den Genuss dieser Erhöhungen, und unter welchen Umständen geschieht das?

Konkret geht es um ein Bündel von Subventionen, die wir heute beschließen - beziehungsweise teilweise als GRÜNE auch nicht mitbeschließen - werden, nämlich einerseits für das Theater in der Josefstadt, andererseits für die Wiener Festwochen und - als Negativbeispiel für die Nichterhöhung - für das WUK.

Das Theater in der Josefstadt hat aus unserer Sicht sehr nachvollziehbar gemacht, warum eine Erhöhung in diesem Jahr notwendig ist. Das Theater in der Josefstadt hat in den letzten Jahren, glaube ich, durchaus gezeigt, dass Einsparungen möglich sind, auch ohne Verlust künstlerischer Qualität, dass ein Sanierungskonzept sehr ernsthaft durchgezogen werden kann und dass es dann einen Moment gibt, wo Kollektivvertragserhöhungen und damit die Abgeltung im Bereich des Personals diese weiteren Einsparungen einfach nicht mehr möglich machen. Das ist auch der Grund, warum wir uns auf Basis der vorliegenden Zahlen und Fakten entschlossen haben, dieser spezifischen Erhöhung zuzustimmen.

Wo wir das allerdings nicht tun werden, ist bei den Wiener Festwochen. Die Wiener Festwochen sind von uns hoch geschätzt. Viele von uns besuchen gerne die oft wirklich hoch spannenden und sehr, sehr interessanten Veranstaltungen. Nichtsdestotrotz kann hier nicht mit zweierlei Maß gemessen werden. Die Wiener Festwochen erhalten mit dieser Zusatzsubvention von 1 Million EUR plus mehr Geld als in den letzten Jahren. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es gibt keine Zusatzsubvention von 1 Million EUR!) - Es sind 10 811 000 EUR (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es gibt keine Zusatzsubvention!); das ist also eine Zusatzsubvention von 1 Million EUR (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Gibt es nicht!) zum bestehenden Dreijahresvertrag. 

Die Wiener Festwochen haben laut unseren Recherchen mehr Geld. - Vielleicht habe ich mich geirrt (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja!), aber wir haben es sehr, sehr präzise nachvollzogen. Und interessanterweise, das möchte ich an dieser Stelle festhalten, weist der Kunstbericht für 2007 überhaupt eine völlig andere Summe für die Wiener Festwochen aus, als tatsächlich beschlossen wurde; also auch eine interessante Fragestellung. - Nichtsdestotrotz: Mehr Geld ohne Erklärungen. – Warum? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es gibt nicht mehr Geld!)

Sie bekommen jetzt 10 811 000 EUR – richtig? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: So wie im letzten Jahr!) - Im letzten Jahr haben sie nach unseren Recherchen 200 000 EUR weniger bekommen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Dann sind sie falsch! Falsch!) Dann möchte ich aber gerne wissen, wo diese Million, diese 100 000 EUR beschlossen worden sind! Das müssen Sie mir dann an dieser Stelle hier bitte erklären. Die mir vorliegenden Informationen zeigen ganz deutlich, dass es mehr Geld ist, mehr Geld als in den letzten Jahren. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist falsch!) Ich bin gespannt auf eine diesbezügliche Erklärung. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Hab' ich schon versucht zu erklären!) Wenn es nicht mehr Geld ist, dann können wir gerne über unsere Zustimmung reden. Bisher habe ich ja nur eine OTS gesehen.

Ich möchte mich aber auf den Punkt konzentrieren, der schlussendlich, glaube ich, der ausschlaggebende ist, nämlich die Frage: Wer bekommt Erhöhungen? - Das Wiener Volkstheater hat zum Beispiel im letzten Jahr eine nicht unsubstanzielle Erhöhung bekommen - und wenn ich die Berichterstattung richtig deute, dann brauchen sie demnächst die nächste -, ebenso das Theater der Jugend oder auch andere große Veranstalter in dieser Stadt, die offenbar sehr viel leichter an notwendige Abgeltungen kommen als so mancher andere. 

Wen meine ich denn hier konkret? - Zum Beispiel das WUK. Das WUK hat in diesem Ausschuss die gleiche Subvention zugestanden bekommen, wie es sie seit 1998 bekommt. Was bedeutet das? - Das bedeutet, dass angesichts der Teuerungsraten, die uns allen nicht verborgen geblieben sind, das WUK jetzt quasi eine reale Kürzung von 18 Prozent in diesen 10 Jahren verkraften muss, dass es darüber hinaus, wenn Sie so wollen, mindestens 1,2 Millionen EUR weniger erhalten hat, als allein nur die Inflationsabgeltung notwendig gemacht hätte.

Das ist eine Situation, die für viele Institutionen in dieser Stadt besteht, die für sehr, sehr viele kleine und natürlich auch für die mittleren Institutionen besteht. Tatsache ist aber - und ich mache es jetzt einfach an dem konkreten Beispiel des WUK fest -, dass, wie Sie alle wissen, ganz konkrete Erhöhungen in dieser Stadt auf alle Institutionen zukommen. Und bei einem Haus wie dem WUK, das sehr groß ist, sind das zum Beispiel die Strom- und Gaspreiserhöhungen, über die wir ja heute auch schon gesprochen haben, Strom- und Gaspreiserhöhungen, die sich im Fall des WUK für das Jahr 2009 auf eine Summe von etwa 50 000 EUR plus belaufen werden. Und da reden wir noch gar nicht über Mehrkosten im Programmbereich oder im Sachkostenbereich. 

Das heißt: Nicht nur hat das WUK in den letzten zehn Jahren nicht mehr Geld bekommen - und es im Übrigen trotzdem bravourös geschafft, sich aus einer sehr, sehr schwierigen finanziellen Situation ohne Entschuldungen wieder hinauszumanövrieren -, sondern sie müssen jetzt auch mit ganz konkreten Teuerungen und Teuerungsmaßnahmen der Stadt zu Rande kommen. Das bedeutet, dass, wenn es keine zusätzlichen Gelder für das WUK gibt, natürlich Einschränkungen notwendig sind - Einschränkungen, statt das tun zu können, was ich mir vom WUK wünschen würde, nämlich einen zusätzlichen Ausbau, vielleicht auch an der einen oder anderen Stelle eine Neuorientierung, eine Weiterentwicklung des Programms.

Und ich bin sehr betrübt, dass es in dieser Stadt offensichtlich ganz schwierig ist, trotz eines Kulturbudgets, das, wie wir gehört haben, um mehr als 6 Prozent erhöht wurde, für diese wichtige Kulturinstitution die notwendigen 150 000 bis 300 000 EUR plus zur Verfügung zu stellen. Es ist also leichter möglich, das für große Institutionen zu tun, für jene, die eine gute Lobby haben, und es ist offensichtlich sehr viel schwieriger, das für die kleineren zu tun - wobei beim WUK ja nicht wirklich von „klein" gesprochen werden kann, es handelt sich ja hier um einen großen Betrieb mit einigen Dutzend Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, mit vielen hunderttausend BesucherInnen pro Jahr, die, glaube ich, in dieser Stadt ein sehr, sehr wichtiges Programm und eine sehr, sehr wichtige Funktion erfüllen, nicht nur im künstlerischen, sondern auch im sozialen und soziokulturellen Bereich.

Wir halten es für ganz problematisch, dass hier mit zweierlei Maß gemessen wird; dass Institutionen, wie zum Beispiel St Balbach, die sehr, sehr innovatives und spannendes Programm machen, 22 000 EUR bekommen statt beantragte 83 000 EUR - um ein aktuelles Beispiel aus diesem Jahr zu zitieren -; oder auch so wichtige Institutionen wie „Unit F“, die für diese Stadt im Mode- und Designbereich viel leisten, weiterhin die gleichen Subventionen bekommen wie schon die letzten Jahre; das Jüdische Filmfestival um 125 000 EUR ansucht und 70 000 EUR bekommt; das Depot als ganz immens wichtiger Ort des kritischen Diskurses ab 2009 überhaupt nur noch 50 000 EUR statt der bisherigen mickrigen 72 000 EUR bekommt; oder, wie wir gestern diskutiert haben, zum Beispiel das Human Rights Film Festival für dieses Jahr gar nichts bekommt.

Das ist mit zweierlei Maß messen, und das heißt auch, Erhöhungen des Kulturbudgets laufen in hohem Maße in die großen Tanker und nicht in die kleinen, wendigen innovativen Institutionen, die die wichtige Breite dieser Stadt repräsentieren. Wir halten das für ganz problematisch, und deshalb sind wir hier sehr, sehr skeptisch.

Wenn es dem Ernst Woller jetzt gelingt, mir auf Punkt und Beistrich vorzurechnen, dass im letzten Jahr die Wiener Festwochen 10 811 000 EUR bekommen haben, dann werden wir gerne zustimmen. Alle unsere Aufzeichnungen widersprechen dem, und ich bin schon neugierig. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eingangs zwei Feststellungen:

Die erste: Auch wir unterstützen den Antrag der Freiheitlichen in Sachen Musikschulen. Wir meinen, dass es eine wesentliche und wichtige Aufgabe der Stadt ist und sein muss, junge Leute zur Musik zu bringen. Wir werden sehen, wie die Mehrheitsfraktion heute entscheidet; gestern hat sie es hier abgelehnt. 

Und das Zweite ist: Wir bekennen uns zu den Wiener Festwochen. Wir halten die Wiener Festwochen für ein herzeigbares, tolles Festival, das natürlich zu subventionieren ist, das auf Unterstützung der öffentlichen Hand angewiesen ist. Trotzdem werden wir den vorliegenden Subventionsakt oder das Subventionsansuchen ablehnen, und ich werde versuchen, Ihnen das zu erklären, auch wenn es im Fall des Herrn Woller wahrscheinlich wieder vergeblich sein wird.

An sich ist es richtig und gut, dass endlich ein kompaktes Budget für die Wiener Festwochen und ein Dreijahresbudget gemacht werden und man von der Praxis der Nachsubventionierung wegkommt. Auch wir können diese Differenz nicht aufklären, aber wir sind zuversichtlich, dass uns das irgendwann noch erklärt wird.

Was uns aber nicht gefällt, ist, wie mit dem Subventionsansuchen umgegangen wird und wie sich dieses Subventionsansuchen darstellt. Es wird die 1 Mil-
lion EUR an zusätzlicher Subvention, die prinzipiell sicher notwendig ist, damit begründet, dass höhere Kosten eingetreten seien – okay - und eine gute Auslastung bei den vergangenen Festspielen, besser gesagt, im heurigen Jahr, vorhanden gewesen wäre.

Wenn man dann näher hinschaut, sieht man allerdings, dass getrickst wird: Es heißt in der Projektbeschreibung, dass 178 000 Besucher Aufführungen und Projekte und Dinge der Wiener Festwochen besucht hatten, man daher eine Auslastung von 88,8 Prozent erreicht habe, und dann wird wieder das übliche Selbstbeweihräucherungsinstrument der Stadt Wien oder der Gemeinde Wien oder des Kulturamtes angeworfen. Nicht gesagt wird, dass bei den 178 000 Besuchern 47 000 Besucher, die bei der Eröffnung am Rathausplatz gestanden sind, einfach hineingerechnet werden. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja, das ist eine „gute" Rechnung!) Wenn man die Auslastung um diese 47 000 Besucher am Rathausplatz reduziert, kommt man zu einer Subvention von 240 EUR je verkaufter Karte. Das ist viel Geld, und das sollten die Verantwortlichen dann auch kommentieren. Mit Budgettricks die Leute, die darüber zu entscheiden oder mit zu entscheiden haben, in die Irre zu führen, lehnen wir ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben im Kulturausschuss zusätzliche Informationen erbeten, weil die Projektbeschreibungen für die Jahre 2009 und 2010, in denen ja begründet werden sollte, warum zusätzliches Geld notwendig ist, oberflächlich und über weite Strecken nichtssagend sind: „Die Wiener Festwochen" - ich zitiere wörtlich – „werden im Jahr 2009 weiterhin alles daransetzen, ihrem Weltruf als eines der führenden europäischen Festivals gerecht zu werden." – So heißt es für das Jahr 2009. Und im Jahr 2010 findet sich unter dem Titel „Projektbeschreibung" eine leichte Variation dieses Textes: „Die Wiener Festwochen" - wieder wörtliches Zitat – „werden auch 2010 alles daransetzen, ihrem Weltruf als eines der führenden europäischen Festivals, welches sich immer wieder durch eine innovative, mutige Spielplangestaltung und eine weltweite Vernetzung der künstlerischen Kapazitäten auszeichnet, gerecht zu werden." - Über musikalische Projekte erfährt man noch ein bisschen etwas, über die Schauspielprojekte nichts, mit dem Hinweis, hier sei ja die Planungszeit oder der Planungshorizont viel kurzfristiger, und um aktuell zu sein, wird man später dann erst sagen können, was geplant ist.

Mit diesen Informationen geben wir uns nicht zufrieden, und wir stimmen nicht auf Basis derartig mangelhafter Informationen der Vergabe von 10,8 Millionen EUR zu. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben aber um Zusatzinformationen gebeten, und diese wurden uns auch zugesagt, nur: Leider wurde auch in diesem Fall das Wort nicht gehalten, es wurde nur vereinbart, dass es ein Gespräch mit den Spitzen der Wiener Festwochen geben soll, aber offenbar erst nach dieser Entscheidung. - Das ist nicht unser Verständnis von Information. Wir wollen auf Basis von Informationen entscheiden - und nicht ohne Informationen, worüber wir entscheiden. (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Woller wird sicher wieder herauskommen und mit Beleidigungen und Belehrungen versuchen, das alles wieder schönzureden. Ich sage Ihnen, Herr Woller: Sie verstehen nichts von Finanzplanung, Sie verstehen nichts von Projektplanung, und Sie verstehen vor allem nichts von Controlling. Es handelt sich hier aber um öffentliche Mittel, und wir wollen endlich klare Entscheidungen, klare Dinge - und nicht derartige Prosa, auf deren Basis dann über 10 Millionen EUR entschieden wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich verstehe schon, Herr Woller, dass Sie unter dem Hinweis, dass Sie seit 20 Jahren dabei sind, immer wieder Ihren Frust ablassen. Ich verstehe das: Wenn man 20 Jahre dabei ist und nicht weiterkommt, ist das sicher frustrierend. (Beifall bei der ÖVP.)
Der nächste Punkt ist die Subvention für das WUK. Hier ist die Subventionspolitik ähnlich gelagert: Das WUK verlangt 1,5 Millionen EUR und begründet das durchaus plausibel und sagt, man könne mit diesen 1,5 Millionen EUR 365 Tage pro Jahr offen halten und 200 000 Besucher mit einem bunten, breiten Programm versorgen. - Soll sein. Sie geben allerdings eine Subvention von 1 090 000 EUR, und ich frage: Was sind die Konsequenzen? Wird das WUK sein Programm einschränken müssen auf Grund der Kürzung, die Sie vorgenommen haben, oder wird nachsubventioniert? Wird das Spiel gespielt, dass wieder auf mangelhaften Informationen beruhend zuerst einmal ein Teil subventioniert wird und dann irgendwann der Rest subventioniert wird? - Diese Vermutung ist begründet, denn es steht in dem entsprechenden Subventionsakt, dass weitere Subventionen nicht ausgeschlossen werden könnten. 

Das ist eine Finanzgebarung, die unsere Zustimmung nicht finden kann, obwohl wir – das sei noch einmal gesagt - die kulturellen Initiativen, die damit unterstützt werden, sowohl die Wiener Festwochen als auch das WUK, durchaus für förderungswürdig halten und das auch unterstützen. Aber so nicht! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Nun, die Antrittsrede der neuen Frau Stadträtin war ja in einer Form, dass man eigentlich nicht nur zur Tagesordnung übergehen kann. Ich bin jetzt schon lange im Haus und habe hier auch schon Antrittsreden gehört, die zumindest am Anfang konstruktiver waren als das, was wir da heute miterleben mussten. Die Frau Stadträtin hat offensichtlich bisher in ihrer politischen Arbeit nur Pressedienste der ÖVP gelesen - dann ist man natürlich ein bisschen einseitig informiert. Wenn sie schon ÖVP-Texte gelesen hat, dann hätte sie sich beispielsweise auch in der Abschiedsrede von Herrn VBgm Görg anschauen können, wie man sich in diesem Hohen Haus anmeldet und wie man sich dann auch verabschiedet. Das wäre sicher besser gewesen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich schließe daraus: Es ist radikale, blinde Opposition der ÖVP angesagt. - Wir nehmen das zur Kenntnis. Wir wissen, woran wir sind.

Nun, die Musikschulen. Sie sind eigentlich gar nicht Thema des heutigen Antrages, der zur Abstimmung steht. Ehrlich gesagt, seit gestern hat sich auch nicht wirklich viel verändert, und so gesehen kann man eigentlich auch nichts hinzufügen, außer dem, was wir in der Budgetdebatte schon zu den Musikschulen gesagt haben. Ich stelle wieder einmal fest - das fällt natürlich auch in eine andere Geschäftsgruppe -, es gibt dazu diverse Entwicklungen, die höchst erfreulich sind. Ich nenne jetzt nur das neue Bildungszentrum in Simmering, wo mustergültig gezeigt wird, dass man Musikschule, Volkshochschule und Bibliothek zusammenführt. Und es gibt viele Entwicklungen in den Musikschulen, die eben anders sind und nicht vergleichbar sind mit anderen Bundesländern. In anderen Bundesländern gibt es viel Gruppenunterricht, ganze Orchester auf einmal - wenn man die alle zusammenzählt, sind es natürlich mehr Leute in den Musikschulen. Bei uns gibt es hauptsächlich Einzelunterricht, und dieser ist natürlich auch qualitativ viel besser. - Machen Sie sich also keine Sorgen, wir werden daher auch diesem heute hier eingebrachten Antrag nicht zustimmen.

Zu den Wiener Festwochen: In den letzten Jahren wurde immer eine Grundsubvention in der Höhe von 9 811 000 EUR beschlossen, und am Ende des Jahres ein Mietkostenanteil im Theater an der Wien in der Höhe von 1 Million EUR. Zur Frage, wo das beschlossen wurde: dort, wo es eben beschlossen gehört, nämlich im Kulturausschuss und im Gemeinderat; das kann man auch nachlesen. Es war das auch eine Empfehlung des Rechnungshofes. Wir haben bisher eben immer zwei Anträge beschlossen, jetzt beschließen wir es in einem Antrag. Und es gibt auch Planungssicherheit auf drei Jahre. 

Dass die Wiener Festwochen ein großartiges Festival sind, brauche ich wohl nicht zu erwähnen, das erleben wir Jahr für Jahr. Es ist auch nicht ganz verständlich, warum man hier kritisiert, dass Formulierungen in den Anträgen ähnlich sind, wenn man über dasselbe Thema spricht. Selbstverständlich muss das möglich sein. Ich freue mich natürlich sehr auf die kommenden Festwochen. Es ist wie immer zu erwarten, dass wir großartige Aufführungen in dieser Stadt sehen werden - im Musiktheater, in der Musik, aber auch in der darstellenden Kunst -, die wir normalerweise in Wien nicht sehen: neue Produktionen, Uraufführungen, Produktionen von großen Theaterkünstlern - ich sage jetzt nur, Robert Lepage wird in den nächsten Jahren wieder kommen, ich freue mich sehr darauf -, die wir sonst in dieser Stadt nicht haben. Und das ist die Funktion der Wiener Festwochen. 

Die Wiener Festwochen haben eine Auslastung von knapp 89 Prozent, haben 178 000 Besucherinnen und Besucher und knapp 45 000 Besucherinnen und Besucher in den eigentlichen Theateraufführungen. Ich glaube, dass die Festwochen nicht mehr beweisen müssen, dass sie eine großartige Arbeit machen. Und wir können sehr glücklich sein, dass Luc Bondy seinen Vertrag verlängert hat, wir können sehr glücklich sein, dass wir mit Stefanie Carp eine hervorragende Direktorin für den Bereich des Theaters haben, und wir können sehr, sehr glücklich sein, dass immer wieder Künstler wie Peter Sellars und Robert Lepage oder auch Christoph Marthaler hier in Wien Produktionen zeigen.

Nun zur Josefstadt: Es ist weitgehend unbestritten, dass die Josefstadt sehr gut unterwegs ist, dass die neue Direktion Föttinger und Götz als kaufmännischer Direktor, gemeinsam auch mit dem Stiftungsvorstand - Herrn Rhomberg, Herrn Lacina und Herrn Karasek -, wirklich eine großartige Entwicklung des Theaters in der Josefstadt pflegen, künstlerisch wie finanziell; künstlerisch mit großen Erfolgen, beispielsweise „Buddenbrooks", das heuer die Premiere in Bregenz hatte und jetzt in Wien hervorragend läuft; auch mit der neuen Premiere, jetzt vor wenigen Tagen, „Besuch bei dem Vater". Die Josefstadt war zweimal für den Nestroy nominiert: Sandra Cervik, und es hat André Pohl zwar nicht für eine Josefstadt-Produktion, aber doch als Ensemblemitglied der Josefstadt einen Nestroy gewonnen. Ich kann also nur sagen, dass man hier künstlerisch höchst zufrieden sein muss.

Auch finanziell: Herr Direktor Götz macht großartige Arbeit. Wir kennen alle noch die Diskussionen vor vielen Jahren, als die Josefstadt immer knapp am Kollaps war. Die Sanierung wurde weitgehend abgeschlossen, finanziell weitgehend abgeschlossen, mit einem Eigenanteil von einem Drittel durch das Haus selbst. Es wurde eine Sanierung auch baulicher Art eingeleitet, eine Sanierung, die ein Jahrhundertprojekt ist - seit 80 Jahren hat es nicht mehr so eine Sanierung gegeben, wie sie jetzt in der Josefstadt läuft -; und auch dafür hat die Josefstadt einen Eigenanteil von 6,2 Millionen EUR geleistet. Das ist mustergültig, unvergleichlich mit allen anderen Theatern dieser Stadt. 

Die Josefstadt hat eine Auslastung von 42 Prozent - sensationell hoch -, 8 Millionen EUR Umsatzerlöse. Ich bin sehr froh, dass in wenigen Tagen, am Freitagabend, die neue Probebühne eröffnet wird, es damit bessere künstlerische Möglichkeiten gibt, auch Einsparungspotenziale durch Konzentration auf das Haupthaus. Und es ist wirklich hervorzustreichen, dass dafür auch ein privater Sponsor, Peter Pühringer, die sensationelle Summe von 4 Millionen EUR zur Verfügung gestellt hat. Das passiert nicht durch Zufall, das ist ein Erfolg des Stiftungsvorstandes, das ist ein Erfolg des Hauses an und für sich, das gut aufgestellt ist, und das ist insbesondere auch ein Erfolg des kaufmännischen Direktors. 

Wir werden heute hier einen Dreijahresvertrag mit einer Erhöhung des Wiener Anteils in der Höhe von 347 389 EUR beschließen. Es ist das genau unser Anteil im Vergleich zum Bund, und wir sind sehr glücklich, dass wir eine Bundesregierung haben, wo es auch wieder Anpassungen gibt, Gespräche gibt, und der Bund wird sich auch mit einem entsprechend höheren Anteil an der Finanzierung der Josefstadt beteiligen. 

Zum WUK: Auch das WUK hat in den letzten Jahren - das muss man sehr positiv herausstreichen - aus eigener Kraft Schulden abgebaut, mit gleichbleibender Subvention. Dieser Schuldenabbau ist weitgehend abgeschlossen. Daraus ergibt sich auch, dass Mittel von den Förderungen in der Höhe von 1 090 000 EUR, die in den letzten Jahren für den Schuldenabbau verwendet wurden, nun auch wieder für den laufenden Betrieb zur Verfügung stehen. Das heißt, so gesehen gibt es zwar die gleiche Subventionshöhe, aber insgesamt steht mehr Geld zur Verfügung. Das ist erfreulich. Es ist auch zu erwähnen, dass das ja nicht die einzigen Förderungsmittel der Stadt Wien sind, die an den Standort WUK gehen. Es gibt laufend Projekte, künstlerische Projekte, wie zum Beispiel den „Flieger" im Bereich Tanz und das Shakespeare-Projekt, das im WUK gelaufen ist, für die zusätzliche Mittel durch die Kuratoren, durch die Theaterförderung lukriert werden. Das heißt, die Stadt Wien fördert tatsächlich mehr als die heute hier zu beschließenden 1 090 000 EUR. Und im Antrag ist auch dezidiert angeführt, dass wir im Laufe des heurigen Jahres hinsichtlich weiterer Subventionen durchaus gesprächsbereit sind. Wir werden diese Gespräche mit dem WUK führen. 

So gesehen ist das jetzt einmal die Absicherung auf die nächsten drei Jahre. Wir sind in sehr guten Gesprächen mit dem WUK. Wir werden darüber nachdenken, auch nach der Entscheidung der Jury, auch nach der Entscheidung der Kuratoren für die nächsten Monate, wie viel Geld das WUK allenfalls noch braucht, und wir werden diese Gespräche mit dem WUK führen. 

Das WUK ist jedenfalls ein großartiges Kulturzentrum, weltweit angesehen, ein Musterprojekt, das soziales und kulturelles Engagement verbindet und das noch dazu seit über 25 Jahren auch in einem System der Selbstverwaltung funktioniert. Wir können sehr stolz sein auf das WUK! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. Ich erteile ihm das Wort.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: In aller Kürze möchte ich nur versuchen, offensichtliche Missverständnisse aufzuklären.

Behauptet wurde, es gäbe im kommenden Budget eine Erhöhung für die Wiener Festwochen. Behauptet wurde, es würde mit zweierlei Maß gemessen, was das WUK und die Wiener Festwochen anbelangt. - Beides ist nicht wahr. Die Wiener Festwochen haben im Jahr 2005 9 810 832 EUR bekommen, plus 200 000 Mietkosten. Es gab damals - ich nehme an, das ist erinnerlich - einen Rechnungshofbericht, in dem gesagt wurde, die Mietkosten seien von Seiten des Theaters an der Wien zu niedrig verrechnet, sie müssten von den Wiener Festwochen beglichen werden. 

Auf Basis dieses Rechnungshofberichtes - der hier auch ausführlich diskutiert wurde und von der Kenntnis desselben ich ausgehen muss - haben wir im Jahr 2006 das Budget der Wiener Festwochen durch zwei Anträge auf 10 810 832 EUR erhöht. Diese Anträge wurden vom Wiener Gemeinderat - dessen Mitglied Sie, meine Damen und Herren, die von einer Erhöhung gesprochen haben, sind - beschlossen. 

Im Jahr 2007 gab es gleichfalls in zwei Anträgen ein Budget für die Wiener Festwochen in der Höhe 10 610 000 EUR. Auch das wurde im Ausschuss und hier im Gemeinderat ausführlich diskutiert und erklärt. Die etwas niedrigere, nämlich um 200 000 EUR niedrigere Summe von 10 610 000 EUR wurde auf Grund einer weniger starken Inanspruchnahme des Theaters an der Wien zugeteilt - auch alles aktenkundig und nachlesbar. 

Im Jahr 2008 gab es wiederum in zwei Anträgen ein Budget von 10 811 000 EUR - auch in zwei Anträgen hier beschlossen, nachvollziehbar und nachlesbar.

Wir haben uns auf Grund eines Vertrages, der zwischen dem Theater an der Wien und den Wiener Festwochen ausgehandelt wurde - auch weithin publiziert und jederzeit nachlesbar -, entschlossen, diese Summe von 1 Million EUR als Gegenleistung für 40 Tage, die die Vereinigten Bühnen für die Wiener Festwochen im Theater an der Wien spielen, festzuschreiben und daher diese in den letzten drei Jahren jeweils zwei Anträge zu einem Antrag zusammenzufassen. - Es ist eine einfache Rechnung, es ist eine einfache Leseübung. Ich nehme an, auch die Damen und Herren des Grünen Klubs und der Fraktion der ÖVP sind dessen mächtig. 

Ich habe ebenso im Ausschuss lange erörtert, wie das mit dem WUK ist. Ich habe dort erörtert, dass wir mit dem WUK im Gespräch sind. Wir haben deshalb einen Passus in diesem Antrag, dass es jetzt einmal diesen Beschluss über die gleich gebliebene Förderhöhe geben wird, dass wir uns aber gemeinsam mit dem WUK - und auch ein einfacher Anruf bei mir oder im WUK hätte genügt, das nachzuvollziehen, oder das Aufpassen während meiner Erläuterungen im Ausschuss – bemühen, eine stufenweise Erhöhung der Förderung vorzunehmen. 

Strich drunter, Schluss: Weder die These der GRÜNEN, dass es eine unterschiedliche Behandlung bei Erhöhungen gibt, noch die These, dass es eine Erhöhung bei den Wiener Festwochen gibt, stimmt. Sie behaupten das trotzdem, entweder wider besseres Wissen, oder Sie machen es absichtlich, um einen politischen Zweck damit zu verfolgen. Es ist ein unredliches Vorgehen den Institutionen gegenüber, der Öffentlichkeit gegenüber und auch diesem Hohen Haus gegenüber. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können somit gleich über die Postnummer 11 abstimmen. Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 11 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen. 

Wir stimmen nunmehr über den Beschlussantrag der FPÖ-Gemeinderäte Ebinger und Gudenus betreffend Sonderdotierung im Musikschulbereich ab. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung des Antrages an den Herrn Bürgermeister beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Es gelangt nun die Postnummer 10 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Theater in der Josefstadt BetriebsGmbH. Es ist hiezu keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wir können sogleich darüber abstimmen. Wer ist, bitte, für Postnummer 10? – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Es gelangt nun die Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den WUK-Verein zur Schaffung offener Kultur- und Werkstättenhäuser. Auch hiezu ist keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wir können über die Postnummer 13 abstimmen. Wer ist dafür? – Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN beschlossen. 

Es gelangt jetzt Postnummer 9 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Wiener Praterverband. Auch hier sind alle Debattenbeiträge zurückgezogen. 

Wir können sogleich abstimmen. Wer ist für die Postnummer 9? – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 14 und 15 der Tagesordnung - sie betreffen eine Subvention an die Stadtkino Filmverleih und KinobetriebsGesmbH sowie die Ermächtigung zur Gründung einer Film Förderung Wien GmbH – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Ich sehe keinen Einwand. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Schreuder. – Bitte schön.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

In aller Kürze: Wir freuen uns sehr, dass Sie jetzt mit diesem Akt die „Film Commission" in Wien gründen. Mehr habe ich dazu nicht zu sagen. Es ist eine erfreuliche Tatsache. Es war eine sehr lange Diskussion. Wir haben länger darauf gewartet. Es war sehr notwendig und es ist höchst erfreulich, dass das nun der Fall ist, dass sie kommt. Und wir freuen uns. 

Der andere Akt, den wir in dieser Diskussion behandeln, betrifft das Stadtkino. Ich habe bereits einmal im Ausschuss gesagt, das Stadtkino gehört – schon als Akt - zu den depressivsten Anträgen, die wir mitunter vorfinden. Die ZuschauerInnenzahlen im Stadtkino sind in den letzten Jahren dramatisch zurückgegangen. Wir haben das zwar prinzipiell im gesamten Kinobereich zu verzeichnen, aber im Stadtkino war es besonders dramatisch. In den Akten selbst hat das Stadtkino sehr oft hineingeschrieben, dass sie durchaus auch den Standort in Frage stellen, dass also durchaus der Schwarzenbergplatz nicht der Idealort für dieses kommunale Kino ist. Darüber kann man diskutieren, dazu gibt es auch unterschiedliche Meinungen; aber trotzdem, es muss einem da etwas einfallen. Wir haben auch einen Kontrollamtsbericht zum Stadtkino bekommen, der auch diese Einbrüche in den Zuschauerinnen- und Zuschauerzahlen zeigt. 

Wir als GRÜNE möchten aber auch hier festhalten, dass wir der neuen Geschäftsführung im Stadtkino die Möglichkeit geben wollen, neue Wege zu beschreiten und das Stadtkino wieder auf Erfolgskurs zurückzubringen. Wir hoffen, dass das auch gelingt, und wünschen dabei alles Gute. 

Was allerdings nicht, noch immer nicht Thema ist und was wir dringend diskutieren müssen, ist das Ungleichgewicht in der Finanzierung von kommunalen Kinos, wie man das jetzt nennt - Stadtkino, Gartenbaukino, Metrokino -, und geförderten Kinos. Hier gibt es ein Ungleichgewicht an Finanzierungen. Das Gartenbaukino bekommt ja beispielsweise mehr - das war zumindest bislang so - als alle geförderten Kinos sonst zusammen, zeigt aber im Grunde auch Arthouse-Kino. Das heißt, es ist durchaus eine Marktverzerrung festzustellen, die noch immer nicht gelöst ist. Wir schauen uns das natürlich genau an. Wir haben ja mittlerweile eine Erhöhung der Kinoförderung, und inwieweit es da einen Ausgleich geben wird, werden wir erst feststellen. 

Zum Antrag, den die ÖVP stellt: Diesen Antrag werden wir mit größter Leidenschaft ablehnen. Wir halten diesen Antrag sozusagen für unangebracht. Ich werde auch kurz erläutern, warum: Einem Festival-Leiter politisch zu sagen, in welchen Spielstätten er sein Festival zu machen hätte, halte ich für dirigistisch und für vollkommen falsch. Deswegen werden wir diesen Antrag ablehnen. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es wird auch nicht so lang sein. - Wir werden diesen zwei Aktenstücken, die hier vorliegen, selbstverständlich unsere Zustimmung geben: einerseits der Gründung der neuen „Vienna Film Commission", der Film Förderung Wien GmbH, und ebenso werden wir auch gerne der Subvention für das Stadtkino unsere Zustimmung geben. 

Ich möchte kurz auf die Gründung der Film Förderung Wien GmbH eingehen. Sie wissen alle, dass wir vor einiger Zeit kritisiert haben, dass es so eine Film Commission in Wien noch immer nicht gibt. Ursprünglich war ja bekanntlich nicht klar, wer für diese Film Commission zuständig sein soll. Es gibt einerseits natürlich den Herrn Kulturstadtrat, der für den Filmfonds zuständig ist; dann gibt es die Finanzstadträtin, die für den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und für den Wiener Tourismusverband zuständig ist, und natürlich auch die Bildungsstadträtin, die für den PID zuständig ist. 

Nun ist geklärt worden, bei wem die GmbH angesiedelt ist: Sie ist beim Herrn Kulturstadtrat angesiedelt. Eigentümer ist die MA 7, und sie hat jetzt Partner. Die Partner dürfen jetzt natürlich zahlen, und ich habe sie ja zuerst schon genannt: Es sind in Wirklichkeit der Wirtschaftsförderungsfonds, der Tourismusverband, der PID, und auch die Wirtschaftskammer soll einen Beitrag leisten. Allerdings, wie die Rechte verteilt sind, das ist natürlich noch nicht ganz klar. Wir schauen uns das an, wie das dann wirklich funktioniert. 

Die Aufgabe dieser Film Commission ist einfach, die Organisation der Filmschaffenden in Wien deutlich zu verbessern und zu erleichtern. Die Filmwirtschaft hat sich massiv beschwert, dass sie unter anderem in verschiedenen Bezirken deutlich unterschiedlich behandelt wird. In manchen Bezirken ist das Drehen durchaus einfach, in anderen Bezirken gibt es immer wieder Schwierigkeiten. Man soll sich - und das habe ich gestern schon erwähnt - auch mit der Rückvergütung der Mehrwertsteuer auseinandersetzen. Inwieweit diese jetzt von der Film Commission gemacht wird oder von der neuen GmbH gemacht wird, ist, wie schon gesagt, nicht klar.

Bei der Zusatzsubvention für das Stadtkino schauen wir uns das auch an. Ich habe schon gesagt, dass wir dafür eintreten, denn das Stadtkino betreibt bekanntlich zwei Kinos und einen Filmverleih. Im Vorjahr haben wir diesen Betrieb entschuldet. Ich hoffe, dass man in Zukunft dieses Stadtkino mit seinen zwei Kinos und dem Filmverleih wirtschaftlicher führen wird können, denn der Kontrollamtsbericht sagt einfach, wie man darin sieht: weil der Filmverleih nicht wirtschaftlich zu führen ist. - Wenn man so argumentiert, dann, muss ich schon sagen, muss man sich auch überlegen, ob man diesen Filmverleih weiterführt. 

Wir haben den Antrag auch bewusst gemacht, denn: Der Eigentümer des Stadtkinos ist die Viennale, und warum soll nicht die Viennale in mehreren Spielstätten und nicht nur in den fünf privilegierten Spielstätten stattfinden? Wir haben eine ganze Reihe von Arthouse-Kinos, von geförderten Kinos, und es ist durchaus sinnvoll, wenn man dieses Festival auf mehrere Kinos aufteilt und nicht nur in diesen fünf … (GR Marco Schreuder: Das entscheiden nicht wir!) Durchaus, ja, aber: Es ist ja nichts anderes als die Bitte an den Herrn Stadtrat, sich mit dem Leiter der Viennale auseinanderzusetzen und mit ihm in diesem Sinn positiv zu verhandeln. - Durchaus denkbar, nicht wahr? 

Darum haben wir einen Antrag betreffend die Einbeziehung aller geförderten Kinos in die Viennale eingebracht und ersuchen den Herrn amtsführenden Stadtrat, alle Kinos, die eine Förderung aus der öffentlichen Hand erhalten, mit in die Abwicklung des Filmfestivals einzubeziehen.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft verlangt.

Damit bin ich eigentlich schon am Schluss meiner Ausführungen. Ich möchte wiederholen, dass wir hoffen, dass die neue Vienna Film Commission auf einem guten Weg ist. Derzeit ist sie ja quasi in Gründung. Wir werden, glaube ich, alle sehen, wie sie wirklich funktioniert. Im Alltag wird sich dann herausstellen, ob der Gesellschaftsvertrag so eingehalten wird, wie wir ihn ursprünglich gesehen haben. 

Beim Stadtkino, glaube ich, muss man auch überlegen, ob wirtschaftliches Handeln nicht doch im Sinne der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler sinnvoll ist. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Dr Vitouch hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich möchte vielleicht gleich einmal auf diesen ÖVP-Antrag eingehen. Ich habe Herrn Ing Mag Dworak bisher immer als Pragmatiker kennen gelernt. Jetzt habe ich den Eindruck, dass eine gewisse Weltfremdheit eingezogen ist, denn: Dem Stadtkino und seinen Geschäftsführern Hans Hurch und Eva Rotter vorzuschreiben, welche Programme in allen Wiener Kinos jetzt im Rahmen der Viennale laufen sollten, oder zum Beispiel dem Kepler Kino jetzt irgendeinen Viennale Festival Arthouse Film aufs Auge zu drücken - das kann ich mir eigentlich wirklich nicht vorstellen. Ich halte diesen Antrag irgendwo für absurd. Das wäre so, als würde man zum Beispiel verlangen, dass während der Zeit der Wiener Festwochen in allen Wiener Theatern Festwochen-Produktionen stattfinden, und den Geschäftsführer der Festwochen Wolfgang Wais dazu verdonnern, anderen Theatern sein Programm zu oktroyieren. - Es ist absurd! Ich verstehe den Antrag, ehrlich gesagt, nicht. 

Aber kommen wir zurück zum Schwerpunkt Kultur. Sehr erfreulich, dass das Filmpaket zusätzliche 4,25 Millionen EUR bekommen hat und inzwischen den nicht geringen Betrag von 16,25 Millionen EUR zur Verfügung hat. Im Vergleich dazu: Das Österreichische Filminstitut hat gerade eine Zusage bekommen, 20 Millionen EUR für den Film zu erhalten, bundesweit. Es liegt jedenfalls im Trend, auf die Kunstform des 20. und 21. Jahrhunderts zu setzen.

Was viele dabei übersehen, ist, dass Kino beides ist, Kunst und Kommerz, dass Kino ein umkämpfter Markt mit einem enormen Verdrängungswettbewerb ist. Wenn wir uns anschauen, wie viele Filme in diesem Jahr produziert wurden, so waren es aus der EU, dem europäischen Raum, 921 Filme, und nur ein Bruchteil davon läuft in den Kinos, während „Made in USA" 620 Filme auf den Markt gepusht wurden. - Wir brauchen Filme mit eigener Handschrift, mit Lokalkolorit, mit Qualität, mit Identität, mit Authentizität, und wir müssen gleichzeitig Wien als Filmstandort optimieren, wir müssen eine breite Akzeptanz schaffen, wir müssen eine gemeinsame Strategie auch im Hinblick auf die künftige Digitalisierung fahren, sonst wird es den europäischen Film sehr bald nicht mehr geben.

Da komme ich auch schon auf die Wiener Kinoförderung zu sprechen. Die Kinoförderung, die im nächsten Jahr auf 400 000 EUR erhöht wird, kann den Erhalt der vielfältigen Wiener Kinolandschaft zwar nicht auf ewige Zeiten garantieren, aber sie ist ein wichtiges Signal an die Betreiber und Betreiberinnen. Es werden europäische Autorenfilme gezeigt, es werden Originalfassungen, Kinder- und Jugendfilme, Arthouse-Kino gezeigt, und die Prämien gehen zu drei Vierteln an Kinos, die diese künstlerischen Kriterien erfüllen. Ein Viertel geht an kinokulturelle Projekte, also zum Beispiel Babykino, oder „Kino und Kuchen", oder im Top Kino das Israelische Filmfestival, im Votivkino das „Cinema celebrations". 

Und: Wien leistet sich eine kommunale Kinoförderung - mit dem Stadtkino. Und ich denke, dass mit seinem neuen Geschäftsführer Claus Philipp dieses Kino, das seit 1981 existiert, noch mehr den Film als Medium künstlerischen Ausdrucks positionieren kann und dass ein niederschwelliger Zugang für viele Besucher, die sonst diese Filme nicht sehen könnten, gewährleistet ist. Natürlich wird das Stadtkino auch weiterhin ein Programm spielen, das privat nicht möglich wäre, das nicht den ökonomischen Gesetzen des Marktes gehorcht, nur: Selbst die EU - und ich weiß es von einer European Film Cinema Konferenz in Paris vor 14 Tagen - ist vom reinen Wettbewerbsgedanken schon wieder abgegangen, jedenfalls dort, wo es Kunst - und Film ist auch Kunst - betrifft.

Alles in allem kann man dazu sagen, dass Wien auf einem sehr guten Weg mit seinem Filmpaket ist, dass die Vienna Film Commission - es wurde bereits gesagt - mit ihren Partnern, dem Filmfonds Wien, dem Wiener Tourismusverband, dem Presse- und Informationsdienst, dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und der Wirtschaftskammer Wien, denke ich, eine wunderbare Einrichtung sein kann, um als Servicestelle nationale und internationale Filmschaffende zu unterstützen, Lobbying zu betreiben, Drehgenehmigungen zu erteilen. Die ansonsten zerstrittene Wiener und österreichische Filmwirtschaft hat sogar einen kleinen Folder herausgegeben – „Filmdreharbeiten in Wien" -, um auf die Schwierigkeiten dieses Mediums und dieser Branche hinzuweisen und um Support, Unterstützung, Verständnis auch von den Anrainern in den verschiedenen Bezirken zu bitten. Die Vienna Film Commission kann das sehr gut unterstützen mit ihren zunächst einmal 500 000 EUR.

Ich möchte abschließend noch darauf hinweisen, dass Film eben nicht nur Kunst, sondern auch Kommerz ist, dass der Filmstandort Wien 20 000 Beschäftigte ernährt, inklusive dem audiovisuellen Sektor, und dass der Brancheneffekt beim Film - ich werde nicht müde, das zu betonen – ab, also oft mehr als 350 Prozent beträgt. Das heißt, so viel Mal kommt jeder investierte Euro zurück. Das ist bei kaum einer anderen Branche so der Fall. 

Zum Abschluss noch eine ganz erfreuliche Meldung: Wiewohl Karl Markovich diesmal bei den Emmys leer ausgegangen ist mit seiner Rolle als Franz Fuchs, so konnte doch auf Grund der „Fälscher", des Ruzowitzky-Films, der österreichische Film seinen Marktanteil in diesem Jahr mehr als verdoppeln, auf 5,25 Prozent. Und erstaunlicherweise war natürlich auch ein zweiter Film an diesem Erfolg beteiligt: „Falco – Verdammt, wir leben noch!".

Ich hoffe und wünsche, dass wir auch in Hinkunft viele solche Filme - sowohl den „Falco" wie auch die „Fälscher" wie auch die Viennale Arthouse Festival Filme - in vielen verschiedenen Kinos in Wien sehen können. Und das Filmpaket trägt dazu ganz wesentlich bei. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können somit zur Abstimmung kommen, die, wie gesagt, getrennt erfolgt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 14 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Zur Postnummer 14 liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Einbeziehung aller geförderten Kinos in die Viennale vor. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Wir können nun über Postnummer 15 abstimmen. Wer ist für die Postnummer 15, meine Damen und Herren? – Das ist einstimmig beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 20 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Umbau der Sonnwendgasse im 10. Bezirk. Hiezu ist auch keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können sogleich abstimmen. 

Wer ist für die Postnummer 20? – Das ist mehrheitliche Zustimmung, gegen die Stimmen der GRÜNEN.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 21 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7222K im 22. Bezirk, KatG Hirschstetten. Die Wortmeldung wurde auch hier zurückgezogen. 

Wer ist für die Postnummer 21? – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7868 im 2. Bezirk. Wortmeldungen sind nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer ist für dieses Plandokument? – Das ist mehrstimmig beschlossen, gegen die Stimmen der GRÜNEN.

Es gelangt die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7857 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte ganz kurz zu diesem Tagesordnungspunkt sprechen, da wir sowohl im Planungsausschuss als auch im Stadtsenat diesen Flächenwidmungsplan abgelehnt haben, aber jetzt zustimmen werden. 

Es geht bei diesem Plan um die Flächenwidmung, die sich zum Großteil auf das neue WU-Gebäude im 2. Bezirk bezieht. Wir sehen die Entscheidung als positiv, dass diese Bildungseinrichtung am Rande des Praters und des Messegeländes situiert werden soll. Das haben wir auch immer gesagt. 

Was uns bei diesem Flächenwidmungsplan allerdings nicht gefallen hat und eigentlich auch schon bei der Grundstückskonfiguration die Grundlage für den Wettbewerb war, ist Folgendes - ich möchte es Ihnen ganz kurz zeigen (Die Rednerin hält einen Plan in die Höhe.), vielleicht sieht man es zumindest in den ersten Reihen -:

Südlich des Messegeländes wird eben eine Fläche für die WU bereitgestellt, und das erfolgt aber jetzt leider nicht so, wie das Grundstück an und für sich geschnitten ist, bis zur Messestraße, sondern man hat da vorher einmal eine Ecke an der Südportalstraße/Messestraße ausgenommen, um hier eine Fläche für ein Hotelprojekt bereitzustellen. Dieses Hotelprojekt steht im Zusammenhang mit dem Wurstelprater und wird auch mit einer Brücke über die Messestraße verbunden mit einem zweiten Gebäude. Wir meinen, dass das städtebaulich keine schöne Lösung ist, weil eben die Messestraße immer schon so quasi die historische Grenze des Wurstelpraters war, und vor allem auch, weil man sich dadurch Entwicklungsoptionen für die WU nimmt. Man sieht das auch ganz schön am städtebaulichen Entwurf, dass eigentlich diese Ecke irgendwo fehlt und dass es wirklich logischer gewesen wäre, das in einem zu behandeln. Wir befürchten, dass dahintersteht, dass die Frau Vizebürgermeisterin sich sehr stark dafür eingesetzt hat, diese Ecke eben für dieses Hotel zu beanspruchen. Wir glauben, es hätte in nächster Nähe weitaus bessere Standorte gegeben, beispielsweise direkt neben dem schon bestehenden Hotel. Es wird dadurch auch eine zusätzliche Straße geschaffen, die natürlich auch in diesem Bereich nicht so ganz sinnvoll ist. Natürlich braucht man sie jetzt für die Erschließung des Hotels; wäre das Hotel aber nicht dort, bräuchte man auch diese Straße an dieser Stelle nicht, und dann hätte man wirklich eine großzügigere Fläche für die WU zur Verfügung stellen können. 

Ich bringe deshalb einen Abänderungsantrag ein, der genau diese Ecke zum Thema hat. Und zwar schlagen wir vor, dass in diesem Bereich die Widmung anders vorgesehen werden soll, nämlich eben dem WU-Gebäude zugeschlagen werden soll. Demnach bräuchten wir eine andere Widmung. Ich erspare Ihnen jetzt den genauen Text - ich glaube, der Antrag liegt Ihnen vor - und bringe hiermit diesen Abänderungsantrag ein. 

Abschließend nochmals: Es ist ein richtiger Standort. Er wird sicher eine Belebung des 2. Bezirks bringen. Es wird sicher auch einen positiven Einfluss auf den Wurstelprater, vor allem auch in Synergie mit dem Messegelände, geben. Und deshalb heute unsere Zustimmung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn GR Hora. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Liebe Kollegin! Ich bin ja nur ein „gewöhnlicher Gemeinderat", wie Sie heute bei Ihrer vorigen Wortmeldung gesagt haben - was hier im Saal sitzt, das sind ja alles nur „gewöhnliche Gemeinderäte" -, und als „gewöhnlicher Gemeinderat" habe ich ja auch gelernt, Pressemeldungen zu lesen. Also ich bin des Lesens mächtig. Und da haben Sie mir im Zusammenhang mit der WU das letzte Mal die Mitteilung gemacht, ich kann zu Ihnen in die Schule gehen und Stadtplanung lernen. – Mit etwa diesen Worten haben Sie es gesagt. 

Liebe Frau Kollegin! Ich habe mir das sofort zu Herzen genommen und habe natürlich nachgeschaut, da wir heute über die WU diskutieren, wie die Situation in Wirklichkeit ist. Nun, Sie sind ja die Fachfrau und, wie gesagt, ich bin ja gelehrig und kann von Ihnen sicher das eine oder andere lernen. Ich habe aber feststellen müssen, dass der Lehrmeister nicht immer besser ist als der Lehrling - denn ich bin ja nicht der Gelernte -, denn sonst hätten Sie nämlich schon darauf hinweisen müssen, dass voriges Jahr hier in diesem Gemeinderat die Grundstückstransaktion zur WU auch in der Konfiguration beschlossen wurde, wie wir sie heute in unserem Flächenwidmungsplan vorfinden. - Nun, ich bin ja nur der Lehrling, und ich habe als kleiner Lehrling das so zur Kenntnis genommen. 

Und wenn ich dann weitergehe, um die Lehre in die nächste Stufe zu treiben - man hat ja eine längere Lehrzeit; das geht bei uns vermutlich etwas rascher -, dann hätten Sie auch mitbekommen müssen, dass Sie heute in Ihrem Abänderungsantrag sogar - nun, sagen wir es so, denn ich bin ja nur ein „gewöhnlicher Gemeinderat" –einige Formfehler drinnen haben. Sie haben nämlich gar nicht Folgendes bedacht: Sollten wir nämlich Ihrem Abänderungsantrag nachkommen, dann würde das bedeuten, dass wir einen neuen Wettbewerb machen müssen - der schon längst abgeschlossen ist -, weil man ja - und ich lege Ihnen Ihren eigenen Antrag vor - ganz einfach auch die Kubatur im Text ändern müsste. Was Sie nämlich meinen, ist, man nimmt ein Projekt und verschiebt es von rechts nach links, von links nach rechts. Man macht ja mit Ihrem Antrag nur die Fläche größer, aber nicht das Detail. - Frau Kollegin, Sie schütteln den Kopf. Schauen wir uns noch einmal den Abänderungsantrag an! Ich glaube schon, dass Sie Ihre Meinung haben, aber man sollte das auch auf der fachlichen Ebene durchdenken. 

Aber: Spaß beiseite! Kommen wir jetzt wirklich zum Ernst der Sache! Ich glaube, dass gerade die Flächenwidmung, die wir heute hier im Gemeinderat zu beschließen haben, ein wesentlicher Punkt in der Neugestaltung der U2-Achse in einer Gestaltungsvariante ist, die zwischen Stadion und Praterstern einen neuen Stadtteil entstehen lässt. Und der WU-Standort gerade hier beim Prater-Ausgang ist, glaube ich, ein sehr günstiger, eine Fläche, wo es ohne Weiteres möglich ist, Campus-Modelle umzusetzen, wo es möglich ist, zwischen Grünraum, Bildung und Bevölkerung auch den entsprechenden Mix zustande zu bringen.

Gerade die Konfiguration jener Fläche, die wir heute für die WU vorsehen, hat eine ganz wichtige Eigenschaft: Sie ist genau abgetrennt von jener kleinen Fläche, die Kollegin Gretner angesprochen hat – eine Fläche, die als Pufferzone zwischen dem belebten Prater und der Bildungseinrichtung Wirtschaftsuniversität liegt. Es ist auch eine Abstufung, die den Größenverhältnissen entspricht. Wenn wir uns den Prater anschauen, dann sehen wir, dass die Entwicklung der Bauhöhen dahin gehend ist, dass nur einige Bauten, einige Attraktionen im Prater in die Höhe gehen, aber die Bauten im restlichen Teil des Praters eine gewisse Höhe nicht überschreiten. Daher ist es umso wichtiger, dass sie neben der Größenordnung der Wirtschaftsuniversität, die dort gebaut werden soll, die dementsprechend abgetrennte Form hat, einen dementsprechenden Verlauf.

Und, meine Damen und Herren, ich glaube, das ist das Wichtige, dass auch die Fußläufigkeit eben zum Prater, aber auch innerhalb der WU dem entspricht. Wenn Sie sich die Projekte, die bis jetzt für die WU alle ins Rennen gegangen sind – demnächst wird sicherlich ein dementsprechendes Projekt vorgelegt werden –, werden Sie erkennen, dass eine Durchwegung mit dem jetzigen Plandokument dementsprechend abgesichert ist und, wenn Sie meine persönliche Meinung auch gleich hören wollen, dementsprechend gesichert für die Leopoldstädter Bevölkerung ist.

Wir werden in diesem Bereich, wo die Wirtschaftsuniversität hinkommt, direkt an der Grenze zum Naherholungsgebiet Prater sein. Wir werden damit aber auch die Möglichkeit haben, dort Leben in ein Gebiet zu bringen, das derzeit nur funktionell mit Leben erfüllt ist: im Sommer mit vielen Ausflüglern, im Winter bei dem einen oder anderen Veranstaltungstag. Abgesehen davon ist dort relativ wenig Leben.

Der zweite Eingang des Praters – ich meine in diesem Fall des Wurstelpraters – ist ein ganz wichtiges Element. Es ist wichtig, dass er dort anschließt mit dieser Pufferzone, mit dieser Zugänglichkeit zur U-Bahn, mit dieser Zugänglichkeit zur Messe. Die Wirtschaftsuniversität – lassen Sie mich das auch feststellen – hat auch in diesem Bereich eine dementsprechende Funktion, nämlich ein Bindeglied zu sein, wenn Sie so wollen, zwischen der Veranstaltungsstätte und der Bildungseinrichtung. 

Wir haben – und das ist ein ganz wichtiger Teil – gleich daneben auch jenes Messezentrum, das seit 2001 eine Erfolgs-Story darstellt. Die Wiener Messe als Nachbar gibt einen wichtigen Impuls für dieses Gebiet, für diese Gegend dort. Dieser Impuls kann durch Kooperation mit der Wirtschaftsuniversität, durch die gemeinsame Nutzung von Räumen, durch die Nutzung von dementsprechenden Flächen mit Abstimmung auch einen gemeinsamen Werbeeffekt hervorrufen. Kongresse größerer Natur können im Messezentrum abgehalten werden. Es können aber auch jene Räumlichkeiten, die für Vorträge, für Diskussionen, für Aktivitäten der Wirtschaftsuniversität und des Messetourismus gemeinsam gedacht sind, abgedeckt werden.

Ich glaube, mit diesem Plandokument haben wir die Weichen gestellt. Das Wichtigste wird jetzt sein, dass im Wettbewerb in der derzeitigen Auslobung die dementsprechenden Pläne vorgelegt werden, dass die dementsprechende Absicherung, die dementsprechende Entscheidung fällt, wie das Gebäude dort ausschauen wird. 

Ich nehme an, Frau Kollegin Gretner – seien Sie mir nicht böse! –, sollten Sie auch dann noch politisch in dieser Stadt tätig sein, werden Sie sicher bei der Eröffnung der Wirtschaftsuniversität auch mit dem jetzigen Flächenwidmungsplan in der ersten Reihe bei der Eröffnung dabei sein.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ich möchte die Gelegenheit bei diesem Tagesordnungspunkt dazu nützen, dass ich einen Beschlussantrag einbringe. Es hat sich auf Grund einer Entscheidung ergeben, die wir gestern am Abend gefällt haben, die wahrscheinlich nicht nur für uns, sondern für mehrere hier für Überraschung gesorgt hat, nämlich dass wir einstimmig eine Verlängerung der U6 nach Floridsdorf, und zwar konkret zum Krankenhaus Wien-Nord beschlossen haben. Wir haben einstimmig eine Zuweisung zum Antrag beschlossen. Das gibt uns sozusagen die Hoffnung, dass wir die U-Bahn-Erweiterung in diesem Bereich zügig fortsetzen können und zügig durchführen können.

Was für uns jetzt nun wichtig ist, ist, dass wir die neuen Parameter, die sich dadurch ergeben – ungefähr vor einem halben Jahr hat es noch geheißen, dass man die Verlängerung der U-Bahn ins Krankenhaus Wien-Nord auf Grund der uns gegebenen Parameter nicht durchführen kann –, dann auch auf die anderen U-Bahn-Erweiterungen umlegen, damit wir somit hoffentlich einen Schritt weiter vorankommen, U-Bahn-Erweiterungen auch stärker durchführen zu können als bisher. Ich stelle daher gemeinsam mit meinem Kollegen Alfred Hoch folgenden Beschlussantrag: 

„Die zuständigen Stadträte, Finanzstadträtin Mag Renate Brauner und Verkehrsstadtrat Dipl-Ing Rudolf Schicker, werden aufgefordert, sämtliche Bedarfszahlen und Parameter, die nun offensichtlich im Lichte der Entscheidung für die Verlängerung der U6 zum geplanten Krankenhaus Nord nunmehr neu gelten, in den entsprechenden politischen Gremien offenzulegen und die daraus resultierenden Verlängerungsprojekte zu präsentieren.“

In der Hoffnung, dass wir sehr bald über weitere Projekte reden können, übergebe ich diesen Antrag. – (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können somit zu den Abstimmungen kommen.

Vorerst stimmen wir den von den GRÜNEN eingebrachten Abänderungsantrag zu dieser Postnummer betreffend Festsetzung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes mit der Nr 7857 ab. Er wurde von Kollegin Gretner erläutert. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist nur von den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Wir können jetzt die Postnummer 24 abstimmen. Wer für die Postnummer 24 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Die Postnummer 24 ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von der ÖVP beantragten Beschlussantrag betreffend U-Bahn-Ausbauprogramm unter dem Blickwinkel der Entscheidung der beschlossenen Verlängerung der U6 nach Floridsdorf. (Rufe bei der SPÖ: Zugewiesen!) Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag ist einstimmig so geschlossen worden.

Es gelangt die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Errichtung einer Gärtnerunterkunft im 9. Bezirk am Schlickplatz. Herr GR Valentin leitet wieder ein.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Mag Maresch, der Herr Professor, hat sich zu Wort gemeldet.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Eine kurze Notiz zur Rede des Kollegen Gerstl. Ich meine, es ist fein, dass die ÖVP bereits die Verlängerung zum Rendezvousberg oder wohin auch immer feiert, aber es heißt Zuweisung und nicht Verlängerung. Das ist ein Unterschied. Der Zuweisung stimmen wir gerne zu, aber bezüglich der Verwirklichung mögen Ihre Träume vielleicht nicht wahr werden. Das werden wir noch sehen, was da drinnen steht. –So weit, so gut. Die Zuweisung, wie gesagt, finden wir völlig in Ordnung.

Zu meinen Vorrednern möchte ich auch noch was sagen: Kollege Hora, ich habe diese Geschichte mit dem Lehren und Lernen und damit, dass man da noch etwas lernen kann, interessant gefunden. In der Schule hat man mich mit „Wilhelm Meisters Lehr- und Wanderjahren" geplagt. Ich hoffe, dich auch, damit wir wenigstens das Gleiche haben. Ich habe es interessant gefunden, dass man da immer noch etwas lernen kann oder vielleicht auch lehren kann – du hast uns jetzt ein bisschen belehrt. 

Ich habe bei dem Aktenstück etwas gelernt, das jetzt zur Tagesordnung da vor mir liegt, und zwar folgende Geschichte: Lange Jahre hat es eine mehr oder weniger ziemlich heruntergekommene Gärtner- und Gärtnerinnenunterkunft am Schlickplatz gegeben. Es hat uns schon gefreut, dass da etwas passiert, aber der Preis, der seinerzeit genannt wurde, war ein bisschen hoch. Wir meinen, man hätte vielleicht andere GärtnerInnenunterkünfte in naheliegenden Bezirken zusammenlegen können. 1,329 Millionen EUR war schon ein stolzer Preis für diese Geschichte. 

Eigentlich ist im Bezirk durchaus bekannt gewesen, dass darunter möglicherweise ein Löschteich ist. Solange ich Klubobmann war, wussten wir alle, dass eine Bebauung dort nicht so leicht sein könnte. Jetzt stellt sich heraus: Um Gottes Willen, es gibt einen Löschteich. Und jetzt gibt es eine Nachforderung von 267 000 EUR. Alles zusammen gerechnet kostet das rund 1,6 Millionen EUR, in alter Währung 23 Millionen Schilling. Um das Geld kann man andere Gebäude auch schon hinstellen! 

Wir glauben – und uns wurde leider recht gegeben, das haben wir aus diesem Lehrstück gelernt –, es kann noch viel teurer werden, als wir ursprünglich meinten. Deswegen stimmen wir wie seinerzeit jetzt auch nicht zu. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dipl-Ing Stiftner ist am Wort. – Bitte schön.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Mein Vorredner hat schon angekündigt, es handelt sich hier um einen Akt, wo Planungsmängel mehr als offenkundig wurden. Da muss man einfach einmal sinnvollerweise vor allen Dingen festhalten, dass wir natürlich nicht gegen gute Investitionen im Bereich der MA 42 sind. Es geht vielmehr darum, dass man Projekte ordentlich, wirtschaftlich und vor allem mit der notwendigen Professionalität ausführt. Das scheint hier sicher nicht der Fall zu sein. Ich sage auch, um allen Missverständnissen von vornherein den Wind aus den Segeln zu nehmen: Es geht uns auch darum, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ordentliche Unterkünfte behalten und erhalten sollen. Auch das sei hier gesagt. Die Frage ist nur, wie wir die Projekte aufsetzen. 

Investitionen machen auch aus Sicht der Wirtschaftskrise noch mehr Sinn. So gesehen ist das eigentlich schade, dass dieses Projekt derart gescheitert ist, zumal dabei wirklich Steuergeld verschwendet worden ist. 

Die Sachkreditgenehmigung im Ausschuss und auch im Gemeinderat – das ist, wie ich glaube, eineinhalb Jahre her – haben wir ebenfalls abgelehnt, und zwar deshalb, weil wir damals um Auskunft ersucht und die üblichen Antworten erhalten haben: Alles ist bestens, alles ist vorbereitet, es gibt keinen Grund zur Beunruhigung. Warum stellt denn überhaupt die Opposition eine Anfrage? 

Allein der Verdacht gab uns recht, und so stehen wir heute abermals hier, weil seitens der Mehrheitsfraktion ein Nachschuss begehrt wurde, der mit mehr als einer Viertelmillion Euro nicht ohne ist. Da muss man sich schon fragen, ob hier planerisch nicht wirklich auch Inkompetenz vorliegt oder zumindest ein hohes Maß an Sorglosigkeit. 

Irgendwo ist dann auf die Frage, wie Sie ursprünglich auf die Kosten gekommen sind, gesagt worden, dass ein ähnliches Projekt hergenommen wurde, ungefähr abgeschätzt wurde, was das damals gekostet hat, und gesagt wurde: Ungefähr so viel wird uns das neue Projekt kosten. Das ist alles mehr als vage, mehr als fraglich und höchst unprofessionell, ja, fahrlässig, meine Damen und Herren! Als Klein- und Kleinstunternehmer würden Sie heute in Konkurs gehen, hätten Sie nicht die SteuerzahlerInnen, die hier wieder Geld zuschießen.

Sie haben hier bei den Mehrkosten zwei Begründungen angeführt. Eine möchte ich zitieren: Die spezielle Situation erfordert sensible, individuelle Detaillösungen bei den jeweiligen Einzelgewerken, heißt es wörtlich im Akt. Das heißt wohl, Sie wussten schon bei der Projektierung nicht, dass der Schlickplatz mitten im Gründerzeitviertel liegt und dass man nicht gerade mit dem Bagger dort auffahren darf. Die Begründung Nummer 2: Es wurden urplötzlich Löschteiche aus dem Zweiten Weltkrieg gefunden, deren Befüllung entsorgt werden muss. Und das erkläre alles die Mehrkosten.

Kollege Maresch hat schon gesagt: Ja, von den Löschteichen hat man schon mehrfach gewusst, und auch wenn man es nicht gewusst hätte, müsste man entsprechende Bodenuntersuchungen durchführen, bevor man zu bauen beginnt, nämlich schon in der Planungsphase, um das richtig zu machen. 

Wir können deshalb all diese Begründungen nicht gelten lassen. Wir verstehen, dass Ihnen die Mehrkosten sehr unangenehm sind. Was den Löschteich betrifft: Wenn man sich die Altlastensanierungen anschaut, die in Wien hinterherhinken, scheint eine generelle Kompetenzfrage im Umweltressort vorzuliegen. 

Die Begründung zeigt eindeutig, dass die Magistratsabteilungen zwar ihre Kernaufgaben – und das sei hier ausdrücklich und eindeutig betont, bei der MA 42 möchte ich das ganz besonders hervorheben – in vielen Fällen sehr gut erfüllen. Die Kernaufgaben sind hervorragend: Wir freuen uns immer wieder auf schöne Stadtgärten. 

Das heißt aber noch lange nicht, dass dieselbe Magistratsabteilung mit derselben Kompetenz auch in der Lage ist, Bauprojekte auszuüben und auszuführen. Da gibt es ein altes Sprichwort, das sagt: Schuster, bleibe bei deinen Leisten und gib es den Profis! (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das macht die MA 34!) – Offensichtlich nicht ausreichend, Frau Stadträtin! Sonst hätten Sie ja nicht diese Mehrkosten zu verantworten, die Sie heute vom Gemeinderat begehren. Eine Viertelmillion Euro ist viel Geld! Schauen wir uns doch an, wie die Leute heute um jeden Cent kämpfen! Wir haben eine hohe Inflation, und Sie sagen einfach: 250 000 EUR – 267 000 EUR sind es genau –, das macht ja nichts, das ist ja nicht so schlimm, das kommt ja alles aus dem Budget, das kommt von den Steuermitteln, die Bürgerinnen und Bürger zahlen es schon, wir machen uns da nichts daraus, das ist ja quasi Kleingeld für uns. 

Wir sehen das anders, sehr geehrte Damen und Herren! Wir gehen verantwortungsvoll mit Steuergeld um, auch bei kleinen Summen, denn da zeigt sich nämlich, wer wirklich verantwortungsvoll mit Steuergeld umgeht, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP)
Frau Stadträtin! Weil Sie sich gerade in die Debatte durch einen Zwischenruf eingeschaltet haben, sage ich Ihnen: Es ist so, dass das auch bei Ihnen und hauptsächlich bei Ihnen beruht! Sie haben eine Kontrollverantwortung, die darin liegt, Dinge zu überwachen. Wenn Magistratsabteilungen einfach Projekte anstoßen, die in Ordnung sind und gut sein können, haben Sie die Verantwortung, zu überprüfen, dass diese auch ordentlich durchgeführt werden können. Diese Kontrollverantwortung nimmt Ihnen keiner ab, die haben Sie. Das schmälert nicht die sonstige Leistungsbereitschaft Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Das sei hier ausdrücklich noch einmal betont. 

Wenn es aber um Verantwortung geht, dann weiß ich, dass Sie, Frau Stadträtin, immer ein bisschen zurückhaltend sind. Ich bin aber überzeugt davon, wir werden Sie wieder in voller Schönheit und Größe bewundern können, wenn es um die Eröffnung des Projektes geht. Da werden Sie wieder medial vertreten sein und werden sich dieses Schauspiel sicherlich nicht entgehen lassen, wieder zu befeiern, auch wenn es bis dahin noch sehr viel Geld gekostet hat.

Objektiv muss man sagen, dass diese Bausünde beim Umweltressort schmerzlicherweise viel Geld kostet, die Umwelt aber nicht nachhaltig schädigt und in Wirklichkeit im Vergleich zu der Prater-Geschichte nur eine Kleinigkeit darstellt. Dennoch zeigt sich, dass hier sorglos mit Steuergeld umgegangen wird. Ich denke, es ist Grund genug, dieses Thema als Anlass zu nehmen, Sie aufzufordern, mit Projekten in Zukunft sorgfältiger umzugehen, vorausschauend umzugehen, besser vorauszuplanen. Wir werden deshalb dieser Sachkreditgenehmigung und diesem Akt nicht unsere Zustimmung erteilen können. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hufnagl. Bitte, Herr Präsident!

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren des Gemeinderates!

Das waren harte Worte, die Kollege Stiftner hier eingebracht hat: Planungsmängel, Geldverschleuderung, fahrlässig, sorglos mit Steuergeld umgegangen. Ich müsste eigentlich meine Wortmeldung zur Gänze als tatsächliche Berichtigung gestalten, werde aber trotzdem versuchen, die Fakten entsprechend in den Vordergrund zu stellen.

Wahr ist vielmehr, Kollege Stiftner, das Programm der MA 42 – es ist ein Programm, das über Jahre dimensioniert ist und mit der MA 34 grundsätzlich akkordiert ist, und da kann man ja auch festhalten, dass die MA 42 sehr wohl in eigener Sache Erfahrungen mit Objekterrichtungen, mit Sanierungen besitzt – zur schrittweisen Sanierung und, wo notwendig, kompletten Neuerrichtung der so genannten Gärtnerunterkünfte setzt im 9. Bezirk am Schlickplatz im heurigen Jahr einen in mehrerer Hinsicht sehr bemerkenswerten und wertvollen Schwerpunkt. 

Die vormalige Situation, die hier leider von beiden Rednern der Opposition verschwiegen wurde, war arbeitsrechtlich, aber auch von den technischen Bedingungen her, wie Stadtgärtner zu arbeiten haben, völlig unzulänglich. Zwei Container und eine Arbeitsbaracke waren hier dringendst durch einen komfortablen und passenden Neubau zu ersetzen. 

Dieses Objekt steht vor der unmittelbaren Fertigstellung. Ich lade alle Damen und Herren ein – es ist ja nicht sehr weit vom Wiener Rathaus –, sich das vor Ort anzuschauen, damit man weiß, wovon man tatsächlich spricht. Dieses Projekt weist im Erdgeschoß den Prototyp einer so genannten Stiefel- und Arbeitsschuhwaschanlage, Kleider- und Schuhtrockenschränke, eine Werkstätte mit Montagegrube und Werkzeugraum, eine weitläufige Garage, die ermöglicht, dass die Fahrzeuge von ihren Anhängern nicht abgekoppelt und damit Material schonend abgestellt werden können, auf. Im ersten Stock gibt es unter maximaler Nutzung von Tageslicht – Glas und Stahl sind die wesentlichen Bauelemente dieses Objektes – den Aufenthalts- und Sozialraum sowie das Büro für die beiden LeiterInnenarbeitsplätze. Das Dach der Gärtnerunterkunft sowie das Flugdach der daneben angebrachten PKW-Abstellflächen werden mit Sedum, sprich, Fette Henne, für die Nichtbiologen, begrünt und sind dann der natürlichen Verwachsung überlassen. 

Es ist richtig, dass die heutige Post eine 20-prozentige Erhöhung des Sachkredites und entsprechende budgetäre Bedeckung zum Inhalt hat. Zwei Faktoren – zwei ganz maßgebliche Faktoren – haben diese Verteuerung gegenüber der ursprünglichen Kostenschätzung der MA 34 und den genehmigten Projektkosten ausgemacht. Erstens – das war in der Dimension keinesfalls absehbar und einschätzbar – hat es das seltene Phänomen gegeben, dass ein zirka 15 mal 10 m großer und 12 m tiefer Löschteich vom Zweiten Weltkrieg, für die nahegelegene Roßauer Kaserne offensichtlich als strategische Notwendigkeit gesehen, entdeckt wurde, der mit einem nicht näher bestimmten Material aus den Kriegstagen gefüllt war. Das hat sich in der Folge bei der Analyse als schwer kontaminiert herausgestellt. Die Analyse und dann die fachgerechte Entsorgung – das ist besonders sorgfältig vorgenommen worden – machen den wesentlichen Teil der 20-prozentigen Verteuerung aus.

Das Zweite ist der Standort Schlickplatz, kulturhistorisch und stadtgeographisch ein besonderer Standort, der mit sonstigen Gärtnerunterkünften quer über die Wiener Geographie keinesfalls vergleichbar ist. Diese Besonderheit der Örtlichkeit hat spezielle Rücksichtnahmen auch bei den Detaillösungen notwendig gemacht. Marktpreise, die sonst angewendet werden, konnten nicht in allen wesentlichen Positionen eingehalten werden und sind daher auch von der Vergleichbarkeit mit anderen Objekten zu berücksichtigen. 

So ist nun nicht nur ein zweckdienlicher, allen Ansprüchen von moderner Arbeitsplatzgestaltung, ArbeitnehmerInnenschutz und Ergonomie Rechnung tragendes Objekt entstanden, sondern ein wirklich architektonisch bemerkenswertes Gebäude. Man kann dieses Bauwerk getrost als kontemporären Beitrag zur klassischen Moderne bezeichnen. Es fügt sich jedenfalls harmonisch in die prächtig erhaltenen Bürgerhäuser der nahen Wohnumgebung und auch sehr gut in die nachbarliche, neu renovierte Roßauer Kaserne ein. 

Meine Damen und Herren, von diesem Stützpunkt aus werden 250 000 m² Grünfläche des 9. Bezirks ab sofort optimal betreut und serviciert. 35 Bedienstete der Wiener Stadtgärten erhalten einen modernen arbeitnehmerfreundlichen Standort. Und was für die Werthaltigkeit der Stadt Wien und ihre Buchführung sicherlich nicht unmaßgeblich ist und leider Gottes vom Kollegen Stiftner in seiner sehr giftigen und aggressiven Rede verschwiegen wurde: Die Stadt Wien erhält damit eine wertvolle, in das Anlagevermögen der Stadt dauerhaft einzubringende Immobilie. Das sind jedenfalls drei gute Gründe, dieser Sachkreditserhöhung auch im Sinne der Wertvermehrung des Bestandes der Stadt Wien unsere Zustimmungen zu geben.

Ich kann daher die Damen und Herren des Gemeinderates nur nach Farkas einladen: Schauen Sie sich das tatsächlich an, dann werden Sie den Unterschied zu der Darstellung des Kollegen Stiftner live erleben und mit gutem Gefühl der Zustimmung zu dieser beantragten 20-prozentigen Sachkreditserhöhung Ihre Akzeptanz geben! – Ich danke herzlich und wünsche noch einen angenehmen Tag. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können die Postnummer 27 abstimmen. Wir werden schauen, wie die Akzeptanz jetzt bei den Gemeinderatsmitgliedern ausschaut. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig so beschlossen gegen die Stimmen der ÖVP und der GRÜNEN.

Es gelangt die Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 9. Gemeinderats-
subventionsliste aus 2008. Wortmeldung ist hier keine vorgesehen. Wir werden diese Liste aber getrennt abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für den Punkt Pensionistenverband Österreichs, Landesorganisation Wien ist, den bitte ich um Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die GRÜNEN so beschlossen.

Der nächste Punkt ist der Republikanischer Klub. Wer ist dafür? – Das ist mehrstimmig beschlossen gegen die Stimmen der ÖVP und der Freiheitlichen.

Wer von den Damen und Herren für den Rest der Subventionsliste ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 30 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf einer Liegenschaft im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt, sowie den Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrages. Herr GR Niedermühlbichler wird einleiten. (Rufe bei der SPÖ: Kein Redner!)

Ich habe Mag Maresch auf der Liste stehen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Gestrichen!) – Er ist gestrichen!

Postnummer 30 wird gleich abgestimmt. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass laut § 25 die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder anwesend sein muss. Das ist der Fall.

Wer für diese Post ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf einer Liegenschaft im 2. Bezirk. Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Der § 25 kommt ebenfalls zur Anwendung.

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung zur Einräumung einer Option zugunsten der LSE LiegenschaftsstrukturentwicklungsGmbH betreffend die Grundflächen der Sportanlage im 10. Bezirk. Jetzt leitet Herr GR Niedermühlbichler ein.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Smolik hat sich gemeldet. – Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Nachdem sich jetzt offensichtlich alle haben streichen lassen, geht es jetzt ganz schnell. Ich möchte zum Eisring Süd ein paar Worte verlieren, um den es sich ja hier in diesem Geschäftsstück handelt. Wir werden diesen Akt ablehnen, nicht weil wir gegen die Neugestaltung des Eisrings Süd sind, sondern weil in diesem Akt widersprüchliche Informationen enthalten sind, auf die ich hinweisen möchte.

So ist im Akt zu erkennen, dass unter Zweck steht: Sozialer Wohnbau samt Nahversorgungseinrichtungen sowie Neuerrichtung der Eissportanlage. Das findet unsere Zustimmung, das sehen wir genauso. Wir wollen das ganz dringend. Es hat ja auch eine BürgerInnenversammlung im 10. Bezirk ergeben, dass dort die Eissportanlage weiter bestehen bleiben soll und dass es dort leistbare Wohnungen geben soll. 

Wenn man dann aber weiterliest, so sieht man, dass dann plötzlich nicht mehr von der Eissportanlage die Rede ist, sondern von einer Mehrzweckanlage, einer Mehrzwecksporthalle, wo nicht ganz klar ist, was das jetzt sein soll: Ein multifunktionelles Sportzentrum? Ich weiß, dass es einen städtebaulichen Ideenwettbewerb dazu geben wird. Aber was wird es jetzt? Bleibt es eine Eissporthalle, bleibt es eine Eissportanlage oder wird es ein multifunktionelles Sportzentrum? 

Weiters ist für uns in diesem Akt nicht ganz klar ersichtlich, wie dicht die Baudichte werden wird. Wie viel vom derzeit dort sehr üppig vorhandenen Grünraum wird es dann auch nachher noch geben? Es gibt kein dezidiertes Bekenntnis dazu, dass der Grünraum dort nicht eingeschränkt ist. Alle, die wissen, wie die letzten Bauvorhaben im 10. Bezirk ausgegangen sind, wissen, dass gerade im 10. Bezirk die Grünräume gerne Bauvorhaben zum Opfer fallen. Da gehen sich dann plötzlich Kinderspielplätze oder Parkanlagen nicht mehr aus, obwohl das eigentlich im ursprünglichen Plan so vorgesehen ist. 

Wir erinnern uns alle ganz intensiv an die Debatte um die Wienerberg-City, die ja nach wie vor nicht ausgestanden ist. Dort waren dann die Grünräume nicht mehr vorhanden beziehungsweise haben sich als ganz kleine grüne Fleckchen zwischen den Wohntürmen herausgestellt. Das war eigentlich nicht die Intention von unserer Seite, dass dort am Wienerberg etwas gebaut wird.

Wir befürchten Ähnliches beim Eisring Süd, wir werden den städtebaulichen Wettbewerb sehr genau beobachten und schauen, inwieweit die Wünsche von den BürgerInnen und AnrainerInnen bezüglich des Eisrings Süd auch zum Tragen kommen und berücksichtigt werden. Auch der Bezirk hat sich ja ganz klar und deutlich dafür ausgesprochen, dass die Eissportanlage erhalten bleiben muss, dass es zugänglich sein muss für die Bevölkerung, für die angrenzenden Schulen und Kindergärten, die in der Nähe sind und ganz, ganz dringend Sportanlagen brauchen. 

Aus diesen Gründen lehnen wir dieses Geschäftsstück heute ab. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wir werden dem Poststück zustimmen. Ein Grund ist für uns die Freude, dass sich auf diesem Areal nach vielen Jahren, nach fast einem Jahrzehnt endlich etwas tut. Das Gebiet um den Eisring Süd, Sportanlage Windtenstraße ist ja eines jener Gebiete im Bezirk, die seit vielen Jahren sträflich vernachlässigt worden sind. Wir sind schon aus diesem Grund froh, dass sich da etwas tut, und werden daher dieses Poststück unterstützen. 

Es gibt aber zwei, drei Dinge, auf die wir schon Wert legen. Es ist gut, dass dieser Wettbewerb stattfindet. Wir hätten aber gerne, dass die Anrainer intensiver einbezogen werden. Ich weiß, es hat im Bezirk eine Veranstaltung gegeben, da waren Interessenten dort. Es waren leider sehr wenige Leute dort. Als es dann darum ging, dass sich die Anrainer einbringen können, war schon festgelegt, wer die zwei, drei Personen sind, die bei diesem Wettbewerb mitsprechen werden. Wir hätten uns das eher so vorgestellt, dass es so ähnlich wie beim Masterplan Flugfeld Aspern diese so genannten Experten vor Ort gibt, das heißt, dass die Anrainer aus ihrer Mitte eine oder zwei Personen wählen, die sich damit intensiv beschäftigen und die dann wirklich als Ansprechpartner gelten für die Menschen, für die Favoritner und Favoritnerinnen, die dort in der Umgebung wohnen, arbeiten und auch ihre Freizeit verbringen. 

Der nächste Punkt: Die LSE schreibt in ihrem Schreiben, dass sie gerne ein Eissportzentrum, sozialen Wohnbau und Nahversorgungseinrichtungen hätte. Unsere Position war eigentlich immer, dass wir gerne nicht nur eine Eisfläche oder eine Eissportanlage, sondern ein Ganzjahressportzentrum hätten. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie wissen, es gibt dort in der Umgebung, in diesem Triesterviertel zwei, drei Schulen, die aus den Nähten platzen, was den Turnunterricht betrifft. Die Personalvertreter dort, die Lehrerinnen und Lehrer verlangen ja schon seit langer Zeit Ausweichmöglichkeiten, dass sie sich im Sommer mit den Kindern nicht nur in dem engen Turnsaal bewegen können, sondern dass es Alternativen gibt. Wir glauben, wenn wir stupide eine Eishalle hinstellen, wird das zu wenig sein. 

Der nächste Punkt: Es gab vor längerer Zeit, vor der Bezirksveranstaltung, eine andere Veranstaltung im Triesterviertel. Da wurde uns seitens der SPÖ erzählt, dass der Hauptpunkt bei der Entwicklung dieses Gebietes ein Einkaufszentrum sein soll. Von der LSE wird das dann Nahversorgungseinrichtung tituliert. Wir sind für die Nahversorgungseinrichtungen, sprechen uns aber dagegen aus – Kollegin Gaal, in Ihrer Rede kam das vor –, dass der Mittelpunkt dieses Einkaufszentrum wird und der Eislaufplatz daneben vorkommt. (GRin Kathrin Gaal: Das ist nicht wahr! Das wissen Sie genau!) – Ich weiß es ganz genau! Der Schwerpunkt sollte auf einer Sporteinrichtung liegen und nicht auf einem Einkaufszentrum. Das wäre uns schon sehr wichtig. 

Ich habe schon eingangs erwähnt, wir werden diesem Poststück zustimmen und hoffen, dass dabei letzten Endes auch etwas herauskommt. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Am Wort ist Herr GR Harwanegg.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Kolleginnen und Kollegen! 

Für mich ist das ein besonders erfreulicher Akt, weil ich als Funktionär in Favoriten und dann als Bezirksrat Gelegenheit gehabt habe, bei der Umsetzung dieser Erforderung und des Projektes mitzuwirken. Ich werde jetzt nicht die Geschichte, die in diesem Zusammenhang sehr interessant ist, erzählen. Vor mir hat Kollege Hoch gesprochen. Die ÖVP war damals in der Bezirksvertretung dagegen und hat sogar eine Bürgerinitiative ins Leben gerufen, wo sehr heftig gegen dieses Projekt Einwände erhoben wurden. – Das nur einmal zur Information, Kollege Hoch. (Rufe bei der ÖVP: Welches Projekt? Es hat nie ein Projekt gegeben! Wann war denn das?) – Das ist schon lange her! 15 Jahre war ich in der Bezirksvertretung, 15 Jahre in diesem Haus. Sie können sich das ungefähr ausrechnen. – Aber das nur zur Wahrheitsfindung zu diesem Projekt. 

So nebenbei darf ich sagen, dass ich auch seit 20 Jahren beim Eissportverein Favoriten Präsident bin, der neben Kunsteislauf auch Schnellsport und Short Track betreibt, und daher besonders mit dieser Anlage hier verbunden bin. 

Meine Vorredner haben es schon ausgeführt, es gab eine jahrelange, jahrzehntelange Diskussion zu diesem Eisring Süd, der ja künftig dann anders lauten soll. Es hat immer wieder zahlreiche Projekte gegeben. Leider sind viele dieser Projektbetreiber dann abgesprungen, weil sie die Auflagen – und das möchte ich betonen –, die wir hier nicht nur als Bezirk, sondern auch Stadt erfüllt haben wollten, nicht erfüllen könnten. 

Faktum ist – das wurde ja schon genannt –, dass ein Projekt nun realisiert werden soll, das eine Vielfalt von Sportgelegenheiten bietet. Es sind neben diesem Sportzentrum mit den vielen, vielen Sportarten, die hier vorgesehen sind – dazu gehören Volleyball, Basketball und Out-door-Sporteinrichtungen –, auch die entsprechenden Verpflegungseinrichtungen, die Gastronomie, die bei so einer großen Sportanlage unbedingt notwendig ist, vorgesehen. 

Ich möchte auch nicht unerwähnt lassen, dass der damalige Vorsitzende des Sportbeirates GR Ludwig, der Vater der jetzigen Gemeinderätin, jener war, der überhaupt die Initiative zu dieser Sportanlage hier ergriffen hat und sie dann im Gemeinderat vorgelegt hat, was von allen damaligen Parteien auch so beschlossen wurde. 

Zur Frage der weiteren Infrastruktur: Natürlich ist in dem Projekt vorgesehen – es wurde ja auch schon angesprochen –, die bestehenden Hallen, die teilweise erneuert werden müssen, wieder für den Eissport oder im Sommer für andere Nutzungen herzurichten. Dass auch dementsprechende Freiflächen für den Sommersport, aber auch den Wintersport in der Größenordnung mindestens eines Eishockeyfeldes wieder gestaltet werden, ist ja die Mindestanforderung. Diese Anforderungen wurden durchaus von der Bevölkerung gewünscht. Wir dürfen ja nicht vergessen, dass drei Bezirke diese Sportanlage als Einzugsgebiet betrachten und sie stark nutzen. Das betrifft nicht nur die Schulen, sondern auch einige Vereine, die dort ihren Sitz haben. 

Dass man natürlich Trendsportarten wie etwa Klettern in der Halle auch zu diskutieren hat und diese, wenn es möglich ist, in diesem Projekt einen Niederschlag finden sollen, ist klar. Es ist ja der Wettbewerb noch nicht abgeschlossen. Ich werde gleich drauf zurückkommen. Dazu bekennen wir uns. Das war ja auch einer der jahrelangen Probleme, dass wir einen Betreiber dafür brauchen. 

Ein Betreiber muss selbstverständlich auch auf die wirtschaftlichen Aspekte der Anlage schauen. Daher gibt es einen Kompromiss, die Nahversorgung zu gewährleisten. Ich sage ausdrücklich Nahversorgung. Es wird kein riesengroßes Einkaufszentrum geben, sondern eine Nahversorgung für die Bewohner in diesem Gebiet, die derzeit mehr als unterversorgt sind. Das ganze Triesterviertel ist wirklich nicht sehr gut bestückt mit kaufmännischen Einrichtungen. 

Lassen Sie mich zum Schluss auf die Wortmeldungen der Kollegin Smolik eingehen. Die Sportarten habe ich schon erwähnt. Es wird eine Vielfalt von Sportarten, die bisher dort nicht ausgeübt wurden, künftig sein. Die Grundräume werden selbstverständlich auch dementsprechend gestaltet werden, weil das Beispiel Wienerberg angezogen wurde. Von dem, was ich an Informationen habe, denke ich aber schon, dass man bemüht ist, die nicht sehr gut gestalteten Spielplätze zu verbessern. 

Kollege Hoch, Bürgervertreter gibt es in diesem Projekt. Diese sind ohnedies nicht bestimmt, sondern gewählt worden. (GR Alfred Hoch: Von der SPÖ-Sektion aber!) 4 000 Einladungen hat es an die Anrainer gegeben. Immerhin sind 100 Anrainer erschienen, und diese haben aus ihrer Mitte zwei Bürgerinnen gewählt, die eben bei diesem Projekt in der Wettbewerbskommission tätig sind. Was Sie auch gesagt haben, habe ich schon ausgeführt: Es wird eine Sportanlage sein, wo selbstverständlich Ganzjahressport betrieben werden soll.

Zum Schluss darf ich noch einmal bitte, dass wir dieses Projekt, das jetzt wirklich mehr als ein Jahrzehnt lang diskutiert wurde, jetzt wirklich auf die Beine stellen. Ich darf erinnern, wir haben im Gemeinderat schon Beschlüsse betreffend die Sanierung der Anlage gehabt. Der Grundstückseigentümer hat ja eine Frist bekommen, in der er das Projekt zu verwirklichen hat. Ich wünsche mir, dass wirklich alle Parteien, alle Fraktionen dieses Projekt, das, wie ich glaube, eine gutes ist, unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Wir können daher sofort abstimmen.

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und der SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 34, Anmietung von Büro- und Archivflächen in der Wolfganggasse. Berichterstatterin ist Frau GRin Reischl. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Hannelore Reischl: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Bitte, Herr Stadtrat.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Dieser Punkt fällt unter ständiges Wiederholen, er sichert den Ertrag, deswegen machen wir es aber auch nicht wahnsinnig ausgedehnt.

Die GRÜNEN erfinden da nicht eine Geschichte, die wir uns auf die eigenen Fahnen heften wollen. Da gibt es eine große Einigkeit, die beinahe alle Fraktionen im Haus umfasst, aber diejenige nicht, die wir brauchen würden, um eine Mehrheit zu schaffen. Es geht wieder einmal um die Anmietung von Büro- und Archivflächen, dieses Mal für die MA 6 und dieses Mal in Wien 12, in der Wolfganggasse 58 bis 60. Gut begründet einmal mehr, warum diese Flächen notwendig sind, gut begründet einmal mehr, warum nur einziges Objekt in Frage kommt. Nachdem man alles geprüft hat, ist am Schluss diese Immobilie der CA Immo AG im 12. Bezirk übrig geblieben. Das koste 26 000 EUR monatlich an Miete beziehungsweise 272 000 EUR für das kommende Jahr. So weit, so normal.

Einmal mehr richten wir die Bitte an Sie – das ist die Wiederholung, und da ist sich die Opposition einig –: Wir würden einfach einmal gerne wissen, wie das Konzept für Büroflächen für die Magistratsabteilungen ausschaut. Einmal wird gemietet, einmal wird gekauft, einmal wird selber gebaut. Wenn man das so haben will, ist es auch gut. Der Eindruck, der immer wieder entsteht, ist, das ist ein Stückwerk. Dafür kann die MA 34, die für die Abwicklung dieses Vertrages zuständig ist, nichts. Aber irgendwo sollte eine Zentralstelle bestehen, wo man darüber nachdenkt: Was hätte man denn gerne am Schluss? 

Da werden zwischendurch teure und manchmal günstigere Flächen angemietet, es wird gemietet, gekauft, das geht durcheinander. Man weiß es nicht, wohin das führen soll. Kollege Kenesei hat gestern auch ausgeführt: Wenn man jeden Akt einzeln für sich liest, wirkt das relativ schlüssig. In Summe aber, wenn man es nebeneinander legt, muss man sich schon fragen: Warum ist es diesmal genau richtig mit dem Anmieten, diesmal genau richtig zu kaufen, diesmal richtig, etwas zu verkaufen und neu zu bauen und, und, und? Es ist undurchsichtig. Wir hätten gerne ein klares Konzept. Vielleicht gibt es das irgendwo. Falls es das gibt, stellen Sie uns das doch bitte hier vor! 

Für heute werden wir diesem Aktenstück nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde es auch sehr schnell machen. Wir sind schon am Ende der Tagesordnung.

Sie wissen, die MA 6 prüft jede Rechnung, die hereinkommt. Das sind 1,5 Millionen Rechnungen, jede Rechnung hat zwischen drei und vier Seiten, also über 5 Millionen Seiten Papier. Das soll in den 3. und 4. Stock dieses Gebäudes gebracht werden. Unserer Meinung nach ist das sachlich gesehen ein Unding, dass man das alles mit einem Aufzug hinauf in den 3. und 4. Stock bringen muss, besonders dadurch, dass es sich um ein durchaus sehr benutztes Gebäude handelt. Es ist dort die UPC eingemietet. Diese hat einen relativ großen Personalstand. Unten ist ein Papiermarkt, der Pagro-Markt situiert. Ich glaube, dass das wirklich nicht der optimale Standort ist, wie schon Kollege Ellensohn gesagt hat. Wir werden deshalb diesem Akt nicht zustimmen.

Ich weise auch auf das vorher Gesagte hin. Die Stadt Wien kauft einmal, einmal mietet sie, einmal baut sie selbst. Konzept gibt es nicht. Es tut uns leid, wir können nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Dkfm Dr Maurer.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Hoher Gemeinderat! Die Detailverliebtheit der Opposition in diesen Dingen ist schon fast bewundernswert, wenn sie sich mit Aufzügen befasst und mit Dingen, wie Papier in den 3. oder 4. Stock gebracht werden kann. Ich will darauf eigentlich nicht eingehen. 

Es ist, wie meine beiden Vorredner gesagt haben, ein sehr gut begründeter Antrag, dem stimme ich gerne zu. Ich möchte nur auf die Grundsatzfrage eingehen. Eigentlich halte ich uns alle, vielleicht unbescheiden auch mich, für vernünftige Menschen. Herr StR Ellensohn, warum wir drei oder vier Mal immer wieder dasselbe erzählen müssen, weiß ich nicht! Man kann unterschiedlicher Meinung sein, aber vielleicht doch auch einmal zur Kenntnis nehmen: Wie soll denn ein Konzept gestaltet sein, das für Zehntausende Menschen die räumliche Unterbringung auf Dauer regeln soll oder für die Zukunft regeln soll? 

Dazu haben wir ein besonders gutes Beispiel: Bei diesem Mietvertrag gibt es eine völlig neue Organisationsform, und Dinge, die bisher in 28 Dienststellen gemacht worden sind, sollen zentralisiert werden. Da wird doch jeder sagen, das ist durchaus vernünftig, es ist eine sehr gescheite Sache, dass man das macht. Nur, wie soll man beispielsweise fünf Jahre im Voraus wissen, welche Notwendigkeiten sich daraus ergeben, und wie soll man solche Dinge vorplanen? Will man zentralisieren? Oft will man ja auch dezentralisieren! Welche Dienststelle soll das machen? 

Es wäre hier zwar eine wundersame Beamtenvermehrung notwendig, aber was könnte diese entscheiden? Sie müsste dann ein Konzept dieser Organisationsform für alle Dienststellen ermitteln, das regelt, wie sich diese zu organisieren haben, nicht nur, wo diese räumlich untergebracht werden, sondern auch wie sie sich zu organisieren haben. Das wäre die Superplanungsbehörde im Rathaus, die dann auch durchsetzen müsste, dass diese Dienststellen dann dort hingehen, wo sie es ausgesucht hat, ob diese wollen oder nicht. 

Ob das so eine gescheite Sache ist, weiß ich nicht. Bei manchen Dingen ist es besser, wenn sie von Fall zu Fall entschieden werden, ob das gemietet oder gebaut oder sonst irgendwie gemacht wird. Es ist nicht möglich, Zehntausende Menschen in einem riesigen Gebäude 

unterzubringen. Das soll ja auch nicht so sein. Daher wird es immer wieder notwendig sein, solche einzelnen Entscheidungen zu treffen. 

Ich bitte deshalb um die positive Entscheidung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Ich komme daher sofort zur Abstimmung über das Geschäftsstück.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zum Misstrauensantrag. Er wurde von den GRen Mag Vassilakou, Dipl-Ing Gretner, Dr Tschirf, Mag Neuhuber, DDr Schock und Mag Jung betreffend „Finanzdebakel am Riesenradplatz“ eingebracht.

Eine Debatte ist nicht gewünscht. Wir kommen daher zur Abstimmung, wobei ich feststelle, dass gemäß § 40a Abs 8 der Geschäftsordnung die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder gegeben ist. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir kommen nunmehr zur nichtöffentlichen Sitzung. 

Ich ersuche die Damen und Herren, die Galerie zu verlassen!

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 13.50 Uhr.)
